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o „Verkehrsgutachten zur Wohnbauentwicklung „Am Bornberg / Nelkenweg" im Rahmen des 
Planaufstellungsverfahrens zur 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 -
Neu. der Stadt Bargteheide (Wasser- und Verkehrs-Kontor GmbH, Ingenieurwesen für das 
Bauwesen, 24.07.2015) 

o „Ergänzende Baugrundbeurteilung" im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zur 3. Ände­
rung Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. der Stadt Bargteheide (Eickhoff und Part­
ner, Beratende Ingenieure für Geotechnik, 2. Bericht vom 07.06.2018) 

o „Baugrundbeurteilung und Gründungsberatung" im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens 
zur 3. Änderung Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. der Stadt Bargteheide (Eick­
hoff und Partner, Beratende Ingenieure für Geotechnik, 1. Bericht vom 15.02.2016) 

Quellenverzeichnis: 

o Folgende von der Planung berührten Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und an­
erkannte Naturschutzverbände sowie private Personen haben im Rahmen des Beteiligungsver­
fahrens nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB Anregungen, Hinweise oder Ausfüh­
rungen im Rahmen ihrer Stellungnahme vorgebracht bzw. mitgeteilt, dass keine weiteren An­
regungen bestehen: 

Der Landrat des Kreises Stormarn, Fachdienst Planung und Verkehr mit Schreiben 
vom 09.11.2018 

Industrie- und Handelskammer zu Lübeck mit Schreiben vom 08.11.2018 

BUND Bargteheide für den Landesverband SH e. V. per Mail vom 09.11.2018 

Abfallwirtschaft Südholstein (AWSH) per Mail vom 08.11.2018 

Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH per Mail vom 07.11.2018 

Private Personen (1) mit Schreiben vom 05.11.2018 

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H 
- Untere Forstbehörde - (LLUR) mit Schreiben vom 05.11.2018 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H 
- Technischer Umweltschutz- (LLUR) mit Schreiben vom 02.11.2018 

Private Person (2) zur Niederschrift am 01.11.2018 

Handwerkskammer Lübeck per Mail vom 26.10.2018 

Hamburger Verkehrsverbund GmbH per Mail vom 24.10.2018 

Schleswig-Holstein Netz AG, Netzcenter Ahrensburg mit Schreiben vom 16.10.2018 

Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 11.10.2018 
Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung Lübeck 
mit Schreiben vom 11.10.2018 

Private Person (3) mit Schreiben vom 03.10.2018 

Eisenbahn-Bundesamt mit Schreiben vom 02.10.2018 

Abwasserentsorgung Bargteheide GmbH mit Schreiben vom 01.10.2018 

Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein mit Schreiben vom 02.10.2018 
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Der Ministerpräsident - Staatskanzlei, Landesplanungsbehörde hat im Rahmen der Planungs­
anzeige nach § 11 Abs. 2 LaplaG keine Stellungnahme abgegeben. 

„Vorläufiger Untersuchungsrahmen" (Scoping-Unterlage) im Rahmen der Umweltprüfungen zur 
3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. der Stadt Bargteheide (Pla­
nungsstand vom 19.04.2016) 

Private Personen (1) als Sammelunterschrift (mit mehr als 170 Unterschriften) 
mit Schreiben vom 27.06.2016 

BUND Bargteheide für den Landesverband SH e. V per Mail vom 27.06.2016 

Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein - Anhörungsbehörde 
und Planfeststellungsbehörde Verkehr mit Schreiben vom 17.06.2016 

Der Landrat des Kreises Stormarn, Fachdienst Planung und Verkehr mit Schreiben 
vom 20.06.2016 und im Rahmen der Planungsanzeige mit gesondertem Schreiben 
vom 21.06.2016 

Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 16.06.2016 

Kabel Deutschland per Mail vom 16.06.2016 

Abfallwirtschaft Südholstein (AWSH) per Mail vom 09.06.2016 

Gewässerpflegeverband Grootbek mit Schreiben vom 08.06.2016 

Handwerkskammer Lübeck per Mail vom 07.06.2016 

NABU Kreisgruppe Stormarn für den Landesverband e.V. mit Schreiben vom 31.05.2016 

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H -
Untere Forstbehörde (LLUR) mit Schreiben vom 27.05.2016 

Abwasserentsorgung Bargteheide GmbH mit Schreiben vom 26.05.2016 

Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein mit Schreiben vom 26.05.2016 

Schleswig-Holstein Netz AG, Netzcenter Ahrensburg mit Schreiben vom 25.05.2016 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr -
Referat Infra I 3 per Mail vom 24.05.2016 

Eisenbahn-Bundesamt mit Schreiben vom 23.05.2016 

Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung Lübeck 
mit Schreiben vom 19.05.2016 
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o Präsentation „Inklusives Wohnen am Bornberg" zur Sitzung des Haupt- und Sozialausschuss 
am 27.04.2015 und zugleich als Informationsveranstaltung zur Beteiligung der Öffentlichkeit / 
der Anlieger 

o „Verkehrsanbindung an die Landesstraße 89", Stellungnahme Landesbetrieb Straßenbau und 
Verkehr, LBV-SH, Niederlassung Lübeck mit Schreiben vom 24.01.2013 

o Bebauungsplan Nr. 12 Neuaufstellung / Plangebiet Orchideenweg - Nelkenweg der Stadt Barg­
teheide mit Rechtskraft vom 05.07.1988 

o 2. Änderung Ergänzung des Bebauungsplan Nr. 12 - Neuaufstellung der Stadt Bargteheide mit 
Rechtskraft vom 05.03.2007 

o Bebauungsplan Nr. 15A „Am Bornberg" der Stadt Bargteheide mit Rechtskraft vom 20.09.2005 

o Festgestellter Landschaftsplan und rechtswirksamer Flächennutzungsplan einschließlich der 
rechtwirksam gewordenen Änderung der Stadt Bargteheide 

o „Lage- und Höhenplan" als Planungsgrundlage und zugleich als Planunterlage für die aufzu­
stellende Änderung des Bebauungsplanes mit örtlichen Vermessungen zusammengestellt zu­
letzt am 22.12.2017 

Fotos: Peter Schariibbe vom 25.04.2013, 15.04.2014, 06.02.2015, 26.07.2016 
H.- Rainer Bielfeldt vom 25.04.2013, 28.06.2016 
Burkhard Gaser vom 06.02.2015 

Verfahrensübersicht 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 Abs. 1 BauGB 
Benachrichtigung der Nachbargemeinden § 2 Abs. 2 BauGB 
Planungsanzeige § 11 Abs. 2 LaplaG 
Frühzeitige Behörden- und TOB - Beteiligung § 4 Abs. 1 BauGB 
Beschluss über Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
Öffentliche Auslegung § 3 Abs. 2 BauGB 
Behörden- und TOB - Beteiligung § 4 Abs. 2 BauGB 
Gesamtabwägung / Satzungsbeschluss 
Bekanntmachung § 10 BauGB 
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1.1 Planungserfordernis 
Die Stadt Bargteheide verfolgt das Ziel, durch die Aufstellung der 3. Änderung und Ergän­
zung des Bebauungsplans Nr. 12 Neuaufstellung im innenliegenden Bereich zwischen „Nel­
kenweg / Am Bornberg / Lohe" (vgl. auch nachstehende Abb, 1) die Ausweisung von Flä­
chen für eine neues Wohngebiet an. Ziel dieser Bauleitplanung ist es, auf Grundlage und in 
Übereinstimmung mit der geltenden Flächennutzungs- und Landsehaftsplanung die pla­
nungsrechtlichen Voraussetzungen für ein inklusives Wohnprojekt mit Einzel- und Mehrfami­
lienhäusern mit einem 40%-igen Anteil an öffentlich gefördertem Wohnraum zu schaffen. 

(Quelle: Topographische Karte, M 1:25 

Abb. 1 
räumliche Lage des Plangebietes innerhalb des Stadtgebietes 

am südlichen Rand der bebauten Ortslage der Stadt Bargteheide 
nördlich „Südring" und südlich „Lohe" 

Zur Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) und zur Erlangung von Baurechten 
für die Realisierung eines „Generationenquartiers" einschließlich der hierzu erforderlich wer­
denden öffentlichen Verkehrsflächen sowie der Maßnahmen zur Oberflächenentwässerung 
insgesamt auf Flächen, die dem bauplanungsrechtlichen Außenbereich zuzuordnen sind, 
sind für den Plangeltungsbereich zur Sicherstellung einer städtebaulich geordneten Entwick­
lung nach § 1 Abs. 3 BauGB der o.g. Bauleitplanung aufzustellen. 

Die angestrebte Planung entspricht grundsätzlich den Darstellungen der geltenden Flächen­
nutzungsplanung der Stadt Bargteheide (vgl. Abb. 23b). Das Plangebiet ist dort als „Wohn­
baufläche" (W) dargestellt. 

Das in Aussicht genommene Plangebiet (vgl. auch nachfolgende Abb. 21b und Abb. 21c) 
und somit das „Generationenquartier" wird im Nordwesten eine Verkehrsanbindung zum 
„Nelkenweg" und im Südosten zur Straße „Am Bornberg" erhalten. Eine Anbindung des 
Plangebietes im Süden an den „Südring" (K 89) wurde im Zuge des Planaufstellungsverfah­
ren intensiv erörtert und gutachterlich untersucht, letztendlich aber mit Beschluss der städti­
schen Fachausschüssen nicht mehr weiter planerisch verfolgt. 

„öffentliche Auslegung" und 
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Begrenzt wird das geplante „Generationenquartier im Nordwesten durch die vorhandene 
Wohnbebauung am „Nelkenweg", im Norden durch die Wohnbebauung an der „Lohe", im 
Südosten durch die Wohnbebauung an der Straße „Am Bornberg" und im Süden durch heute 
als Waldflächen zu bewerteten Ausgleichsflächen am „Südring". 

Das Plangebiet und somit das geplante inklusive „Generationenquartier" liegt in räumlicher 
Nähe zur Ortsmitte und ist auf kurzem Wege fußläufig und mit dem Rad zu erreichen. Sollte 
es für den Quartiersbewohner nicht mehr möglich sein, zu Fuß die Ortsmitte und die dort an­
sässigen Geschäfte und Dienstleistungen zu erreichen, wird das versierte Team der „Stor­
marner Wege" als Quartiersmanager und „Kümmerer" durch einen bedarfsorientierten Fahr­
service diese „Bewegungslücke" sicherlich schließen können. 

Mit der Aufstellung der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplane Nr. 12 - Neu. wur­
den für das Plangebiet unter Bezugnahme auf die mit dem Aufstellungsbeschluss benannten 
Planungsziele folgende Planinhalte (Festsetzungen) angestrebt, die jedoch zu Beginn der 
Planung zunächst nur stichwortartig benannt und im Zuge des weiteren Planaufstellungsver­
fahrens konkretisiert und zur „Entwurfsplanung" aufgrund der konkretisierten Hochbau- und 
Erschließungsplanung modifiziert worden sind: 

• Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes, das den dringenden Wohnbedarf von 
Bevölkerungsgruppen mit besonderen Wohnraumversorgungsproblemen decken und 
dem Wohnbedarf der Bevölkerung dienen soll 

• Erhalt des „Bauernhauses" (vgl. nebenstehen­
de Abb. 2) und Sicherung der dort sehr anlan­
ge schon ansässigen Betriebsstätte des 
GaLa Bau-Betriebes 

Bebauung mit Mehrfamilienwohnhäusern 
(Geschoßwohnungsbau) und Einzelhäusern 
mit 2 WE 

Erschließung des Plangebietes über die beiden 
Anliegerstraßen „Am Bornberg" und „Nelken­
weg" zur gleichmäßigen Verteilung der Verkeh­
re 

Anbindung an das bestehende Fußwegenetz zusätzlich zur Erschließung im Süden an 
vorhandene Fußwege (Verlängerung „Am Bornberg") 

Schaffung einer ausreichenden Zahl an Stellplätzen unter Anwendung der Richtlinie zur 
Ermittlung des Stellplatz- und Abstellplatzbedarfs 

Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Niederschlagsentwässerung und Rückhaltung 
für das Plangebiet und einer leistungsfähigen Ableitung bis zum Vorfluter mit Querung 
der L 89 und der DB-Trasse 

Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse gegenüber Verkehrslärm für die 
das Plangebiet umgebenden schützenswerten Nutzungen und innerhalb des Plangebie­
tes gegenüber der L 89 („Südring") sowie Nachweis der Nutzungsverträglichkeit des im 
Plangebiet weiterhin ansässigen 

Berücksichtigung der Anforderungen an den Schutz von angrenzenden Waldflächen / 
Knicks und den damit verbundenen Maßnahmen, insbesondere Wald- und Knickschutz­
streifen als private Grünflächen 

„öffentliche Auslegung" und 
„Behörden- und Trägerbeteiligung" 
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• Bereitstellung von externen Ausgleichsflächen für naturschutzrechtliche Eingriffe ent­
sprechend der zu erstellenden Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung und für geringe Eingrif­
fe in Knicks bzw. Beeinträchtigung von Knickstrecken 

• Beachtung der artenschutzrechtlichen Anforderungen des BNatSchG 

Auf vorhandene Ver- und Entsorgungseinrichtungen und Leitungen innerhalb und außerhalb 
des Plangebietes ist und wird bereits mit dem städtebaulichen Konzept / im Zuge der Er­
schließungsplanung Rücksicht genommen. 

Zur planerischen Steuerung und zur Sicherung einer städtebaulich geordneten Entwicklung 
des Plangebiets beabsichtigt die Stadt Bargteheide entsprechend dem Vorangestellten die 
Aufstellung der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 Neuaufstellung 
„Generationenquartier Am Bornberg Inklusion". 

Bisheriges Verfahren: 
Die Stadtvertretung der Stadt Bargteheide hat am 03.09.2017 den Beschluss zur Aufstellung 
der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neuaufstellung gefasst. 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Planungsträgern sowie der aner­
kannten Naturschutzverbände nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte entsprechend dem vorange­
stellten Aufstellungsbeschluss auch in Hinblick auf den Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung im Sinne von § 2 Abs. 4 BauGB. Zugleich wurde das Planvorhaben vorge­
stellt sowie die vorgesehenen Auswirkungen und die Maßnahmen der Vermeidung, Minimie­
rung und der möglichen Kompensation beschrieben. 

Zugleich wurde die Öffentlichkeit frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke und de­
ren möglichen Auswirkungen mittels eines öffentlichen Aushangs nach § 3 Abs. 1 BauGB in­
formiert und die Nachbargemeinden von der städtischen Planung nach § 2 Abs. 2 BauGB 
benachrichtigt sowie der Planungsanzeige nach § 11 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 

Die Stadt Bargteheide hat die im Rahmen der o.g. Beteiligungsverfahren eingegangenen An­
regungen und Bedenken sowie Hinweise eingehend geprüft und in die Ausarbeitung der 
Entwurfsplanung und in die Umweltprüfung (Umweltbericht) eingestellt. 

Nach Erstellung, Beratung und Beschlussfassung zum Entwurf wurden die Beteiligungsver­
fahren zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 und der Behörden- und Trägerbeteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt und die eingegangenen Stellungen aus der Öffentlich­
keit und den Institutionen in den städtische Gesamtabwägung zum Satzungsbeschluss und 
somit in die Bebauungsplanung eingestellt. 

Landschaftspflegerische Belange in der Planung 
Die Ausweisung von Bauflächen bzw. von versiegelbaren Flächen innerhalb des Plangel­
tungsbereiches wird zu Eingriffen in Natur und Landschaft gemäß § 8 LNatSchG i. V. m. § 14 
BNatSchG führen, die über den bisher planungsrechtlich zulässigen Umfang hinausgehen. 

Dies bedarf der schutzgutbezogenen Darstellung und Prüfung im Bauleitplanverfahren (vgl. 
Ausführungen im Teil II), denn die Umsetzung der Planung kann die Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes und das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen, wenn 
bauliche Anlagen (Verkehrserschließung, Bauflächen, Ver- und Entsorgungsanlagen, etc.) 
auf bisher nicht baulich genutzten bzw. nutzbaren Grundflächen hergestellt werden bzw. 
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wenn die Nutzung eine relevante Minderung der o. g. Funktionsfähigkeiten zur Folge hat. 

Der Eingriff ist soweit wie möglich zu vermeiden (<=> Vermeidungsgebot). Nicht vermeidbare 
Eingriffe sind zu minimieren (■=> Minimierungsgebot). Verbleibende Beeinträchtigungen sind 
auszugleichen (=> Kompensationsmaßnahmen). 
Über die Belange des Naturschutzes im Bauleitplan ist nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz 
in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2 und 2a BauGB zu entscheiden. 

Vorbelastungen durch den baulichen Bestand bzw. entsprechend der Festsetzungen des in 
einem kleineren Teilbereich bisher geltenden Bebauungsplans werden dabei im Sinne von 
Vorbelastungen berücksichtigt. Für die Ermittlung des Ausgleichserfordernisses wird der 
gemeinsame Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und 
Forsten „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht" vom 09. 
12.2013 i.V.m. dem Erlass „Hinweise und Empfehlungen zur naturschutzrechtlichen Kom­
pensation; Berücksichtigung der agrarstrukturellen Belange" des MLUR vom 30.03.2011 an­
gewendet. 

Das Vorhaben entspricht folgenden Zielsetzungen des BNatSchG: 

§ 1 (3) Nr. 5 BNatSchG: 
„Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs­ und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind 
insbesondere [...] wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre 
Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt 
zu erhalten, [...]" 

§ 1 (4) Nr. 1 BNatSchG: 
„Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes 
von Natur und Landschaft sind insbesondere ... Naturlandschaften, Kulturlandschaften, auch 
mit ihren Kultur­, Bau­ und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonsti­
gen Beeinträchtigungen zu bewahren, [...]" 

§ 1 (4) Nr. 2 BNatSchG: 
„Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes 
von Natur und Landschaft sind insbesondere [...] zum Zweck der Erholung in der freien 
Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten 
und siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen." 

§ 1 (5) BNatSchG: 
„[...] Verkehrswege, Energieleitungen und ähnliche Vorhaben sollen landschaftsgerecht ge­
führt, gestaltet und so gebündelt werden, dass eine Zerschneidung und die Inanspruchnah­
me der Landschaft sowie Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermieden oder so gering 
wie möglich gehalten werden. [...]" 

Zudem werden die artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 BNatSchG durch eine „Po­
tentialabschätzung" in Verbindung mit den maßgeblichen Schutzgütern „Pflanzen" und „Tie­
re" in der Planung (vgl. hierzu die Ausführungen im Teil II) beachtet. 
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Um den gemeindlichen Planungsanforderungen an eine fachplanungsübergreifend inhaltlich 
abgestimmte Gesamtplanung für das geplante Wohngebiet „Generationenquartier Am Born­
berg Inklusion" gerecht werden zu können, wurde zusammen mit der Bebauungsplanung die 
Erarbeitung eines Umweltberichtes einschließlich einer Umweltprüfung als gesonderter Be­
standteil (Teil II) der Begründung (Teil I) insgesamt und die Erschließungs­ und Entwässe­
rungsplanung sowie Sondergutachten zum Immissionsschutz, zum Verkehr, zum Baugrund 
und die Vermessung in Auftrag gegeben und deren Ergebnisse in die Umweltprüfung einge­
stellt. 

Ziel der Stadt Bargteheide ist es somit, ausgehend von den Darstellungen des geltenden 
Flächennutzungsplanes und des festgestellten Landschaftsplanes, den Ergebnissen eines 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB schriftlich durchgeführten „Scoping­Verfahrens" einschließlich der 
Ergebnisse aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der 
nachbarschaftlichen Abstimmung des Planvorhabens nach § 2 Abs. 2 BauGB eine städte­
baulich geordnete Entwicklung mit der Aufstellung der o.g. Bebauungsplanung alsdann pla­
nungsrechtlich abzusichern. 

Die vom Ausschuss für Planung und Verkehr am 28.03.2019 beratene und von der Stadtver­
tretung am 16.05.2019 in der endgültigen Planfassung abschließend beschlossene 3. Ände­
rung und Ergänzung des Bebauungsplan Nr. 12 ­ Neu. beinhaltet die planungsrechtlich rele­
vanten Inhalte der begleitenden Fach­ und Sondergutachten (siehe Anlagen zu dieser Be­
gründung) und die ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes im Rahmen der 
Umweltprüfung (siehe Teil II) einschließlich der mit der Entwurfsplanung durch den Aus­
schuss für Planung und Verkehr bewerteten Ergebnisse des nach § 4 Abs. 1 BauGB durch­
geführten „Scoping­Verfahrens" sowie die Stellungnahmen aus den nach dem BauGB 
durchgeführten Beteiligungsverfahren von den von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie der anerkannten Naturschutzverbände und der 
Nachbargemeinden einschließlich der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits­
beteiligung und der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 1 und 2 BauGB (vgl. Quellenver­
zeichnis) entsprechend der städtischen Gesamtabwägung zum Satzungsbeschluss. 

Die Begründung mit Umweltbericht und die Planzeichnung / Zeichenerklärung konnten ent­
sprechend der städtischen Abwägung red. ergänzt und somit klarstellend angepasst werden. 

„öffentliche Auslegung" und 
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@ 

- Satzung 

Bestands- und Erschließungssituation „Am Bornberg / Nelkenweg" 

Abb. 3 Das so genannte „Bauernhaus" am 
Standort Am Bornberg Nr. 2 

Abb. 4 heutige Betriebsflächen des GaLaBau 
Betriebes im Umfeld des Bauernhauses 

Abb. 5 Wohnbebauung „Am Bornberg" östlich 
angrenzend an das Plangebiet 

Abb. 6 Auszustand der Straße „Am Bornberg" 
mit beidseitiger Wohnbebauung 

Abb.7 Ausbauzustand der Straße „Nelkenweg" 
mit Blick nach Norden zur „Lohe" 

Abb. 8 „Nelkenweg" im Kreuzungsbereich mit 
dem „Rosenweg" mit Blick zum „Südring" 
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# 

■ Satzung ­

Bestandssituation „Am Bornberg" und Plangebiet 

Abb. 9 Die neue, prägende Wohnbebauung 
am Ende der Straße „Am Bornberg" im 
Geltungsbereich des B­Planes Nr. 15a 

Abb. 10 Geh­ und Radweg „Am Bornberg" am 
südlichen Rand des Plangebiets mit 
Blickrichtung zum „Südring" 

w&ttä, 

Abb. 11 Blick von Norden über das Plangebiet hinweg mit dem Waldrand als 
begrenzende Landschaftselement am Horizont im Südwesten 

Abb. 12 Blick vom Plangebiet aus auf die rückwärtigen Grundstücksflächen am 
„Nelkenweg" und den plangebietsbegrenzenden Knick mit Uberhältereichen 
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® 
- Satzung -

Bestandssituation „Am Bornberg" und im Plangebiet sowie an seinen Rändern 

Abb. 13 Zufahrtsbereich „Am Bornberg" mit 
Blick auf das Mietshaus Nr. 4 

Abb. 14 Ausfahrtsbereich „Am Bornberg" mit 
dem gegenüberliegenden Wohnhaus 

Abb. 15 das „Bauernhaus" als Zentrum, Begeg-
nungs- und Arbeitsstätte und Wohnort 
für Menschen mit Behinderung 

Abb. 16 gestaltete Freiraumanlagen unterschied­
licher Art des GaLaBau Betriebes im 
Rahmen der beruflichen Ausbildung 

Abb. 17 Gehölzpflanzungen „in Reih und Glied" 
als Ausgleichsmaßnahmen am „Süd­
ring", nunmehr als Wald zu bewerten 

Abb. 18 Geh- und Radwegverbindung, insbe­
sondere auch für den Schülerverkehr 
in Verlängerung „Nelkenweg" zum 
„Südring" 
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1.2 Vorhabenbeschreibung 
Die Siedlung am Bornberg ist als inklusives Wohnprojekt geplant und trägt daher auch den 
Namen „Generationenquartier Am Bornberg Inklusion". 
Was bedeutet dies für das Wohnprojekt und was steckt hinter 
dem Begriff Inklusion? 

Seit dem Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention und 
der Vorstellung des Nationalen Handlungsplans der Bundesre­
gierung ist in der öffentlichen Diskussion immer häufiger der Begriff „Inklusion" zu hören. 
Nicht selten in Kombination oder als Ergänzung zum Begriff der „Integration". 

Integration und Inklusion bezeichnen zwei sich grundlegend unterscheidende sozialpo­
litische Konzepte und stehen für unterschiedliche Sichtweisen auf die Gesellschaft. 

Inklusion ist, 
wenn man selbstbestimmt 

wohnen kann. 
Egal wie, wo und mit wem. 

Der Begriff Inklusion 

Exklusion 

Separation 

Integration / * 

Inklusion 

Während die Integration davon ausgeht, dass eine Gesellschaft aus 
einer relativ homogenen Mehrheitsgruppe und einer kleineren Au­
ßengruppe besteht, die in das bestehende System integriert werden 
muss, stellt die Inklusion eine Abkehr von dieser Zwei-Gruppen-
Theorie dar und betrachtet alle Menschen als gleichberechtigte Indi­
viduen, die von vornherein und unabhängig von persönlichen Merk­
malen oder Voraussetzungen Teil des Ganzen sind. 

Das Konzept der Integration nimmt also bewusst Unterschiede wahr 
und verlangt vom Einzelnen, dass er sich an das Mehrheitssystem 
anpasst, um ein vollwertiges Mitglied der Gesellschaft zu sein. 

Die Inklusion dagegen ordnet unterschiedliche individuelle Eigen­
schaften und Voraussetzungen nicht auf einer Werteskala, sondern 
betrachtet die Vielfalt und Heterogenität der Gesellschaft als 
grundlegend und selbstverständlich. 

Hier muss sich nicht der Einzelne dem System anpassen, sondern 
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen müssen so flexibel ge­
staltet sein, dass sie jedem Einzelnen Teilhabe ermöglichen. 

Dies zeigt sich auch in der gebauten Umwelt, innerhalb und außerhalb der Gebäude / Räu­
me und somit in der zu Stein gewordenen Gesellschaft. 

Dieses Projekt setzt sich das ehrgeizige Ziel, die Inklusion zu leben 

o mit einem entsprechenden offenen Wohn-
und Quartierskonzept, 

o mit Wohnungsgrundrissen und gebauten 
Räumen, die innerhalb des gesamten Quartiers 
alle die Anforderungen an ein barrierefreies 
Wohnen erfüllen 

o mit einem Quartiermanagement, das sich küm­
mert um alle, unabhängig von ihrem jeweiligen 
Unterstützungsbedarf 

o hier darf ich sein, hier bin ich Mensch 

„öffentliche Auslegung" und 
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/.QSK (Quelle: 
(Bruchmann Architektin, Lübeck, 

Abb. 19a 
Ausschnitt aus dem „Städtebaulichen Konzept" 

als Planungsgrundlage für die Satzung zur o.g. Bebauungsplanung 
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ü 
­ Satzung ■ 

Der Standort des „Generationenquartier Am Bornberg Inklusion" im Bereich „Am Bornberg / 
Nelkenweg" zeichnet sich aus, sowohl durch seine ruhige Lage, eingebettet in ein gewach­
senes Wohnumfeld als auch durch die Nähe zur Innenstadt und zu den zentralen Bildungs­
und Versorgungseinrichtungen sowie durch eine gute fußläufige Verkehrsanbindung zum 
Bahnhof. 

Das vorhandene „Bauernhaus" (vgl. auch Abb. 19c) wird erhalten, mit zentralen Funktionen 
versehen zum Herzstück des Wohnquartiers und wird dem Quartier einen besonderen 
Charme geben. Nachstehend erste Entwurfsideen zur Umgestaltung des Bauernhaus, die im 
Zuge der weiteren Projektentwicklung und Realisierung des „Generationenquartier" weiter 
entwickelt und entsprechend den bauordnungsrechtlichen Anforderungen an den Umbau 
und Umgestaltung konkretisiert werden müssen (Abb. 19b, entnommen aus der Präsentati­
on zum Haupt­ und Sozialausschuss vom 27.04.2015 / Informationsveranstaltung). 

[Trrrrjr*. 
Abb. 19c Blick auf das „Bauernhaus" als städte­

bauliche Dominante des Plangebiets 
und zukünftiger Anlaufpunkt im Quartier 

Abb. 19d Blick von Südwesten entlang des Knicks 
im Bereich der Grundstücksflächen Nel­
kenweg über das Plangebiet hinweg 
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Durch die jahrzehntelange Nutzung des Bauernhauses durch die Stormarner Wege und 
Stormarner Werkstätten als „Arbeits- und Wohnstätte für Menschen mit Behinderungen" 
(vgl. auch nachstehende Abb. 19e) ist der Standort ideal für die Entwicklung eines Wohn­
quartiers mit dem Anspruch inklusiven Wohnens/ Wohnen für Alle. 

Mit den bevorstehenden Veränderung für das Areal Am Bornberg bietet sich die Möglichkeit 
für die angestammten Bewohner, in eine neue ambulante Wohnform zu wechseln und indivi­
duelles Wohnen zu gestalten. 
Für ein buntes Miteinander werden weitere Menschen mit Behinderungen, alte und junge 
Menschen, Alleinerziehende und Familien, Singles und Paare innerhalb des „Generationen­
quartier Am Bornberg Inklusion" geeigneten Wohnraum vorfinden. 

Im „Bauernhaus" bleiben die seit 1980 angestammten Pächter Stormarner Werkstätten wei­
terhin vertreten. Als anerkannte Werkstatt für Menschen mit Behinderung für den Kreis 
Stormarn bieten sie hier im Bereich Garten­ und Landschaftsbau Beschäftigten mit Behinde­
rung die Möglichkeit zur beruflichen Bildung und Teilhabe am Arbeitsleben. 
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Arbeiten im Bauernhaus 
Stormaner Werkstätten 

­ Fortführung der 5 Gruppen +Gruppe Gartnerwerker 
­ Ausbau Dachgeschoss für Gartnerwerker geplant 
­ neue Matenalschuppen als Scheunenersatz 
­ Schaugarten hinter dem Bauernhaus 

Die „Stormarner Wege" betreiben im Bauernhaus seit 1984 ein Heim für Eingliederungs­
pflege mit 11 Plätzen. Nach dem Umbau (vgl. auch nachfolgende Abb. 19f),wird den ange­
stammten Bewohnern die Möglichkeit gegeben, in eine neue Wohnform zu wechseln und in 
ambulanter Form individuelles Wohnen zu gestalten. Es gibt dafür im Bauernhaus durch 
Vergrößerung der Individualfläche und Einbau je eines eigenen Bades und Pantry bis zu 7 
Wohneinheiten (WE). 

Die Stormarner Wege versorgt diese Mieter und ist in der Lage mit einem Zimmer für Nacht­
bereitschaft / Nachtwache im Bedarfsfall eine 24h­Betreuung zu leisten. Die Stormarner We­
ge wird im Bauernhaus oder auch an einer anderen Stelle im Quartier einen Stützpunkt des 
ambulanten Pflegedienstes erhalten und ein Büro betreiben können, von dem aus das Quar­
tiersmanagement im Sinne eines „Kümmerers" betrieben wird. 
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® 
■ Satzung ­

Darüber hinaus wird ein Quartierstreff angeboten als Gemeinschaftsraum für zahlreiche An­
gebote des Quartiersmanagements und der Freiwilligenarbeit. 
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Wohnen im Bauernhaus 
11er Wohngruppe zu ­6 WE 

­ je Bad+ Pantry zzgl Gemeinschaftsflächen 
­ Erhöhung/ Anpassung des Wohnstandards 
­ WE im EG barnerefrei 

Die Stormarner Wege wird den Bewohnern des Wohnquartiers und der umliegenden Stra­
ßenzüge Versorgungssicherheit bieten durch ein Angebot an Assistenzdienstleistungen im 
häuslichen Bereich und einen ambulanten Pflegedienst, Behandlungspflege, Grundpflege, 
Eingliederungshilfe, Pflegeberatung, persönliche Assistenz. Die Stormarner Wege gibt über 
das Quartiersmanagement den Impuls zur Nachbarschaftshilfe und fördert die Verständigung 
und das Miteinander im Wohnquartier. 

• 
Das vorgestellte „Quartierskonzept" wird in den zu schließenden Städtebaulichen Vertrag 
zu übernehmen sein, damit neben den baulichen Aspekten auch die sozialen Komponenten 
des inklusiven Wohnens gesichert werden können. 

Für die neu zu errichtenden Wohngebäude im „Geschosswohnungsbau" mit mehr als 2 
Wohneinheiten (ausgenommen „Bauernhaus") werden die Anforderungen der LBO zum bar­
rierefreien Bauen und ergänzend die Mindestanforderungen der DIN 18040 „Barrierefreies 
Bauen Teil 2 Planungsgrundlagen Wohnungen" in ihren in die Liste der technischen Baube­
stimmungen eingeführten Teilen umgesetzt. 

Denn das „barrierefreie Bauen" kommt allen Menschen zugute, die mit Kindern, Kinderwa­
gen oder einfach mal mit Gepäck unterwegs sind genauso wie älteren Menschen und Men­
schen mit Behinderungen. Barrierefreies Bauen bedeutet Qualitätsgewinn für alle (vgl. auch 
nachstehende Abb. 19g bis Abb. 19j mit exemplarischer Grundrissdarstellung unterschiedli­
cher Wohnungsgrößen). Die neu zu errichtenden Wohngebäude werden mit einem außer­
gewöhnlich hohen Anteil barrierefreier Wohnungen geplant und realisiert. In diesem Zusam­
menhang sollen alle Gebäude einen Aufzug gem. LBO § 40(5) erhalten, der kinderwagen­
und rollstuhlgerecht ist (ausgenommen „Bauernhaus" und WE in den Einzelhäusern). 
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Darüber hinaus werden für die o.g. Gebäude die Anforderungen der Arbeitsgemeinschaft für 
zeitgemäßes Bauen e.V. gemäß Mitteilungsblatt Nr. 248 Heft 1/2014 Barrierefreiheit im 
Wohnungsbau in Schleswig-Holstein eingehalten. 

Für eine sinnvolle, in die Zukunft gerichtete Gebäudeplanung im inklusiven Wohnquartier 
wird die Barrierefreiheit nicht nur gem. LBO auf ein Geschoss des Gebäudes bzw. nicht nur 
gem. Mitteilungsblatt 248 der Arge e.V. auf die geförderten Wohnungen angewendet, son­
dern alle Wohnungen innerhalb der o.g. Gebäude in diesem Sinne barrierefrei hergestellt 
(ausgenommen „Bauernhaus" und WE in den Einzelhäusern). 

Grundsätzlich ist festzustellen: 
die o.g. Barrierefreiheit umfasst die barrierefreie Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Woh­
nungen für Menschen mit motorischen Einschränkungen auch unter Nutzung von Mobilitäts­
hilfen und Rollstühlen, bedeutet aber keine „uneingeschränkte Benutzbarkeit mit dem Roll­
stuhl" im Sinne der DIN 18040-2. Die Anlage 7.3/2 der Liste der Technischen Baubestim­
mungen weist darauf hin, dass alle Anforderungen der DIN 18040-2 mit der Kennzeichnung 
„R" für uneingeschränkte Rollstuhlgerechtigkeit ausgenommen sind von der Einführung. Um 
auch dieser Zielgruppe gerecht zu werden, wird angestrebt 4 WE nach den Anforderungen 
an uneingeschränkte Benutzbarkeit mit dem Rollstuhl auszubilden, davon 2 WE im Kernhaus 
und 2 WE im restlichen Quartier (ohne „Bauernhaus"). 

Das so genannte „Kernhaus", südlich des Bauernhauses gelegen, ist als eine Hausgemein­
schaft mit 13 kleinen Wohneinheiten nach dem Konzept „Plus Wohnen" gem. Mitteilungsblatt 
Nr. 252 der ARGE e.V. geplant, davon 2x ~60qm für uneingeschränkte Rollstuhlbenutzbar-
keit und 11 WE barrierefrei ~50qm. 

Der Gemeinschaftsraum befindet sich in unmittelbarer Nähe im Bauernhaus gegenüber, 
ebenso der Stützpunkt des ambulanten Pflegedienstes sowie das Quartiersmanagement 
bzw. an einer vergleichbarer Stelle innerhalb des „Generationenquartiers". Das Kernhaus 
dient dem Wohnen im Alter und dem Wohnen mit Betreuungsbedarf. Mindestens ein Be­
wohner eines Haushaltes muss das 60. Lebensjahr vollendet haben oder eine Schwerbehin­
derung nach § 2 SGB IX von mindestens GdB 50% oder eine dauerhafte Pflegebedürftigkeit 
nach § 14 Abs. 1 SGB XI bzw. § 61 SGB XII von mindestens Pflegestufe 1 nachweisen. 

Alle Wohnungen und sämtliche Außenbereiche des Quartiers werden barrierefrei und nach 
den Vorgaben KfW 55 ENEV 2009 / 2014 mit hohen Energiestandards errichtet. Sofern ei­
ne Beheizung über ein bestehendes Fernwärmenetz nicht erfolgen kann, z. B. wenn die Pri­
märenergiefaktoren der KfW- Vorgaben nicht eingehalten werden können, wird seitens des 
Trägers des Vorhabens eine Pelletheizung zur Wärmeversorgung des Quartiers eingeplant. 
Hierzu stehen mit der „Entwurfsplanung" zwei mögliche Standorte zur Unterbringung eines 
BHKW's zur Verfügung; einerseits innerhalb eines Geschosswohnungsbaus in zentraler Mit­
te des Quartiers im Kellerraum und andererseits in einem eigenständigen Gebäude am Ran­
de des Geschosswohnungsbaus am Regenrückhaltebecken im Süden des Quartiers. 

Es werden in den Freiflächen ausreichend „Spielplätze" für Kleinkinder gem. LBO § 8 ange­
legt. 

Zwischen den beiden Stichstraßen werden zwei öffentliche verbindende „Fuß- und Radwe­
ge" ausgebildet, einer unterhalb des Gartenbaubetriebes, so dass das „Kern- und das Bau­
ernhaus" auch aus der Richtung „Nelkenweg" erreichbar ist und einer zwischen den beiden 
Wendeplatzanlagen. 
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Als weitere Verbindung des Wohnquartiers mit der umgebenden Wohnbebauung ist im Süd­
osten ein öffentlicher Fuß­ und Radweg zur Anbindung an den Fuß­ und Radweg geplant, 
der von der Straße „Am Bornberg" zur Fußgängerbrücke führt. 

Entsprechend den bereits bestehenden vertraglichen Regelungen zwischen dem Vorhaben­
träger und der Stadt Bargteheide ist: 

• „Der Anteil des öffentlich geförderten Wohnungsbaus muss mindestens 40% des im Zu­
ge dieses Projektes zu schaffenden Wohnraums betragen. Die Wohnungsgrößen sind 
mit der Stadt abzustimmen". 

• „Bezogen auf den Anteil des öffentlich geförderten Wohnungsbaus räumt die Investorin 
der Stadt ein Benennungsrecht nach §11 Abs. 1 des Gesetzes über die Wohnraumför­
derung in Schleswig­Holstein (Schleswig ­ Holsteinisches Wohnraumförderungsgesetz ­
SHWoFG) für die Dauer von 35 Jahren ein. Die Frist beginnt mit dem Erstbezug der 
Wohnungen zu laufen. 

Alle Wohneinheiten sind als Mietwohnungen vorgesehen und verbleiben im Bestand des 
Trägers des Vorhabens, der Theodor Semmelhaack Stiftung. Die Wohnungsgrößen, die ge­
fördert werden sollen, werden in enger Abstimmung mit der Stadt Bargteheide und der AR­
GE SH/ IB SH bedarfsgerecht abgestimmt. 

Blick vom südwestlichen Wendeplatz aus 
die Planstraße hinauf zum „Bauernhaus" am Horizont 

mit der Einzelhausbebauung an der östlichen Seite und dem 2 geschossigen 
(mit Staffelgeschoss) Geschoßwohnungsbau auf der gegenüberliegenden Straßenseite 
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2. Allgemeine Rechtsgrundlagen 
Das Baugesetzbuch (BauGB), zuletzt ergänzt durch das „Gesetz zur Anpassung des Um­
welt­Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften an europa­ und völkerrechtliche Vor­
gaben (am 01.06.2017 in Kraft getreten) und durch das „Gesetz zur Umsetzung der Richtli­
nie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der 
Stadt" (am 13.05.2017 in Kraft getreten) und zuvor auch durch das „Gesetz zur Stärkung der 
Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städte­
baurechts" vom 11.Juni 2013, verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB „soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen". Die Aufstellung von Bauleitplänen liegt dabei als Verpflich­
tung verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener Verantwortung bei der Gemeinde. 

Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal­
tige städtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozial­
gerechte Bodennutzung gewährleisten. 
Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die 
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum 
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen. 

Ggf. können auf Landesrecht beruhende Regelungen als nachrichtliche Übernahmen nach 
§ 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Neben den gesetzlichen 
Vorschriften des Naturschutzgesetzes (LNatSchG) und des Waldgesetzes (LWaidG) kom­
men auch örtliche Bauvorschriften nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) in Betracht. 

Da das förmliche Planaufstellungsverfahren der 3. Änderung und Ergänzung des Bebau­
ungsplanes Nr. 12 ­ Neu. bereits seit Mai 2016 (Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 Bau­
GB) läuft, umfasst die Prüfung die Inhalte, die nach den Anforderungen des BauGB in der bis 
Mail 2017 geltenden Fassung einzubeziehen waren. 

2.1 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
Bereits seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO „Beteiligung von Kindern und Jugendlichen" in 
Kraft getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die In­
teressen von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in angemessener Weise beteiligen 
müssen. Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, 
die Interessen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen. Da sich die (z. T. abstrak­
ten) Instrumente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur bedingt auf Kinder und Ju­
gendliche übertragen lassen, sind insbesondere projektbezogene Beteiligungen, die sich auf 
konkrete Vorhaben erstrecken, sinnvoll. 

Typische Fälle der Beteiligung sind die Errichtung oder die Änderung von Einrichtungen für 
Kinder und Jugendliche, wie z. B. Kinderspielplätze, Kindertagesstätten, Bolzplätze, Sport­
einrichtungen, Jugendbegegnungsstätten, Schulen. Die Beteiligung hat auch bei entspre­
chenden Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen von Kindern und Jugendlichen be­
troffen sind und sich auf konkrete Projekte und Vorhaben beziehen. 

Diese Offenlegungs­ und Dokumentationspflicht kann in vielfältiger Form erfolgen: 
■ im Zuge der Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner nach § 16a GO, 
■ im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Gemeindevertretung 
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■ in den entsprechenden Fachausschüssen, 
■ bei Bebauungsplänen in deren Begründungen oder 
■ allgemein als Veröffentlichungen im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung. 

Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist durch die Überplanung einer wohn­
baulichen Arrondierung und einer teilweisen Umnutzung einer innerstädtischen Fläche zwi­
schen „Nelkenweg / Am Bornberg / Lohe", war nach Auffassung der Stadt Bargteheide eine 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens auf 
der Planungsebene der Bebauungsplanung über das Maß der o.g. Beteiligungsschritte nach 
dem BauGB nicht angezeigt. 
Sofern sich in der weiteren Projektentwicklung Hinweise ergeben, diese Bevölkerungsgruppe 
stärker in das Plan­Vorhaben bzw. in die Projektrealisierung einzubinden, wird dies durch die 
Stadtverwaltung entsprechend veranlasst. 

Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzung (§ 9 Abs. 7 BauGB) 
Der Planbereich der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. (vgl. 
auch nachstehende Abb. 21a) wird entsprechend des Aufstellungsbeschluss des Ausschus­
ses für Planung und Verkehr der Stadt Bargteheide vom 03.09.2015 wie folgt begrenzt im: 
Nordosten durch die Bebauung Lohe Nr. 36a­d und Nr. 38, 
Osten durch die Grundstücksflächen und durch die Bebauung Am Bornberg Nr. 4 bis 

22 (fortl. gerade Nummern), 
Süden durch den Geh­ und Radweg „Am Bornberg" und durch die südlich hiervon 

liegenden Grundstücksflächen Am Bornberg Nr. 24 bis 34 (fortl. gerade 
Nummern) des Bebauungsplanes Nr. 15A, 

Südwesten durch Waldflächen östlich Südring (L 89) einschließlich einer Teilfläche hiervon, 
Nordwesten durch die Grundstücksflächen und durch die Bebauung Nelkenweg Nr. 1 

bis 19 (fortl. ungerade Nummern) einschließlich einer Wegeparzelle mit 
Anbindung an den „Nelkenweg" des Bebauungsplanes Nr. 12 Neuaufstellung 
und eines Straßenabschnitts des Nelkenweges zwischen Lohe und Rosenweg 

Mit Auswertung der Stellungnahmen aus der Behörden­ und Trägerbeteiligung nach § 4 Abs. 
1 BauGB und mit Erarbeitung der „Entwurfsplanung" unter Einbeziehung der Ergebnisse aus 
den begleitenden Fachplanung sowie des zu schließenden Städtebaulichen Vertrages und 
den Beratungen in den städtischen Gremien wird der Plangeltungsbereich 
■ um den Bereich des ehemaligen Feuerlöschteiches (=> zur Anlage eines öffentlichen 

Parkplatzes) erweitert und 
■ um einen 10 m breiten Streifen (=> Waldsaum) reduziert (vgl. auch Abb. 21b). 

Die Reduzierung des Plangeltungsbereiches stell sich wie folgt dar. Mit dem Aufstellungsbe­
schluss wurde ein 10 m Streifen der vorhandenen Waldflächen mit in den Plangeltungsbe­
reich einbezogen wurde mit dem Ziel, hier den Waldumbau planungsrechtlich abzusichern. 
Mit der Entwurfsplanung kommt die Stadt Bargteheide zu einer modifizierten Betrachtung 
des Sachverhalts. 
Da keine Änderung der Flächennutzung oder etwas anderes mit städtebaulicher Relevanz 
passiert und der Waldumbau nur über eine direkte Genehmigung durch die Forstbehörde er­
folgen kann, ist eine vertragliche Regelung in dem zu schließenden städtebaulichen Vertrag 
zur Umsetzung dieser Maßnahme (Waldumbau) ausreichend. 
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Abgrenzung des Plangeltungsbereiches 
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(It. Aufstellungsbeschluss vom 03.09.2015) 
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Abb. 21b 
Abgrenzung des Plangeltungsbereiches 
der 3. Änd. + Erg. des 
Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. 
(It. Entwurfs­ und Auslegungsbeschluss 
vom 05.09.2018/ 
Satzungsbeschluss vom 16.05.2019) 

„öffentliche Auslegung" und 
„Behörden­ und Trägerbeteiligung" 

28 
BISS BÜRO FÜR INTEGRIERTE 

STADTPLANUNG­SCHARLIBBE 



Stadt Bargteheide 
3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. 
„Generationenquartier Am Bornberg Inklusion" 
Teil 1 - Begründung - Satzung 

(' 
\\ 

^ 
J 

Abb. 21c 
Räumliche Lage des Plangebietes (weiß markiert) innerhalb der bebauten und zentralen Stadtlage 

nördlich „Südring" (L 89), westlich „Am Bornberg", östlich „Nelkenweg", südlich „Lohe" 
aus der Luft betrachtet 
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Der räumliche Plangeltungsbereich umfasst auf Grundlage einer überschlägigen Flächener­
mittlung (mit Planungsstand vom 30.01.2019 - Plan Nr. 2.0), die im Rahmen eines Teilungsentwurfs 
durch einen ÖbVI noch konkretisiert werden wird bzw. werden könnte, eine Fläche von ins­
gesamt ca. 3,86 ha, davon 

Allgemeine Wohngebiet (WA) 

Verkehrsflächen, außen (Gemeindestraßen) 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, innen 
(„Generationenquartier") 

Versorgungsflächen (RRB) 

Grünflächen, privat 

Grünflächen, öffentlich 

4. Planungsvorgaben 
Für den in Aussicht genommenen Planbereich besteht keine verbindliche Bauleitplanung 
(vgl. auch vorangestellte Abb. 21b und nachfolgende Abb. 22a). Die Bebauung ist aufgrund 
der Plangebietsgröße und insbesondere aufgrund der erschließungs-, entwässerungstech­
nisch und immissionsschutzrechtlich erforderlich werdenden Maßnahmen sowie aufgrund 
der übrigen zu beachtenden Fachbelangen nicht nach dem Planungsersatz des § 34 BauGB 
möglich. Das Plangebiet ist somit in seiner Gänze als „Außenbereich im Innenbereich" zu 
bewerten. Vorhandene Nutzungen und bauliche Anlagen werden als Vorbelastungen in die 
Planung eingestellt. 

Mit der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 wurde auch eine verkehrliche Anbin­
dung des jetzt in Überplanung anstehenden Planbereichs an den „Nelkenweg" planungs­
rechtlich in Form einer Verkehrsfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt (vgl. auch 
nachfolgende Abb. 22b). Dies hat auch seinen Niederschlag in der Parzellierung (vgl. Abb. 
21b) und der Situation vor Ort (vgl. nachstehende Abb. 22c) gefunden. 

Diese verkehrliche Anbindung entspricht u. a. einem der städtebaulichen Ziele der hier vor­
gelegten Planungsvorstellungen, wobei eine zweite Zufahrt zum Planbereich im Bereich der 
heutigen Zufahrt zum Bauernhof „Am Bornberg" erfolgen soll, so dass die verkehrliche Er­
schließung in zwei Verkehrszonen unterteilt und die Belastungen der „Anlieger" an den bei­
den Zufahrtsbereichen annähernd gleichmäßig aufgeteilt werden kann. 

Mit der Anbindung des Plangebietes unter anderem über die o. g. Verkehrsparzelle und der 
verkehrlichen Umgestaltung eines Straßenabschnittes bis zur „Lohe" sowie einer Umgestal­
tung des ehem. Feuerlöschteiches in einen öffentlichen Parkplatz ist auch eine entsprechen­
de planungsrechtliche „Anbindung" des Plangebietes an den Bebauungsplan Nr. 12 - Neu. 
sinnvoll. 
Weitere bisher nicht überplante Flächen („weiße" Flächendarstellungen, s. Abb. 22a) in die­
sem Bereich sind Grün- und Ausgleichsflächen entlang der L 89 (s. Darstellung des Fläche­
nnutzungsplanes in der Abb. 23b) bzw. bebaute Flächen beiderseits „Am Bornberg", für die 
nach derzeitigem Kenntnis- und Planungsstand kein Planungserfordernis besteht bzw. er­
kennbar ist. 
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(Quelle: Stadt Bargteheide 
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Abb. 22a 
aktuelle Übersicht der Bebauungspläne 
der Stadt Bargteheide 
(den Planbereich [„rote Pfeildarstellung"] 
und das maßgebliche Umfeld betreffend) 
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Abb. 22c 
i Blick vom Plangebiet aus auf die Parzelle 

zur verkehrlichen Anbindung des geplanten 
Wohngebietes (vgl. auch Abb. 22b) 

(Quelle: Stadt Bargteheide 

Plangebiet 

Abb. 22b 
Auszug aus der Planzeichnung zum 
Bebauungsplan Nr. 12 - Neuaufstellung 
mit einem der beiden verkehrlich Anbindungspunkte des Plange­
bietes an den „Nelkenweg" und dem ehem. Feuerlöschteich, 
der zu einem öffentlichen Parkplatz umgebaut werden soll 
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ü 
• Satzung 

Die Stadt Bargteheide baut mit der Aufstellung der 3. Änd. und Erg. des Bebauungsplanes 
Nr. 12 - Neu. auf den Inhalten der rechtswirksamen Flächennutzungs- und Landsehaftspla­
nung sowie des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. auf und konkretisiert mit die­
ser Bauleitplanung Art und Maß der baulichen Nutzung, bezogen auf das Plangebiet. 

4.1 Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB) 
Mit der Aufstellung der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. 
kann das „Entwicklungsgebot" nach § 8 Abs. 2 BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flä­
chennutzungsplänen zu entwickeln sind, für die Flächen des Plangebietes grundsätzlich ein­
gehalten werden. 

Die rechtswirksame Flächennutzungsplanung (vgl. nachstehende Abb. 23b) der Stadt Barg­
teheide stellt die Flächen des Plangebietes großflächig als „Wohnbauflächen" (W) dar. 
Daneben sind im unmittelbaren Umfeld die Sammelstraße „Lohe" als örtliche Hauptverkehrs­
straße und die Ausgleichsflächen (= Wald) am Südring (L 89) sind als Grünflächen mit Aus­
gleichsfunktionen (§) einschließlich von Maßnahmen gegen schädliche Umweltauswirkungen 
(= Schallschutzmaßnahmen) dargestellt. Der ehemalige Feuerlöschteich ist als technische 
Einrichtung aufgrund der geringen Flächengröße nicht in der Flächennutzungsplanung dar­
gestellt worden. 

' * \ 
(Quelle: Stadt Bargteheide 

Abb. 23a Auszug aus dem 
festgestellten Landschaftsplan, das 
Plangebiet (Pfeildarstellung) in zentra­
ler Lage innerhalb des Stadtgefüges 

Abb. 23b Auszug aus dem 
geltenden Flächennutzungsplan, das 
Plangebiet (Pfeildarstellung) in zentra­
ler Lage innerhalb des Stadtgefüges 

Mit der Darstellung des Plangebiets in der Landschafts- und Flächennutzungsplanung (vgl. 
vorangestellte Abb. 23a und Abb. 23b) der Stadt Bargteheide wurde die grundsätzliche Eig­
nung aus Sicht der Stadt- und Landsehaftsplanung geprüft und für die weitere Realisierung 
planerisch vorbereitet. 

„öffentliche Auslegung" und 
„Behörden- und Trägerbeteiligung" 

32 BIS-S BÜRO FÜR INTEGRIERTE 
STADTPLANUNG-SCHARLIBBE 



Stadt Bargteheide 
3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. 
„Generationenquartier Am Bornberg Inklusion" 
Teil I - Begründung - Satzung-

Der Begriff des „Entwickeln" bedeutet (entsprechend der einschlägigen Kommentierungen zum BauGB) 
nach seinem Wortlaut und vor allem nach seinem Sinn für die Bauleitplanung, dass sich der 
Bebauungsplan innerhalb der wesentlichen Grundentscheidungen des Flächennutzungspla­
nes, d. h. seiner „Grundzüge" in diesem Sinne halten muss. 

Deshalb erweist sich das „Entwickeln" des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan 
in Richtung auf eine gegenständliche wie auch auf eine räumliche Spezifizierung als eine 
von Gestaltungsfreiheit gekennzeichnete planerische Fortentwicklung der im Flächennut­
zungsplan dargestellten Grundkonzeption. 

Abweichungen des Bebauungsplanes vom Flächennutzungsplan sind insoweit vom Begriff 
des „Entwickeins" im Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB gedeckt, als sie sich aus dem 
Übergang in eine stärker verdeutlichende Planstufe rechtfertigen und der Bebauungsplan 
trotz der Abweichung der Grundkonzeption des Flächennutzungsplanes nicht widerspricht. 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans werden die zugrunde liegenden Darstellun­
gen des Flächennutzungsplans konkreter gestaltet und damit zugleich verdeutlicht. In die­
sem Rahmen sind Abweichungen von den Darstellungen der Art und des Maßes der bauli­
chen Nutzung, aber auch von den im Flächennutzungsplan dargestellten räumlichen Gren­
zen zulässig. 

Die Abweichungen des hier vorgelegten Planentwurfs zur o.g. Bebauungsplanung bestehen 
in der Festsetzung eines öffentlichen Parkplatzes an der örtlichen Hauptverkehrsstraße „Lo­
he" auf der Fläche des ehemaligen Löschteiches und in der Festsetzung von Grünflächen im 
Nordwesten zum nachhaltigen Schutz des dortigen Knicks (= Knickschutzstreifen) und zum 
Schutz des unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Waldes (= Waldschutzstreifen). 

Die hierdurch hervorgerufenen Abweichungen vom geltenden Flächennutzungsplan sind 
nach Auffassung der Stadt Bargteheide vertretbar und kompensierbar, da 

o die städtebauliche und landschaftsplanerische Grundkonzeption unabhängig von diesen 
Abweichungen in ihrer grundsätzlichen Zielsetzung der wohnbaulichen Nutzung erhalten 
bleibt, 

o der Träger des Vorhabens als zukünftiger Eigentümer und Entwickler des „Generatio­
nenquartiers" ist und sich somit selbst den Nutzungsbeschränkungen in Form von priva­
ten Grünflächen zum Schutz der randlichen Landschaftselementen, die wesentlicher Teil 
der Freiflächen des geplanten Wohngebietes sind, im Rahmen der verbindlichen Bau­
leitplanung unterwirft, 

o die Belange des Wald-, Natur- und Artenschutzes durch Anlage der vorgenannten 
Schutzstreifen optimal berücksichtigt werden können und die örtliche Situation berück­
sichtigt und 

o aufgrund der Funktionslosigkeit des ehemaligen Feuerlöschteiches in unmittelbarer 
räumlichen Nähe und Funktion zur Hauptsammeistraße Lohe eine Umnutzung der städti­
schen Fläche für verkehrliche Zwecke eine sinnvolle Nachnutzung ist 

Die flächenscharfe Flächenabgrenzungen erfolgen entsprechend den örtlich vorgefundenen 
Gegebenheiten für den Planbereich nunmehr auf der Planungsebene des Bebauungsplanes. 

Für die wohnbauliche Entwicklung als „Generationenquartier" ist nach eingehender Bera­
tung und Erörterung durch die Gremien der Stadt Bargteheide das Plangebiet mit dem vor­
gestellten Bebauungs- und Quartierskonzept sehr gut geeignet ist für eine angemessene 
gemeindliche Entwicklung, geleitet von dem Wunsch, ein inklusives Wohnquartier hier reali­
sieren und leben zu können. 
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4.2 Ziele der Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs. 4 BauGB) 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine so genannte „Anpassungspflicht" 
an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung, d. h. Bedenken aus Sicht der Landes­
planung unterliegen nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB. 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem 
am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 vom 
13. Juli 2010 (LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719) sowie dem Regionalplan für den Plan­
ungsraum (alt) I (Reg.-Plan I). 

Die Stadt Bargteheide übernimmt im „zentralörtlichen System" die Funktionen eines Unter­
zentrums auf der Siedlungsachse Hamburg - Bad Oldesloe zwischen den beiden Mittelzen­
tren Ahrensburg und Bad Oldesloe. Die Karte zum Regionalplan für den Planungsraum I 
enthält für das Plangebiet keine Einschränkungen zum Schutz der regionalen Freiraumstruk­
tur. 

Die wohnbauliche Entwicklungsfläche soll für den örtlichen Bedarf in der Stadt Bargteheide 
entsprechend den Vorgaben aus den örtlichen und den strukturellen Gegebenheiten des 
Plangebiets entwickelt werden, vgl. hierzu die Ausführungen in Kapitel 1.2 „Vorhabenbe­
schreibung". 

Der städtebaulich geordneten und landschaftsverträglichen Entwicklung des geplanten 
Wohngebiets entsprechend den Grundsätzen des Landesentwicklungsplan (LEP 2010) wird 
durch Beachtung der übergeordneten landschaftsplanerischen Zielsetzungen sowie den ört­
lichen Gegebenheiten, die bereits in die Erarbeitung des städtebaulichen Entwurfs Eingang 
gefunden haben, hinreichend Rechnung getragen. 

Der Kreis hat im Rahmen der Planungsanzeige und der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass die vorgelegte Planung mit der Bebauung 
einer innerörtlich und zentral gelegenen Fläche in Verbindung mit der Bereitstellung von ge­
förderten Wohnungsraum außerordentlich begrüßt wird. „Mit diesem Projekt werden die vor­
geschlagenen Handlungsempfehlungen aus dem Kreisgutachten „Anpassungsstrategien für 
den Siedlungs- und Wohnungsbau im demographischen Wandel im Kreis Stormarn entspre­
chend umgesetzt". 

4.3 FFH-Verträglichkeitsprüfung (Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie) 

Das europäische Netz Natura 2000 setzt sich aus FFH-Gebieten und Vogelschutzgebieten 
zusammen. Veränderungen und Störungen, die zu erheblichen Beeinträchtigungen eines 
Natura 2000-Gebietes führen können, sind gemäß § 33 BNatSchG unzulässig. 

Die nächstgelegenen Gebiete des europäischen Netzes Natura 2000 befinden sich in einem 
Abstand von rund 3,0 km vom Plangebiet entfernt. Auswirkungen auf die Gebiete können 
aufgrund der Entfernung und des geplanten Vorhabencharakters und der damit zukünftig im 
Zusammenhang stehenden Festsetzungen ausgeschlossen werden. 

Es wird entsprechend der gemeindlichen Abwägung demzufolge auf eine Verträglichkeits­
prüfung nach Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie im Rahmen dieses Bauleitplanverfahrens verzich­
tet. 
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AA Fachplanungen 

Landesentwicklungsplan (LEP) Schleswig - Holstein (2010) 
Gemäß LEP stellt die Stadt Bargteheide ein Unterzentrum im Ordnungsraum Hamburgs dar 
und liegt auf der Siedlungsachse Hamburg-Lübeck. 

o Die geplante Wohnbebauung entspricht somit einer Stärkung der örtlichen Wohnfunktion 
und zur Deckung des örtlichen Bedarfs, auch unter Berücksichtigung des demographi­
schen Wandels und der Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum im Ordnungsraum 
von Hamburg 

Regionalplan - Planungsraum I (Fortschreibung 2012) 
Der Regionalplan weist das Bebauungsplangebiet der Siedlungsachse Hamburg - Ahrens­
burg - Bad Oldesloe zu. Durch eine vorausschauende Bodenvorratspolitik sollen die Gebiete 
innerhalb der Siedlungsachse der langfristigen Entwicklung von Wohn-, Gemeinbedarfs- und 
Gewerbeeinrichtungen durch Bereitstellung der entsprechenden Flächen gerecht werden. 

o Der Kreis begrüßt das Bauvorhaben als Umsetzung der vorgeschlagenen Handlungs­
empfehlung aus dem Kreisgutachten „Anpassungsstrategie für den Siedlungs- und Woh­
nungsbau im demographischen Wandel im Kreis Stormarn" 

o Demzufolge entspricht die Planung einer Stärkung der örtlichen Wohnfunktion und der 
Deckung des örtlichen Bedarfs und stellt aufgrund der Eingebundenheit in das Sied­
lungsgebiet und in die Entwicklungsachsen eine positive städtebauliche Entwicklung dar. 

Flächennutzungsplan 
Der wirksame Flächennutzungsplan stellt Wohnbaufläche für das eigentliche Plangebiet dar. 

o Der Feuerlöschteich ist auf der Planungsebene der Flächennutzungsplanung als Wohn­
baufläche (W) dargestellt. Aufgrund der Funktionslosigkeit des ehemaligen Feuerlösch­
teiches wird an dieser Stelle ein öffentlicher Parkplatz hergestellt in Zuordnung zur 
Hauptsammeistraße „Lohe". Die geringfügigen Abweichungen sind durch das Entwick­
lungsgebot abgedeckt. 

Landschaftsprogramm (1999) 
Laut Landschaftsprogramm liegt das Plangebiet in einem geplanten (mittlerweile ausgewie­
senen) Wasserschutzgebiet (s.u.) 

Landschaftsrahmenplan (1998) 
Laut Landschaftsrahmenplan liegt das Plangebiet in einem geplanten (mittlerweile ausge­
wiesenen) Wasserschutzgebiet (s.u.). 

Landschaftsplan Bargteheide 
Der Landschaftsplan kennzeichnet für den Geltungsbereich des B-Plans geplante Wohnbau­
flächen. 

o Somit wurde die grundsätzliche Eignung aus Sicht der Landsehaftsplanung geprüft und 
für die weitere Realisierung planerisch vorbereitet. 
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Wasserschutzgebietsverordnung Bargteheide 
Das Plangebiet ist Teil des gemäß „Landesverordnung über die Festsetzung eines Wasser­
schutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen der Holsteiner Wasser GmbH, Neumüns­
ter, in Bargteheide" (vom 27. Januar 2010) gesicherten Wasserschutzgebietes Bargteheide. 

o Es liegt in der Schutzzone III, in der es u. a. verboten ist, Abwasser in den Untergrund zu 
versickern (sofern es sich nicht um Niederschlagswasser handelt). Dies ist entsprechend 
in der Entwässerungsplanung im Detail zu berücksichtigen. 

4.5 Fachgesetze 
Für die Planung können während des Planaufstellungsverfahrens folgende Fachgesetze be­
deutend sein: 

Gesetz / Verordnung 

o BauGB 

o BauNVO 

o LBO 

o BNatSchG 

Bedeutung für die Bauleitplanung 

o Grundlage für die Aufstellung der 3. Änderung 
und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 ­
Neu. für die zu treffenden Festsetzungen und für 
die Erstellung eines Städtebaulichen Vertrages 
zur Sicherung einer städtebaulich geordneten 
Entwicklung 

o Anpassung der kommunalen Planung an die Zie­
le der Raumordnung und Landesplanung auch 
im Hinblick auf den Landesentwicklungsplan 
(LEP) und den Regionalplan, Planungsraum III 

o Festlegung und Gliederung des Plangebietes 
nach der besonderen Art und dem Maß der 
baulichen Nutzung 

o Grundlage für örtliche Bauvorschriften auf der 
Planungsebene der Bebauungsplanung nach 
§ 84 zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen 
und Freiflächen sowie zur Sicherung bzw. Neu­
herstellung des Orts­ und Landschaftsbildes 

o Grundlage für das LNatSchG; bezüglich der spe­
ziellen planerischen Belange wird auf das 
LNatSchG Bezug genommen (s. u.) 

o § 1 beschreibt die Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege 

o §§ 14 bis 17 beinhalten Aussagen zur Eingriffs­
und Ausgleichs­Regelung 

o § 18 beschreibt das Verhältnis zum Baurecht 
o § 30 listet gesetzlich geschützte Biotope auf 
o § 39 beinhaltet Regelungen zur Gehölzpflege 

mit Fristen für Arbeiten an Gehölzen 
o § 44 in Verbindung mit § 7: 

Beachtung von Vorkommen besonders und 
streng geschützter Arten 
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Gesetz / Verordnung 

o LNatSchG 

o Verhältnis der naturschutz­
rechtlichen Eingriffsregelung 
zum Baurecht (Erlass vom 
09.12.2013) 

o Hinweise und Empfehlungen 
zur naturschutzrechtlichen 
Kompensation; Berücksichti­
gung der agrarstrukturellen Be­
lange (Erlass vom 30.03.2011) 

o Durchführungsbestimmungen 
zum Knickschutz (Erlass 
MELUR vom 20.01.2017) 

o Biotopverordnung vom 
22.01.2009 einschließlich der 
Landesverordnung zur Ände­
rung der Biotopverordnung 
vom 27.05.2016 

o Landesverordnung über das 
Okokonto, die Einrichtung des 
Kompensationsverzeichnisses 
und über Standards für Er­
satzmaßnahmen (Ökokonto­
und Kompensationsverzeich­
nisverordnung ­ ÖkokontoVO) 
vom 28. März 2017 

o BBodSchG und 
BBodSchV 

o LWG 

o Denkmalschutzgesetz 

Bedeutung für die Bauleitplanung 

o §§ 8 bis 11 beinhalten mit jeweiliger Bezugnahme 
auf das BNatSchG Grundaussagen zur Eingriffs­
regelung 

o § 21 listet gesetzlich geschützte Biotope auf 

o Darlegung der Grundlagen für die Anwendung 
der Eingriffsregelung 

o Vorgabe von Berechnungsmodalitäten zur Ermitt­
lung des erforderlichen Ausgleichs / Ersatzes auf 
Ebene des Bebauungsplanes insbesondere mit 
Blick auf die Erschließung und an andere Versie­
gelungen 

o Darlegung der Grundlagen für die Bilanzierung 
und Kompensation von Knicks 

o Erfassung der vorhandenen Biotope / Strukturen 
im Rahmen der Biotoptypenkartierung 

o Bereitstellung von Flächen zum Schutz, zur Pfle­
ge und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft zur Kompensation von Eingriffen auf­
grund von Vorhaben außerhalb dieses Be­
bauungsplans 

o Findet Anwendung, sofern „... 9. Vorschriften 
des Bauplanungs­ und Bauordnungsrechts,... 
Einwirkungen auf den Boden nicht regeln." 
(§ 1 Abs. 1 BBodSchG) 
Prüfung hinsichtlich der Einhaltung der Vorsor­

gewerte für den Wirkungspfad Boden­Mensch 

o Klärung der Frage, ob Gewässer vorhanden 
bzw. betroffen sind und wie die Ableitung von 
Oberflächenwasser erfolgen soll 

o Berücksichtigung der Schutzzonen des 
Wasserschutzgebietes Bargteheide 

o Beachtung ggf. vorkommender Kultur­
denkmale 
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Gesetz / Verordnung 

o LWaidG 

o DIN 18005 
„Schallschutz im Städtebau" 
i.V.m. der TA Lärm 

o RLS-90 i.V. 
mit der 16. BlmSchV (2014) 

o RASt 06 „Richtlinien für die 
Anlage von Stadtstraßen" 

Bedeutung für die Bauleitplanung 

o Klärung der Frage, ob Wald vorhanden bzw. 
betroffen sein wird und in wieweit Unterschrei­
tungen des Waldschutzstreifens zulässig sein 
können 

o Sicherung der allgemeinen Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse inner­
halb des Plangebiets gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauGB als Bezug zum Verkehrslärm und zum 
Gewerbelärm 

o Sicherung der allgemeinen Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 
1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB als Bezug zum Verkehrs­
und Schienenlärm 

o Beachtung bei der Anlage und Herrichtung 
von Erschließungsstraßen bzw. Anbindung 
an Erschließungsstraßen 

5. Städtebauliche Zielsetzungen (§ 1 Abs. 3 BauGB) 
Ausgehend von der vorangestellten gemeindlichen Grundsatzentscheidung und den voran­
gestellten Zielsetzungen der Vorhabenplanung (vgl. Ausführungen in Kapitel 1.2) wurde in 
inhaltlicher Abstimmung mit den erforderlich werdenden hochbaulichen, ortsstrukturellen, er­
schließungstechnischen und grünordnerischen Maßnahmen das „Städtebauliche Konzept" 
(vgl. nachfolgende Abb. 24a bis Abb. 24e) fachplanungsübergreifend und in mehreren De-
taillierungs- und Abstimmungsphasen erarbeitet, das nunmehr der o.g. Bebauungsplanung 
als Planungsgrundlage dient und sich mit den Zielsetzungen wie folgt charakterisieren lässt: 

> Verringerung des Erschließungsaufwandes durch Anknüpfen an das bestehende (örtli­
che) Verkehrssystem und Nutzung / Anschluss an die dort vorhandene technische Infra­
struktur 

> Funktionale Verbindung und soziale Integration des geplanten Wohnquartiers und seiner 
Bewohner mit direkter Anbindung an die vorhandene Stadtstruktur und die Ortsmitte 

> „Einfügen und Anpassen" der geplanten Wohngebäude in die vorhandene Stadt- und 
Siedlungsstruktur unter Berücksichtigung des Stadt- und Landschaftsbildes 

> Berücksichtigung der Belange des Stadtbildes auch im Hinblick auf die mögliche Be­
bauungsdichte und die Höhe baulicher Anlagen durch Vorgaben / Festsetzungen zur 
- Grundflächenzahl (GRZ) einschließlich der Nebenanlagen nach § 19 BauNVO teilwei­

se mit Überschreitungen u.a. auch aufgrund der erhöhten Anzahl von Stellplätzen 
(ober- und unterirdisch) 

- absoluten Höhe baulicher Anlagen in Form von maximal zulässigen Wand- und First 
bzw. Gebäudehöhen unter Berücksichtigung der umgebenen Siedlungsstruktur 

- zum Höhenbezugspunkt für alle überbaubaren Flächen mit Bezug auf die zukünftige 
Oberfläche der gebäudenahen Straßenflächen 
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> Erhalt des „Bauernhauses" und des GaLaBau Betriebs innerhalb des Plangebietes, je­
doch auf einer gegenüber der heutigen Nutzung reduzierten Flächengröße 

> Nachweis der erforderlichen Stell­ und Parkplätze entsprechend den Vorgaben seitens 
der Stadt Bargteheide in Form von ebenerdigen und unterirdischen Einstellplätzen 

> Erhalt, Schutz und Entwicklung vorhandener Landschaftselemente 

> Bereitstellung und Sicherung von flächenhaften Ausgleichsmaßnahmen ausschließlich 
außerhalb des Plangebietes in der erforderlich werdenden Flächengröße (gemäß Eingriffs­
und Ausgleichsbilanzierung) durch Ablösung aus einem anerkannten Öko­Konto der Stadt 
Bargteheide 

> Bereicherung und Aufwertung des geplanten „Generationenquartiers" durch neue Vege­
tationsstrukturen unter grüngestalterischen Gesichtspunkten 

> Berücksichtigung erforderlicher Schutzabstände zum unmittelbar angrenzenden Wald im 
Süden des Plangebietes und zu dem Knick im Westen in Form von privaten Grünflächen 

> Freihaltung eines auf 20 m reduzierten Waldabstandes und Umsetzung von Maßnahmen 
zum Brandschutz 

> Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Niederschlagsentwässerung in Form eines aus­
reichend dimensionierten Regenrückhaltebeckens und einer gedrosselten Ableitung des 
Regenwassers sowie Durchführung von Maßnahmen an der L 89 und dem DB­
Bahnkörper zur Ableitung dieses Oberflächenwassers zur Vorflut. 

> Sicherstellung gesunder Wohn­ und Arbeitsverhältnisse gegenüber Verkehrslärm vom 
„Südring" (L 89) und der DB Bahnstrecke innerhalb des Plangebietes und Nachweis der 
Nutzungsverträglichkeit des GaLaBau Betriebs gegenüber der angrenzenden Wohnbe­
bauung 

> Minimierung des Versiegelungsgrades auf das unbedingt erforderliche Maß und scho­
nender Umgang mit dem Schutzgut Boden (Bodenschutzklausel) 

> Minimierung der Eingriffe in das Stadt­ und Landschaftsbild durch Festsetzungen zum 
Erhalt des angrenzenden Knicks mit Uberhältereichen, der Waldflächen, den orts­ und 
landschaftsbildprägenden Einzelbäumen und zur absoluten Höhe baulicher Anlagen in 
Abhängigkeit zur vorhandenen Geländesituation und durch Vorgaben zur äußeren Ge­
stalt baulicher Anlagen sowie auch zur Gestaltung privater Freiflächen 

Mit dem „Städtebaulichen Konzept" (vgl. auch nachstehenden Abb. 24a) wird als bestim­
mendes Entwurfsprinzip das städtebauliche und landschaftsplanerische Ziel verfolgt, ver­
meidbare Eingriffe in die Natur und in das Stadt­ und Landschaftsbild zu unterlassen und un­
vermeidbare Eingriffe so gering wie möglich zu halten (■=> Vermeidungs­ und Minimierungs­
gebot nach dem BNatSchG). 

Der Satzungsentwurf verbindet nach Auffassung der Stadt Bargteheide zu diesem Pla­
nungsstand grundsätzlich die gebietsstrukturellen Anforderungen mit den grünordnerischen 
und landschaftsplanerischen Erfordernissen sowie den entwässerungs­ und erschließungs­
technischen Anforderungen in Abhängigkeit zur örtlichen Ausgangssituation innerhalb eines 
optimierten Gesamtkonzeptes, das den jeweiligen Fachplanungen auch getrennt gerecht 
werden sollte. 
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(Quelle: (Bruchmann Architektin, 
Lübeck, 04.06.2018) 

Abb. 24a 
„Städtebauliches Konzept" 

r mit Konkretisierung der städtebauli­
chen Zielsetzungen entsprechend 
den Beratungen im Ausschuss für 
Planung und Verkehr vom 
17,09.2017 als 
Planungsgrundlage für die 
o.g. Bebauungsplanung 

„öffentliche Auslegung" und 
„Behörden- und Trägerbeteiligung" 

40 
BIS-S BÜRO FÜR INTEGRIERTE 

STADTPLANUNG-SCHARLIBBE 



Stadt Bargteheide 
3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. 
„Generationenquartier Am Bornberg Inklusion" 
Teil I ­ Begründung ■ Satzung 

L*gtm» 

11 n n i — — 
I H M c-t**«r*iü«i.« 

| | aK»«u*MMEtlä 

1 j JJ aMHft»AaMdi*4mm( IUO MS10 

1 1 Vi*.IMtI*.£l.fcku>l«m 

ED 
E3 
M l 

1 1 

(Quelle: (Bruchmann Architektin 
Lübeck, 08.04.2018) 

Abb. 24b 
„Versiegelte Flächen -
Zuordnung Stellplätze" 
als Planungsgrundlage für: 
=> die im Satzungsentwurf 
zu treffende Zuordnung von 
Stellplatzanlagen zu den jeweili­
gen Teilgebieten 
=> für die Eingriffs­und Aus­
gleichs­Bilanzierung im Rahmen 
der Umweltprüfung (Umweltbe­
richt = Teil II) 
=> später für die entsprechend 
zu bestellenden Grunddienstbar­
keiten 
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(Quelle: (Bruchmann Architektin, im März 2018) 

Abb. 24c 
„exemplarische 
Ansichten / Schnitt" 
des Geschosswohnungsbaus an 
der östlichen Plangebietsstraße 
innerhalb des Teilgebietes WA 4 
(Baufeld G8) 

GS ANSICHT SÜD 
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Abb. 24d 
„exemplarische Ansichten" 
mit Schnittdarstellung durch 
die TGa des Geschosswoh­
nungsbaus an der westlichen 
Plangebietsstraße innerhalb 
des Teilgebietes WA 4 
(Baufeld G10) 
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Abb. 24e 
„exemplarische Ansichten" 
mit Schnittdarstellung und 
Grundriss der Einzelhäuser mit 
2 WE an der westlichen Plange­
bietsstraße innerhalb des Teil­
gebietes WA 1 
(Baufeld E1 ­ E4); 
die Einzelhäuser an der östli­
chen Plangebietsstraße inner­
halb des Teilgebietes WA 2 
(Baufeld E5 ­ E8) sind baugleich 
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6. Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB) 

Art der baulichen Nutzung: 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO) 

Die für eine Bebauung vorgesehenen Flächen bzw. die im Bestand vorhandenen Flächen 
werden nach der besonderen Art ihrer Nutzung als Allgemeine Wohngebiete (WA), wie vo­
rangestellt städtebaulich begründet, festgesetzt. 

Das Allgemeine Wohngebiet, das „Generationenquartier" soll auch für die Zukunft „offen" 
sein für Änderungen und Entwicklungen in der Nutzungsstruktur, die heute nicht von vornhe­
rein vorhergesehen werden können, so dass die Stadt Bargteheide mit der Bebauungsplan­
satzung nur einige, wenige Nutzungsausschlüsse vorgenommen hat. 

Zur Wahrung und zum Schutz der vorhandenen Siedlungsstruktur und zur Sicherung einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung des Plangebiets in dem vorangestellten Sinne ins­
gesamt sowie zum Erhalt des Stadt- und Landschaftsbildes werden für das Allgemeine 
Wohngebiet einzelne Einschränkungen der allgemein und der ausnahmsweise zulässigen 
Nutzung textlich festgesetzt. 
Danach sind innerhalb des Plangebiets Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Be­
herbergungsgewerbes und Tankstellen entsprechend den textlichen Festsetzungen (Teil B) 
unzulässig. 

Mit den verbleibenden allgemein und ausnahmsweise zulässigen Nutzungen, die entspre­
chend den zukünftigen Festsetzungen der o.g. Bebauungsplanung zulässig sein werden, ist 
das Kriterium der Gebietswahrung gegeben. Es werden seitens der Stadt Bargteheide nur 
die Nutzungen ausgeschlossen, die allgemein und auch ausnahmsweise nicht gebiets- bzw. 
quartiersverträglich sind, wie z. B. eine Tankstelle (nicht mehr konkurrenzfähig an diesem 
wohnbaulichen Standort) oder Schank- und Speisewirtschaften und Betriebe des Beherber­
gungsgewerbes (die an anderer zentraler Stelle in Bargteheide im Bestand vorhanden sind 
und an diesem Ort auch aufgrund der Flächeninanspruchnahme und den zu erwartenden 
Betriebsgeräuschen (gewerblichen Lärm) in der vorhandenen kleingliedrigen wohnbaulichen 
Nutzungsstruktur eher zu Konflikten führen und nicht gebietsverträglich wären). 

Maß der baulichen Nutzung: 
(§16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung von teilgebietsbezogenen, 
höchstzulässigen Grundflächenzahlen (GRZ) in Abhängigkeit zur Festsetzung der überbau­
baren Grundstücksfläche und der festzusetzenden Mindestgrundstücksgröße sowie durch 
die Festsetzung der absoluten Höhe baulicher Anlagen in Verbindung mit der Anzahl der 
Vollgeschosse sowie örtlichen Bauvorschriften einschließlich der Festsetzung der öffentli­
chen Verkehrsflächen, innerhalb und außerhalb des „Quartiers" im Sinne des § 30 Abs. 1 
BauGB qualifiziert zu bestimmen sein. 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden auf das notwendige Maß be­
schränkt, mit denen eine Einbindung der Bauflächen in die örtlichen Gegebenheiten und in 
das Stadt- und Landschaftsbild gesichert werden kann, wobei das innere Erschließungssys­
tem und die äußeren plangebietsbegrenzenden Landschaftselemente / Verkehrswege be­
reits rahmengebend für die Planung sind. 
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(Quelle: (Büro für integrierte Stadtplanung - Schariibbe, BIS-S, Aukrug, 30.01.2019) 

Abb. 25a 
„Satzungsentwurf" 
Auszug aus der Plan­
zeichnung der Satzung 

17 zur o.g. Bebauungspla­
nung mit Planungsstand 
vom 30.01.2019 
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In Abhängigkeit zu den überbaubaren Flächen und zur Bauweise wird eine unangemessen 
verdichtete Bauweise durch entsprechende Festsetzungen der höchstzulässigen Grundflä­
chenzahl einschließlich der notwendigen Nebenanlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO 
vermieden. Hierzu zählen insbesondere auch die privaten Grünflächen, die nicht nur Schutz 
den Landschaftselementen bieten, sondern auch Freiraum sicherstellen. Zugleich sind aber 
auch für die Realisierung des Geschosswohnungsbaus die Bebauungsmöglichkeiten noch 
ein bisschen flexibel zu halten, wobei durch Einhaltung und Nachweis erforderlicher Schutz­
abstände und Stell- und Parkplätze im wesentlichen die rahmengebenden Entwurfselemente 
mit vorgegeben sind. 

Mit der Satzung zur o. g. Bebauungsplanung wird für alle geplanten Grundstücke bzw. Teil­
gebiete Ausnahmen dahingehend aufgenommen, wonach 

o die jeweils festgesetzten Grundflächenzahlen (GRZ) von 0,3 bis 0,4 durch Anrechnung 
der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl 
(Gesamt-GRZ) von höchstens 0,55 bis max. 0,8 überschritten werden darf. 

Da die Festsetzung einer GRZ sich auf das bebaubare Grundstück bezieht und nicht auf 
das Grundstück an sich und die Beachtung von für das Plangebiet und das Quartier we­
sentlichen Fachbelangen (Wald und Knick) es demzufolge für erforderlich erachtet wur­
de, Grundstücksteilflächen als private Grünflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB festzu­
setzen, die nicht bei der GRZ-Berechnung anzurechnen sind, ist die GRZ höher, aber 
noch baugebietstypisch ausgefallen, als die räumliche Dichte es darstellt. 

Die 50% - Regelung für die baulichen Nebenanlagen kann jedoch aufgrund der verringer­
ten anrechenbaren Grundstücksfläche und auch aufgrund zusätzlicher unterirdischer 
Stellplätze und eines erhöhten Stellplatznachweises nicht eingehalten werden, die so ge­
nannte „Kappungsgrenze" wird jedoch auch im zentralen Bereich (mit der TGa) nicht 
überschritten. 

Überbaubare Flächen: 
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO 

Die Festsetzung der überbaubaren Flächen erfolgt in Abhängigkeit zur Lage der Grund­
stücksteilflächen zur Plangebietserschließung teilgebietsbezogen, entsprechend der Anzahl 
an Vollgeschossen und entsprechend der Art der Wohnbebauung (Einzelhaus- und Ge­
schoßwohnungsbau bzw. Bestandsgebäude) als „Baukörper-Festsetzung" bzw. als kleinere 
gebietsbezogene „Bauteppiche". 
Hierdurch kann auch das städtebauliche Konzept umgesetzt werden, das neben dem Erhalt 
des „Bauernhauses" mit dem GaLaBau Betrieb eine offene Bebauung des Geschosswoh­
nungsbaus im zentralen Bereich des Plangebietes und eine randliche Bebauung gegenüber 
der angrenzenden Wohnbebauung in Form von Einfamilienhäusern vorsieht. 

In der Satzung zur o.g. Bebauungsplanung werden fünf Festsetzungen dahingehend aufge­
nommen, wonach 
o die zu den öffentlichen Verkehrsflächen bzw. zu den inneren Gebäudeerschließungsflä­

chen liegenden Baugrenzen ausnahmsweise nur für untergeordnete Bauteile, wie Wet­
terschutz, Überdachung, Vordach, Windfang, Erker, usw. in einer Tiefe von bis zu maxi­
mal 1,0 m und einer Breite von bis zu maximal 5,0 m überschritten werden dürfen, 

o die Errichtung von Terrassen als bauliche Anlagen im direkten funktionalen Zusammen­
hang mit dem Hauptbaukörper auch außerhalb der überbaubaren Flächen, jedoch nicht 
mehr als 1/3 der zulässigen Grundfläche, zulässig ist, 
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o im Teilgebiet WA 4 die Errichtung von Absturzsicherungen, Umfassungswänden und eine 
teilweise Überdachung bzw. eine Überspannung der Tiefgaragenzufahrt durch Rank­
gerüste außerhalb der Baugrenzen, jedoch innerhalb der nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB 
festgesetzten Flächen („TGa"), grundsätzlich zulässig ist bis zu einer Höhe von 2,0 m, 
bezogen auf die angrenzende Geländeoberfläche, 

o im Teilgebiet WA 4 die Errichtung eines Treppenabgangs im Baufeld „G9" außerhalb der 
überbaubaren Fläche in einer Breite von bis zu 1,50 m zulässig ist und 

o im Teilgebiet WA 7 ist der Erhalt des bestehenden, 1 m hohen Eingangspodestes außer­
halb der überbaubaren Fläche zulässig. 

Dies sichert dem Vorhabenträger eine hinreichende Flexibilität bei der Positionierung der 
Gebäude oder bei späteren bzw. nachträglichen Anbauten kleineren Umfanges sowie den 
heutigen Bestand. 

Stellplätze und gebietstypische Nebenanlagen werden entsprechend den Regelungen der 
LBO auch weiterhin außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig sein. Die Errichtung von 
Carports oder Garagen außerhalb der planzeichnerisch festgesetzten Flächen für Gemein­
schaftsanlagen ist nicht zulässig. Von einem generellen Ausschluss dieser Anlagen außer­
halb der überbaubaren Flächen hat die Stadt Bargteheide Abstand genommen, da gerade im 
straßenzugewandten Bereich, aber auch im rückwärtigen Grundstücksbereich, die o. g. bau­
lichen Anlagen aus der wohnbaulichen Nutzung heraus sinnvoll und zu erwarten sind, wobei 
forstwirtschaftliche, naturschutzrechtliche oder verkehrstechnische Belange dem nicht ent­
gegenstehen dürfen. 

Städtebauliche bzw. ortsstrukturelle Gründe, dies nicht zuzulassen und dementsprechend 
auszuschließen, sind für die Stadt Bargteheide nach derzeitigem Planungsstand nicht er­
kennbar, um eine solch weitreichende nutzungseinschränkende Festsetzung zu treffen. 

Mindestgrundstücksgröße: 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

Auf Grundlage des städtebaulichen Konzeptes / Entwurfsplanung und der seitens des Vor­
habenträgers beabsichtigten Grundstücksteilungen, entsprechend den festgesetzten Teilge­
bieten, wurden teilgebietsbezogene Mindestgrundstücksgrößen derart gewählt und festge­
setzt, dass nicht mehr Wohngebäude als in der Gestaltungskonzeption dargestellt, dann ent­
stehen können (= Regelungen zur Bebauungsdichte). 

Dies steht zudem im Kontext mit dem vertraglich gesicherten Planungsziel des Vorhabenträ­
gers, die neu zu errichtenden Wohngebäude (mit Ausnahme des „Kernhauses" und der Be­
standsgebäude) im Eigentum der Theodor Semmelhaack Stiftung zu behalten und dement­
sprechend alle Wohnungen innerhalb des Plangebietes / des Wohngebietes (gefördert und 
frei finanziert) dauerhaft als Mietwohnungen im Bestand zu behalten. 

Für die Teilgebiete WA 1 bis WA 4 des Allgemeinen Wohngebietes werden mit der Be­
bauungsplansatzung Mindestgrundstücksgrößen (F mind.) derart festgesetzt, dass eine rea­
le Grundstücksteilung innerhalb dieser Teilgebiete ausgeschlossen ist und so das „Genera­
tionenquartier" in seiner Struktur grundsätzlich erhalten bleibt, wie es mit der o.g. Be­
bauungsplanung geplant ist. Dies folgt dem städtischen Planungsziel und den Absichten des 
Vorhabenträgers. 
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Stellplätze und Garagen mit deren Zufahrten und Nebenanlagen 
sowie deren zulässigen Grundflächen: 
(§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO i. V. m. § 31 Abs. 1 BauGB) 

Es wird mit der Satzung zur o.g. Bebauungsplanung neben den gesetzlichen Regelungen 
gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 und 2 BauNVO entsprechend der Erschließungskonzeption bzw. 
aufgrund der Anforderungen aus der wohnbaulichen Nutzung der Baugrundstücke heraus 
Festsetzungen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO in den Bebauungsplan aufgenommen, 
wonach 

o die für die höchstzulässige Grundfläche für bauliche Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 
BauNVO geltende 50%-Regelung für alle Wohnbaugrundstücke gleichermaßen die fest­
zusetzende höchstzulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 bzw. 0,4 derart überschrit­
ten werden darf, dass zusammen mit den Hauptgebäuden eine Gesamt-GRZ von etwa 
0,55 bis maximal 0,8 zulässig ist. 

Außerdem werden für die Stellplätze und Garagen sowie Nebenanlagen mit der Entwurfs­
planung folgende Regelungen in die Bebauungsplanung aufgenommen, wonach: 

o die Errichtung und der Nachweis erforderlicher Stellplätze für die Teilgebiete WA 3 (mit 
WA 3a + b) und WA 4 [Geschosswohnungsbau] auf den hierfür nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 
BauGB planzeichnerisch (Teil A) festgesetzten Flächen („TGa", „GSt1" und „GSt2") er­
folgt, 

o die Errichtung und der Nachweis erforderlicher Stellplätze für die Teilgebiete WA 1, WA 2 
und WA 5 bis WA 7 [Einzelhausbebauung + Kernhaus] auf den privaten Grundstücksflä­
chen erfolgt, wobei diese auch außerhalb der Baugrenzen grundsätzlich allgemein zuläs­
sig sind, 

o die Errichtung und der Nachweis erforderlicher Flächen für Fahrradstellplatzanlagen und 
Abfallbehälteranlagen für die Teilgebiete WA 3 (mit WA 3a + b) bis WA 6 auf den hierfür 
jeweils nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB planzeichnerisch (Teil A) festgesetzten Flä­
chen erfolgt. 
Die Zuordnung der Flächen zu den geplanten Gebäuden erfolgt in der Zeichenerklärung. 
Darüber hinaus sind diese Nebenanlagen auch innerhalb der überbaubaren Flächen und 
innerhalb der festgesetzten Tiefgarage allgemein zulässig. 

o die Errichtung und der Nachweis erforderlicher Flächen für Fahrradstellplatzanlagen und 
Abfallbehälteranlagen für die Teilgebiete WA 1, WA 2 und WA 7 [Einzelhausbebauung] 
auf den privaten Grundstücksflächen erfolgt, wobei diese auch außerhalb der Baugren­
zen grundsätzlich allgemein zulässig sind. 

Mit dieser sehr differenzierten, aber auch zugleich einfach gehalten Zuordnung und Festset­
zung von Stellplätzen usw. bzw. der Nichtregelung bei der Einzelhausbebauung sind die Vo­
raussetzungen für die entsprechenden Nachweise im bauaufsichtlichen Verfahren gegeben. 
Der Plan „Versiegelte Flächen - Zuordnung Stellplätze" (vgl. Abb. 24b) bildet die Grundlage 
für diese Festsetzungen und ist im bauaufsichtlichen Verfahren ebenfalls als Anlage zu den 
unterschiedlichen Nachweisen beizufügen zum besseren Verständnis der Planung und um 
den Überblick behalten zu können. 
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Anzahl der Wohnungen: 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Die geplante Wohnbebauung wird aufgrund der vorangestellten planungsrechtlichen Fest­
setzungen sich in ihrer Gebäudestruktur und Gebäudehöhe in die umgebende Bebauungs­
struktur einfügen bzw. diese entsprechend den Örtlichkeiten und dem Nutzungszweck weiter 
entwickeln. 

Eine Beschränkung der Anzahl von Wohneinheiten pro Wohngebäude wird für den Ge­
schosswohnungsbau aus Sicht der Stadt Bargteheide nicht für erforderlich gehalten, da mit 
den Beschränkungen zur Höhe baulicher Anlagen, zur Festsetzung der überbaubaren Flä­
chen und den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie des Nachweises erfor­
derlicher Stellplätze hinreichende Regelungen getroffen werden zur baulichen Dichte. 

Hingegen wird innerhalb der Teilgebiete WA 1 und WA 2 eine Begrenzung der Anzahl von 
Wohneinheiten pro Wohngebäude festgesetzt, wonach mit Realisierung einer Einzelhausbe­
bauung maximal zwei Wohnungen pro Wohngebäude zulässig sind. Somit kann zusammen 
mit einer „Baukörper­Festsetzung" hierdurch der Einfamilienhauscharakter (vgl. auch Abb. 
24e), der von der Altbebauung überleitet zum Geschosswohnungsbau, gesichert werden. 

Höhe baulicher Anlagen: 
(§ 16 Abs. 3 Nr. 2 i. V. m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

Abb. 25b Bild oben links 
Blick hinein in den Bereich um das 
„Bauernhaus" mit dem „Kernhaus" 
und der anschließenden Einzelhaus­
bebauung im Übergang zur Bebauung 
„Am Bornberg" mit Blick nach Süden 

Abb. 25c Bild unten rechts 
Schrägansicht von Süden mit Blick 
auf den Geschoßwohnungsbau und 
die Einzelhausbebauung 

Aufgrund der Lage des Plangebiets im Umfeld einer vorhandenen Einfamilien­ Doppelhaus­
und Reihenhausbebauung [randlich am Nelkenweg auch mit Geschoßwohnungsbau] sowie 
dementsprechend unter dem Gebot des sich „Einfügen" gegenüber der vorhandenen und 
umgebende Wohnbebauung (vgl. auch vorangestellte Abb. 25b und Abb. 25c von einem 
Arbeitsmodell zur Verdeutlichung der Höhenentwicklung innerhalb und im Übergang zur „Alt­
bebauung") wird eine Begrenzung der Höhe aller baulichen Anlagen durch die Festsetzung 
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einer maximal zulässigen Wand­ und Firsthöhe und beim Geschosswohnungsbau einer ma­
ximalen Gebäudehöhe (aufgrund des Flachdaches) in Verbindung mit der Festsetzung der 
zulässigen Anzahl an Vollgeschossen (entsprechend den Regelungen der Änderungen der 
LBO in 2016) sowie von Staffelgeschossen in Verbindung mit der Umsetzung des Städte­
baulichen Konzeptes unter den vorgenannten Aspekten für erforderlich gehalten. 

Sie soll einerseits eine nach heutigen Gesichtspunkten wirtschaftliche Ausnutzung der Ge­
bäudekubatur ermöglichen und andererseits eine angemessene Anpassung an die Örtlich­
keiten und den umgebenden Landschafts­ und Siedlungsraum sicherstellen. 

Auf Grundlage der Erschließungsplanung (vgl. auch die „Vor­
entwurfsplanung" als Anlage zu dieser Begründung) werden 
die höchstzulässigen Wand­ und Gebäudehöhen auf die zu­
künftige mittlere Fahrbahnoberkante der geplanten inneren 
Erschließungsstraße bezogen (vgl. auch nebenstehende Abb. 
25d) unter Berücksichtigung entsprechender Sockelhöhen. 

Die Festsetzung in der Nutzungsschablone der Planzeichnung 
(Teil A) definiert die Lage bzw. die Zuordnung des unteren 
Bezugspunktes, der mit „unmittelbar angrenzend an die öffent­
liche Verkehrsfläche" definiert ist. Das unmittelbar mehrere untere Bezugspunkte zugeordnet 
werden können, besteht nur bei einigen wenigen Baufeldern, z. B. bei Baufeld G9, das mit 
der langen Gebäudeseite parallel zur Erschließungsstraße liegt. Jedoch auch hier sind es 
nur 10 cm Unterschied auf der gesamten Gebäudelänge. Und wenn man dann den Ein­
gangsbereich des Baufeldes G9 im städtebaulichen Konzept betrachtet, ist es nur noch ein 
unterer Bezugspunkt, der unmittelbar zugeordnet werden kann. 

Mit der Satzung zur o.g. Bebauungsplanung werden drei Ausnahmen dahingehend aufge­
nommen und festgesetzt, wonach 

o innerhalb der Teilgebiete WA 3 und WA 4 [Geschosswohnungsbau] die jeweils festge­
setzte höchstzulässige Gebäudehöhe um bis zu maximal 1,5 m durch technisch notwen­
dige Aufbauten (z. B. Fahrstühle, Brandschutzlüfter, BHKW­Schomsteinanlage und sons­
tige notwendige technische Einrichtungen und Anlagen) als untergeordnete Bauteile bis 
zu maximal 1% der Grundfläche des jeweiligen darunter liegenden Baukörpers über­
schritten werden darf. 
Sofern ein eigenständiges BHKW­Gebäude im Teilgebiet WA 3 im Baufeld „G6a" er­
richtet wird, ist eine maximal zulässige Höhe der Schornsteinanlage von 10,0 m, bezogen 
auf den festgesetzten Höhenbezugspunkt der mittleren Fahrbahnoberkante der unmittel­
bar angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche, zulässig. 

o die Errichtung von Sonnenkollektoren ist auf dem Dach der Hauptbaukörper allgemein 
zulässig ist, wobei innerhalb der Teilgebiete WA 3 bis WA 6 die festgesetzte höchstzu­
lässige Gebäude­ und Wandhöhe (GH = WH) ausschließlich für diese Nutzung um 1,5 m 
überschritten werden darf, 

o in den Teilgebieten WA 1 und WA 2 [Einzelhäuser] die festgesetzte höchstzulässige 
Wandhöhe ausschließlich für die Errichtung von Gauben um bis zu 2,0 m sowie im Bau­
feld „B1" des Teilgebietes WA 6 [„Bauernhaus"] um bis zu 3,0 m überschritten werden 
darf. 
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Bauweise: 
(§ 22 Abs. 1 BauNVO) 

Für die Bebauung innerhalb des Plangebietes wird für den Geschosswohnungsbau grund­
sätzlich eine offene > o < Bauweise festgesetzt. 
Eine Ausnahme hiervon bildet das Teilgebiet WA 6 mit dem „Bauernhaus" (Baufeld B1), das 
aufgrund seiner Länge von über 50 m mit abweichender Bauweise > a < festgesetzt wird, 
wonach Gebäude gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO dann in offener Bauweise mit Gebäudelän­
gen über 50 m zulässig ist. 

Mit der Satzung zur o.g. Bebauungsplanung werden zwei weitere abweichende > a < Bau­
weisen festgesetzt, wonach : 

o innerhalb des Teilgebietes WA 3 sich die Abstandsflächen des Geschosswohnungsbaus 
„G6" mit den Abstandsflächen des eingeschossigen Baukörpers („G6 a") an der Zuwe­
gung zum Regenrückhaltebecken (RRB) nur dann überlagern dürfen, wenn sich inner­
halb der überlagerten Abstandsflächen des eingeschossigen Baukörpers ausschließlich 
Nebenräume befinden. 

o das Gebäude innerhalb des Baufeldes „G6a" gemäß § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO i.V.m. 
§ 31 Abs. 1 BauGB ohne Abstandsfläche an die zukünftige Grenze zum neu zu bilden­
den Flurstück des RRB im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 3 LBO heran gebaut werden darf. 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte: 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Innerhalb des geplanten „Generationenquartiers" werden außerhalb der öffentlichen Ver­
kehrsflächen zwei Geh-, Fahr- und Leitungsrechte festgesetzt, die insbesondere den Notfall­
fahrzeugen der Ausübung ihrer Dienste dienen sollen, wonach 

o innerhalb des Teilgebietes WA 3 zur Unterhaltung und Reinigung von RW und SW-
Leitungen sowie für die Nutzung durch Notfallfahrzeuge ein Geh-, Fahr- und Leitungs­
recht planzeichnerisch (Teil A) festgesetzt ist, das zugleich auch der Allgemeinheit als 
Wegeverbindung zwischen den Wendeplatzanlagen und dem Geh- und Radweg am Re­
genrückhaltebecken dient 
und 

o innerhalb des Teilgebietes WA 3 sind Geh- und Fahrrechte zugunsten der Notfallfahr­
zeuge festgesetzt, die als Feuerwehrzufahrt und -aufstellflächen dienen. Eine uneinge­
schränkte Zugänglichkeit ist sicherzustellen. 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft und zur Grünordnung: 
(§1aAbs. 3 Satz 3 i. V. m.§9Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB) 

Auf die ausführlichen Ausführungen und Darlegungen zur Kompensation von Eingriffen in 
Natur und Landschaft wird an dieser Stelle auf den Umweltbericht (Teil II) und auf das Kapi­
tel 7 „Naturschutzfachliche Eingriffsregelung" dieser Begründung (Teil I) verwiesen. 

Neben den Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie von 
Beeinträchtigungen von Knicks sind auch grünordnerische Maßnahmen zur Sicherung vor­
handener Landschaftselemente und zur Grüngestaltung des „Generationenquartiers". Dies 
sind: 
o Knick und Schutzstreifen sind zum nachhaltigen Schutz als private Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung „Knickschutz" festgesetzt. Gleiches gilt für den Waldschutzstreifen. 
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Satzung 

Die innerhalb des Knicks planzeichnerisch festgesetzten „Knickeichen" sind nunmehr (mit 
Rechtskraft dieser Bebauungsplansatzung) als das Orts- und Landschaftsbild prägende 
Einzelbäume zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. 
Im Kronentraufbereich der mit Erhaltungsgebot planzeichnerisch (Teil A) festgesetzten, 
das Orts- und Landschaftsbild prägenden Einzelbäume sind bauliche und sonstige Maß­
nahmen nur so auszuführen, dass keine nachhaltigen Schädigungen dieser Bäume zu 
erwarten sind. 
Im Bereich der Gemeinschaftsstellplatzanlagen und des Teilgebietes WA 6 (Betriebsflä­
chen des GaLaBau Betriebs sind zum öffentlichen Straßenraum und zu den Wohnge­
bäuden hin geschnittene Laubholzhecken mit einer Höhe von mind. 1,2 m entsprechend 
den Eintragungen in der Planzeichnung (Teil A) anzulegen, um ggf. auftretende Beein­
trächtigungen der Nachbarschaft durch Blendwirkung von Scheinwerfern zu mindern. Die 
Hecken sind mit standortgerechten Gehölzarten zu begrünen (=> Nadelgehölze sind 
dementsprechend nicht zulässig). 
Zur Durchgrünung des Wohnquartiers sind Einzelbäumen (vorwiegend mittelkronige, 
standortgerechte und einheimischen Laubbäume, Hochstamm, Stamm-umfang mind. 16 
- 18 cm in unregelmäßiger Anordnung entsprechend den Festsetzungen in der Plan­
zeichnung (Teil A) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgänge sind gleichwertig zu 
ersetzen. Je Baum ist eine vegetationsfähige Fläche von mind. 12 m2 Größe zu schaffen, 
zu begrünen und auf Dauer zu pflegen und zu erhalten. 

Örtliche Bauvorschriften: 
(§ 84 LBO) 

Im Sinne des „Einfügen" in die umgebende Bebauungsstruktur werden für die geplante 
Wohnbebauung örtliche Bauvorschriften in Bezug auf die äußere Gestalt baulicher Anlagen 
(z. B. Einfriedung, Dächer, Dachneigung, Stellplätze, Gestaltung privater Stellplätze und 
Freiflächen usw.) gemäß § 84 Landesbauordnung (LBO'16) textlich so festzusetzen sein, 
dass sie zum Erhalt und zur Neugestaltung des Orts- und Landschaftsbildes beitragen wer­
den (vgl. auch nachstehende Abb. 25e). 
Ansonsten lassen 
sich die städtischen 
Gremien von der 
Wahrung einer an­
gemessenen „Bau­
freiheit" leiten und 
werden entspre­
chend den örtlichen 
Gegebenheiten nicht 
beabsichtigen, zu 
sehr einschränkende 
Festsetzungen in 
Bezug auf die äuße­
re Gestaltung bauli­
cher Anlagen vorzu­
nehmen. Ein Beispiel 
für die angestrebte 
bauliche und gestal­
terische Qualität zeigen die Abb. 20 und die nachstehende Abb. 25e, entnommen der 
Hochbauplanung zum „Generationenquartier". 
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7. Natur, Landschaft, Grünordnung und Eingriffsregelung 
(§ 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB) 

7.1 Ausgangssituation 
Mit der Aufstellung der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. wird 
eine Inanspruchnahme von bisher nicht bebauten Flächen im Außenbereich entsprechend 
der qualifizierten Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung (siehe Teil II - Umweltbericht) verbunden 
sein. 

In der Bilanz wird beachtet, dass bereits im heutigen Zustand Flächen versiegelt sind oder 
als teildurchlässige Flächen genutzt werden (vgl. nachstehende Abb. 26a). Die Zufahrt vom 
Nelkenweg bis an den Rand des Baugebietes wird als „Bestand" berücksichtigt, da das 
Recht zur Anlage der Straße bereits durch den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 12 - Neu­
geschaffen wurde. 
Demgegenüber steht die Ermittlung versiegelter Flächen auf Grundlage des Städtebaulichen 
Konzeptes mit einer Unterscheidung deren Funktionen und des Versiegelungsgrades vgl. 
nachstehende Abb. 26b). 

Letfir^s 

Egg Fala« UM.331 itf 

F~1 F i t e DA SZ8 isf 

(Quelle: Umweltprüfung Bielfeldt + Berg, 29.02.2016) (Quelle: Städtebauliches Konzept - versiegelte 
Flächen, Bruchmann Architektin, 19.12.2017) 

Nach den §§ 14 und 15 BNatSchG sind bei Bauleitplänen, die Eingriffe in Natur und Land­
schaft erwarten lassen, hinsichtlich des Belanges von Naturschutz und Landschaftspflege 
das Vermeidungsgebot und die Ausgleichs- und Ersatzpflicht zu berücksichtigen und darüber 
im Rahmen der Gesamtabwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB abschließend zu entscheiden. 
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Die Vorschrift stellt klar, dass die Entscheidung über Maßnahmen im Sinne des § 19 BNat­
SchG in der gemeindlichen Abwägung nach den materiellen und verfahrenstechnischen Vor­
schriften des BauGB erfolgen soll, also nach Abwägungsgrundsätzen und nicht nach Opti­
mierungsgrundsätzen, wobei stets eine volle Kompensation der Eingriffe durch geeignete 
Maßnahmen anzustreben ist, insbesondere dann, wenn der Ausgleich außerhalb des Plan­
gebiets erfolgen soll. 

Mit der Aufstellung der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. ist 
zur Beurteilung der planungsrechtlich zu erwartenden Eingriffssituation unter Würdigung der 
schutzgutbezogen zu ermittelnden und zu bewertenden Belange des Umweltschutzes im 
Rahmen des Umweltberichts (vgl. Teil II - Umweltbericht) die Erstellung eines qualifizierten 
Fachbeitrages im Rahmen einer landschaftsplanerischen Begleitung als Eingriffs- und Aus­
gleichsbilanzierung ausreichend und wird im Umweltbericht ein integrierter, gesonderter Teil 
der Begründung sein. 

Maßnahmen der Grünordnung und der Landschaftspflege, die dazu dienen, die zu erwarten­
den Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder den Erhalt und die 
Neugestaltung des Landschaftsbildes auf den Grundstücken, auf denen die Eingriffe zu er­
warten sind, oder im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu mindern oder aus­
zugleichen, werden, soweit hierfür eine städtebaulich begründete Rechtsgrundlage nach § 9 
Abs. 1 BauGB i.V.m. dem Erlass von örtlichen Bauvorschriften nach § 84 LBO besteht, plan­
zeichnerisch und textlich festgesetzt. 
Ansonsten erfolgt eine Übernahme als Empfehlung bzw. Hinweis für das nachgeordnete 
bauaufsichtliche Genehmigungsverfahren, soweit noch erforderlich, wenn nicht bereits im 
Umweltbericht (Teil II) dargelegt und beschrieben. Weiterführend wurden auch Regelungen 
in einem zwischen der Gemeinde und den Grundstückseigentümern / dem Träger des Vor­
habens zu schließenden städtebaulichen Vertrag aufgenommen werden, z. B. den Umbau 
des Waldsaumes und die Kompensationsverpflichtung betreffend. 

7.2 Waldsaum 
Im Landschaftspflegerischen Begleitplan von 1989 als Bestandteil der Planfeststellungsun­
terlagen, planfestgestellt am 29.08.1991, wird die inzwischen durchgeführte Bepflanzung 
zwischen dem „Südring" und dem geplanten Baugebiet u. a. beschrieben als „Aufforstung 
Ackerfläche" (S. 27), „flächenhafte Aufforstung zum Laubmischwald mit artenreich gestuften 
Waldrand,.." (S. 28), „Zur flächenhaften Bewaldung nicht mehr wirtschaftlich nutzbarer Rest­
parzellen ..." (S. 31). Die planfestgestellte Vorgabe für diese Fläche direkt südlich des ge­
planten Baugebiets ist somit Wald. 

Bezogen auf den Waldabstand, den eine Bebauung einhalten soll (vgl. nachstehende Abb. 
26c), wurden bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt der Projektentwicklung (14.06.2013) an­
lässlich eines Ortstermins mit dem Zuständigen der unteren Forstbehörde (LLUR), Herrn Lo-
renzen, erörtert, welche Bedingungen erfüllt werden müssen, um den gesetzlichen Anforde­
rungen nach dem Landeswaldgesetz (LWaidG) gerecht werden zu können. 

(Quelle: Bielfeldt + Berg, 05.06.2013) 
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Folgende Gedanken lagen einer Problemlösung zugrunde: Die wesentlichen Gründe für den 
Waldabstand sind vermutlich im vorliegenden Fall: Verhütung von Waldbränden, Minderung 
der Gefahr durch Windwurf. U.U kann ein geringerer Abstand gewählt / zugelassen werden 
bei Minderung des Gefahrenpotenzials. 

o Aus der Eingriffssituation im Rahmen der Straßenplanung ergab sich nicht das Erforder­
nis zur Schaffung von Ausgleich als Wald im vorgesehenen und durchgeführten Umfang 
(vorwiegend waren landwirtschaftliche Flächen betroffen). 

o Eine gut strukturierte Gehölzfläche mit einem hohen Anteil von Straucharten hätte (noch 
besser) den Ausgleich bewirkt. 

o Die Verwendung von 9 unterschiedlichen Baumarten mit unterschiedlichen Standortan­
sprüchen (Pflanzschemagröße 250 m2 mit sehr starker Mischung) ist ungewöhnlich. 

o Dagegen wird als Strauchart nur die Hasel aufgeführt sowie noch 5 weitere Straucharten, 
die eventuell zusätzlich eingestreut werden können. Davon: Prunus serotina (= Späte 
Traubenkirsche, Neophyt aus Nordamerika, extremes „Unkraut"), Cornus mas (= Kornel-
kirsche, in S.-H. nicht heimisch, sehr konkurrenzschwach / als Waldpflanze ungeeignet), 
Rubus idaeus (= Himbeere, pflanzt man eher nicht, kommt ggf. von allein) 

Mögliche Entwicklung: 
Auf einem Streifen von 10 m Tiefe am Nordrand der Aufwaldung (vgl. nachstehende Abb. 
26d) werden die vorhandenen baumartigen, ggf. über mehrere Jahre, durch strauchartige 
Gehölze und kleiner kronige Bäume ersetzt. Dabei bleibt die Fläche und Ausdehnung des 
„rechtlichen" Waldes unverändert. 

„ j y ^ j i - MMM, .jyt iamihi 

Abb. 26d 

(Quelle: Bielfeldt + Berg, 05.06.2013) 

Die Maßnahme bewirkt, dass 
o ein ökologisch höherwertigerer Waldsaum gebildet wird, 
o dieser Saum nicht vollständig von Baumkronen beschattet wird, 
o der Wald in seinen Funktionen dadurch verbessert wird, 
o das Landschafts- und Stadtbild langfristig günstig gestaltet wird, 
o der Pflegeaufwand geringer gehalten werden kann, 
o die Brandgefahr des Strauchbereichs gegenüber einer Bestückung mit Bäumen gemin­

dert wird, 
o die Weite des Gefahrbereichs für Windwurf zurückgelegt wird, der Schutzabstand verrin­

gert werden kann, 
o die Bebaubarkeit der Fläche nördlich des Waldes insofern verbessert wird, als dass Be­

reiche (Abstandsflächen), die nicht erforderlich sind, als Freiflächen einer qualitativ 
hochwertigen Bebauung sinnvoll bebaut werden können, somit unproduktiv nutzbare Be­
reiche reduziert werden 

o eine zu starke Beschattung der Wohngrundstücke durch die Waldbäume vermindert wird 
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Ergebnis der forstbehördlichen 
Abstimmung ist: 
Von der Regelung zum Waldab­
stand gem. Gesetz kann im vorlie­
genden konkreten Planungsfall ab­
gewichen werden, wenn der nördli­
che Waldrand in einer Tiefe von 10 
m wie folgt umgebaut wird: 
o Entnahme aller Bäume 1. Ord­

nung und Anpflanzen von 
Sträuchern und vereinzelt bzw. 
strukturierend Bäumen 2. Ord­
nung, so dass ein neuer Wald­
rand entsteht, der neben den 
forstlichen und ökologischen Funktionen auch landschaftsbildprägende Aufgaben (z. B. 
geschwungener Rand, Blütenbildung) übernimmt. 
Die Bebauung hat unter dieser Vorgabe einen Abstand von 20 m zur Linie des z. Z. er­
kennbaren kleinen Zaunes am Waldrand einzuhalten (vgl. vorangestellte Abb. 26d). 

o 

7.3 Naturschutzfachliche Eingriffsregelung 
Der zu bilanzierende Kompensationsbedarf von rund 7.000 m2 für das Schutzgut Boden wird 
ausschließlich außerhalb des Plangebietes auf hierfür geeigneten Flächen nachgewiesen. 

Da aufgrund der Flächenverfügbarkeit der erforderliche Ausgleich nicht innerhalb des Plan­
geltungsbereichs der o.g. Bebauungsplanung erfolgen kann, werden auf einer externen Flä­
che Ersatzmaßnahmen vorgesehen. Die hierfür vorgesehene Fläche liegt südöstlich des 
Plangebiets der Bebauungsplanung (s. nachfolgende Abb. 26f) nahe des Bargteheider Moo­
res (s. nachfolgende Abb. 26g) im Gebiet der Gemeinde Delingsdorf. 
Die für die Kompensation der Eingriffe erforderliche Fläche von 7.000 m2 wird von diesem 
Konto abgebucht. 

Abb. 26f (Quelle: Umweltprüfung Bielfeldt + Berg, 06.06.2018) Abb. 26g 

. Amtliche Geobasisdaten Schleswig­Holsfi VermKatV­SHilL; 

Für die Abwertung des westlichen Knicks (angrenzend an die Wohnbebauung Nelkenweg) 
kann im Südwesten durch die lineare Strauchpflanzung ein Wert von 50 m Knicklänge kom­
pensiert werden. Ein weiterer Wert von 40 m Knicklänge wird östlich des Regenrückhaltebe­
ckens durch die Anlage einer gleichfalls zweireihigen Strauchhecke geschaffen. Somit be­
steht ein Defizit von rd. 65 m lineare Gehölzstruktur, die an anderer externer Stelle herzustel­
len. 
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Die Stadt Bargteheide hat in der Gemeinde Elmenhorst (Flur 1: Flurstücke 16, 17 und 19; 
Flur 7: Flurstücke 57, 132/55 und 79/53) Flächen erwerben können, die in enger Absprache 
mit der unteren Naturschutzbehörde (uNB) aufgewertet werden sollen. 

Innerhalb dieser Flächen sind Knicks gelegen, die wegen der vorhandenen schlechten Aus­
prägung eine deutliche Aufwertung erfahren sollen. Die Stadt Bargteheide stellt im Einver­
nehmen mit der uNB eine entsprechende Länge hiervon bereit, die wertmäßig den noch feh­
lenden Bedarf einer 65 m langen linearen Gehölzstruktur ausgleichen kann. Entsprechende 
Maßnahmen werden innerhalb von zwei Jahren nach Rechtsetzung der o.g. Bebauungspla­
nung realisiert und von der uNB abgenommen. 

7.4 Artenschutz 
Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange im Verfahren zur Aufstellung der 
o.g. Bebauungsplanung ist eine Prüfung erforderlich, ob durch das Vorhaben geschützte 
Tier- und Pflanzenarten von den Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG betroffen 
sein können. 
Ein Bebauungsplan kann zwar nicht unmittelbar die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG 
auslösen, denn die artenschutzrechtlichen Verbote gelten unmittelbar nur für die Zulas­
sungsentscheidung bzw. die Baugenehmigung. Dennoch ist bereits während der Planaufstel­
lung zu prüfen, ob durch die Umsetzung der Inhalte eines Bebauungsplans artenschutzrecht­
liche Verbotstatbestände ausgelöst werden können. Ein Bebauungsplan, dessen Verwirkli­
chung zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens dauerhafte Hindernisse entgegenstehen, verfehlt 
seinen gestaltenden Auftrag und ist daher nichtig. 

Als grundsätzliche Wirkungen sind vor allem folgende Beeinträchtigungen denkbar: 
• Inanspruchnahme funktional bedeutender (Teil-)Habitate durch Bau und Anlagen, insbe­

sondere der Fortpflanzungs- und Ruhestätten [Zugriffsverbot nach § 44 (1) Nr. 3 BNat­
SchG (Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten)], 

• baubedingte Individuenverluste [Zugriffsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Nach­
stellen, Fangen, Verletzen, Töten)]. 

Entsprechend der derzeit gängigen Praxis sind folgende Artengruppen von artenschutzrecht­
licher Relevanz: 

• Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG), 
• Europäische Vogelarten (streng geschützte sowie besonders geschützte Vogelarten). 

Diese Prüfung erfolgte im Rahmen der bis zu diesem Planungsstand durchgeführten Um­
weltprüfung und ist im Umweltbericht (s. Teil II) dokumentiert. 

Ergebnis: 
In den (älteren) Bäumen können potenziell als Fledermausquartier (auch Wochenstuben und 
Winterquartiere) geeignete Strukturen (Baumhöhlen und -spalten) vorhanden sein. Außer­
dem können in den vorhandenen Gebäuden potenzielle Quartiere vorhanden sein. 
Jagdreviere und Flugrouten können möglicherweise entlang der linearen Gehölzstrukturen 
vorhanden sein; diese bleiben erhalten. 
Sofern im Ergebnis der Prüfung von Gebäuden, die abgerissen werden sollen, sowie von zu 
fällenden Höhlenbäumen Fledermausvorkommen ausgeschlossen werden können, stehen 
dem Vorhaben keine artenschutzrechtlichen Hindernisse in Bezug auf Fledermausquartiere 
entgegen. 
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Nur im Falle des Nachweises von Fledermauswochenstuben oder ­Winterquartieren und von 
Tagesverstecken sind Maßnahmen zur Vermeidung des Eintretens der Zugriffsverbote erfor­
derlich, wie sie im Umweltbericht (s. Teil II) erläutert und auch unter Ziffer IN „Hinweis" auf 
der B­Plan­Satzung aufgenommen worden sind. 

Fazit: 
Das Eintreten artenschutzrechtlicher Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist nur für 
die Gruppen der Fledermäuse sowie der ungefährdeten Brutvögel der Gehölze möglich und 
kann für diese durch die Einhaltung von Vermeidungs­ und ggf. vorgezogenen Ausgleichs­
maßnahmen vermieden werden. 

Hinweise und Empfehlungen: 
Entsprechend den grünordnerischen Zielsetzungen und den Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minimierung von Eingriffen in die Schutzgüter werden folgende Hinweise und Empfeh­
lungen für die Umsetzung der Vorhabens an den Träger des Vorhabens geben: 

> Die Grün­ und Freiflächen und gärtnerisch zu gestaltenden Bereiche sollten naturbetont 
gepflegt werden, z. B. durch das Zulassen von Spontanwuchs, den Verzicht auf häufiges 
Mähen und den Verzicht auf Biozide und mineralische Dünger. 

> Auffangen eines Teils des anfallenden Niederschlagswasser auf den privaten Grund­
stücksflächen und Nutzung als Brauchwasser oder zur Bewässerung der Freiflächen. 

> Für die Ausleuchtung von Zufahrtsbereichen und Betriebs­ sowie Stellplatzflächen sollten 
LED­ oder Niederdruck ­ Natriumdampf­Lampen bzw. ähnliche insektenfreundliche 
Leuchtmittel verwendet werden, wobei die Lichtlenkung ausschließlich in die Bereiche er­
folgen sollte, die künstlich beleuchtet werden müssen. 

> Vor Beginn der Bautätigkeiten ist der Oberboden von den in Anspruch zu nehmenden 
Flächen zu sichern, und, soweit es für vegetationstechnische Zwecke verwendet wird, 
seitlich auf Mieten zu setzen. 

> Im Zuge der Baumaßnahmen sind bei Arbeiten im Kronentraufbereich der Esche „Am 
Bornberg" die Bestimmungen der DIN 18920 zu beachten, wobei 
­ kein Rüttler zum Einsatz kommen darf und nur Walzen (keine Vibrationswalzen zum 

Schutz der Feinwurzeln) verwendet werden dürfen, 
­ die Durchführung von Arbeiten im Boden wie z. B. das Verlegung von Ver­ und Ent­

sorgungsleitungen und das Durchführen von Abgrabungen oder Aufschüttungen nicht 
gestattet ist, 

­ der Stamm mit Beginn und während der Bauphase mit einer gegen den Stamm 
abgepolsterten (z. B. mittels mindestens zweier Ringe aus Dränagerohren) hohen 
Bohlenummantelung bis zur Höhe des unteren Astansatzes zu versehen ist,. 

­ der Kronentraufbereich nicht durch andere Eingriffe stärker als bisher beeinträchtigt 
werden darf, 

­ die nicht überbauten Wurzelbereiche nicht als Lagerflächen genutzt und nicht mit 
Baumaschinen überfahren werden dürfen. 
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8. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

A ufgabenstellung: 
Im Rahmen dieser Bauleitplanung und insbesondere als Planungsgrundlage für die zur 3. 
Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. zu treffenden Festsetzungen 
ist eine „Schalltechnischen Untersuchung" durchgeführt worden (vgl. auch als Anlage zu 
dieser Begründung), deren Ergebnisse in die Begründung (Teil I) und in die Umweltprüfung 
(Teil II) eingestellt wurden. Im Rahmen der o. g. Untersuchung werden die zu erwartenden 
schallschutzrechtlichen Auswirkungen des Planvorhabens aufgezeigt und beurteilt. 

In der o.g. Untersuchung wurden daher folgende Konflikte bearbeitet: 
■ Schutz des Plangeltungsbereichs vor Verkehrslärm; 
■ Schutz der Nachbarschaft vor Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen 

durch den B­Plan­induzierten Zusatzverkehr; 
■ Schutz der Nachbarschaft vor Geräuschimmissionen aus dem Betrieb des 

Garten­ und Landschaftsbaus. 

Die in Aussicht genommene Plan­
gebietsfläche befindet sich west­
lich der Straße „Am Bornberg", 
nordöstlich „Südring" und südöst­
lich „Nelkenweg". 
Weiterhin ist an der Straße „Lohe" 
südlich der Einmündung „Louise­
Zietz­Weg" ein öffentlicher Park­
platz mit 8 Stellplätzen vorgese­
hen. 
Das Plangebiet ist maßgeblich 
durch Straßenverkehrslärm vom 
„Südring" belastet. Zusätzlich ver­
läuft östlich die Bahnstrecke Ham­
burg ­ Lübeck (vgl. nebenstehende 
Abb. 27a und Abb. 27b). 

Im Rahmen der Vorsorge erfolgt 
bei der Bauleitplanung üblicher­
weise eine Beurteilung anhand der 

>V > !.■..* V 1 l t . -ZT 

Verkehrslärm Abb. 27a 

t 

E 3 FBchenquaie 
sz^j Sraße 

S tteuzuno 
KSS ParfcpBtz 
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(Quelle: Schailtechnische Untersuchung, LAIRM Consult, 24.07.2018) 

Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, 
„Schallschutz im Städtebau", wobei zwischen gewerblichem 
Lärm und Verkehrslärm unterschieden wird. Andererseits 
kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentli­
chen Verkehrswegen an den Kriterien der 16. BlmSchV 
(„Verkehrslärmschutzverordnung") orientieren. 

Die DIN 18005, Teil 1 verweist für die Beurteilung von ge­
werblichen Anlagen auf die TA Lärm, so dass die Immissi­
onen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA Lärm beur­
teilt werden. 
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Gewerbelärm: 
Im nördlichen Plangeltungsbereich be­
findet sich das Betriebsgrundstück der 
Garten­ und Landschaftsbau Am Born­
berg der Stormarner Werkstätten Ah­
rensburg zusammen mit dem „Bauern­
haus" (vgl. nebenstehende Abb. 27c). 
Der Betrieb auf dem Betriebsgrundstück 
wird entsprechend den Angaben des 
Betreibers entsprechend der zukünftigen 
(nach Umsetzung des Bebauungsplanes 
und Reduzierung des heutigen Be­
triebsgrundstücks) Nutzung berücksichtigt. 

Innerhalb des Plangeltungsbereiches sind mehrere private Stellplatzanlagen sowie eine 
Tiefgarage für den Geschosswohnungsbau vorgesehen. Die Stellplätze sowie die Tief­
garagenzufahrt befinden sich allerdings überwiegend im Innenbereich des Gebietes, so dass 
außerhalb des Plangeltungsbereiches überweigend keine beurteilungsrelevante Einwirkung 
zu erwarten ist. 

Lediglich im Südosten grenzt eine private Stellplatzanlage mit 14 privaten Stellplätzen (Stell­
platz 118 bis 131) direkt an die vorhandene Nachbarbebauung an. Für die Stellplätze ist 
festzustellen, dass die privaten Stellplätze ausschließlich den Mietern der Wohnungen zur 
Verfügung gestellt werden sollen. Hinsichtlich der Beurteilung der durch den Anwohnerver­
kehr hervorgerufenen Geräuschimmissionen ist grundsätzlich festzustellen, dass dieser als 
ortsüblich einzustufen und nicht als gewerbliche Anlage zu beurteilen ist. In Ermangelung ei­
ner anderen geeigneten Beurteilungsgrundlage kann zur Beurteilung des Anwohnerverkehrs 
die TA Lärm als antizipiertes Sachverständigengutachten für einen orientierenden Vergleich 
herangezogenen werden, ohne dass die Immissionsrichtwerte in diesem Zusammenhang 
rechtlich bindende Wirkung entfalten. 

Beurteilungsrelevante Vorbelastungen aus Gewerbelärm sind im Umfeld nicht vorhanden. 

Ergebnis der Berechnungen ist: 
• Im Tageszeitraum werden die jeweiligen Immissionsrichtwerte tags überall eingehalten. 
• Im Nachtzeitraum werden aus der orientierenden Beurteilung der privaten Stellplatzanla­

ge im Südosten des Plangebiets die Immissionsrichtwerte in der Nachbarschaft unter­
schritten. Der Garten­ und Landschaftsbau Am Bornberg hat keinen Nachtbetrieb. 

• Hinsichtlich der kurzzeitig auftretenden Geräuschspitzen wird den Anforderungen der TA 
Lärm überwiegend entsprochen. Lediglich der Entsorgungscontainer sollte im Nordwes­
ten der geplanten Halle aufgestellt werden, damit das Spitzenpegelkriterium erfüllt wird. 

Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und Kompensation: 
Folgende Maßnahmen werden entsprechend den vorangestellten Ergebnissen umgesetzt: 

safr Festsetzung einer Sicht­ und Blend­
schutzeinrichtung ■ ■ *■ ■ ■ an der 
südöstlichen privaten Stellplatzanlage 
(Planzeichnung, nebenstehende Abb. 
27d und als örtliche Bauvorschrift), um 
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ggf. auftretende Belästigungen der östlichen angrenzenden Nachbargrundstücke ver­
meiden zu können. 

^ ^ Positionierung (gelber Pfeil) des Entsor­
gungscontainers des Garten­ und Land­
schaftsbaubetriebes im Nordwesten der 
geplanten Halle (vgl. nebenstehende 
Abb. 27e auf Grundlage des Städtebauli­
chen Konzeptes) und Absicherung dieses 
Sachverhaltes über eine entsprechende 
Regelung im zu schließenden Städtebau­
lichen Vertrag. 

(Quelle: Städtebauliches Konzept, 
Bruchmann Architektin, 04.06.2018) 

Verkehrslärm: 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrslärm 
berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm auf den maßgeblichen Straßenabschnitten 
und die Bahnstrecke Hamburg ­ Lübeck berücksichtigt. Die Verkehrsbelastungen wurden 
dem „Verkehrsgutachten" (s. Anlage zu dieser Begründung) entnommen. Weiterhin wird der 
geplante öffentliche Parkplatz an der Straße „Lohe" gegenüber der Einmündung „Louise­
Zietz­Weg" angesetzt. 

Die Angaben für die DB­Strecke Hamburg 
(Prognosehorizont 2025). 

Lübeck wurden bei der DB AG aktuell erfragt 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte gemäß 16. BlmSchV (2014) auf Grundlage 
der Rechenregeln der RLS­90 und der Anlage 2 der 16. BlmSchV (2014) für den Schienen­
verkehrslärm. Für den geplanten Parkplatz an der Straße „Lohe" gegenüber der Einmündung 
„Louise­Zietz­Weg" wurde die Belastung anhand der Parkpiatzlärmstudie für ebenerdige 
Stellplätze an Wohnanlagen abgeschätzt. 

■ In der Nachbarschaft des Plangeltungsbereiches ergeben sich aus dem durch den B­
Plan induzierten Zusatzverkehr Zunahmen unterhalb der Erheblichkeitsschwelle von 3 
dB(A) bzw. es werden die jeweiligen Immissionsgrenzwert tags und nachts eingehalten, 
somit sind die Zunahmen nicht weiter beurteilungsrelevant. 

■ Die Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) 
nachts werden überall überschritten. Weiterhin wird der Immissionsgrenzwert für Allge­
meine Wohngebiete von 49 dB(A) nachts im gesamten Plangeltungsbereich überschrit­
ten. Der Immissionsgrenzwert für Allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags wird über­
wiegend eingehalten. Lediglich im Osten und Südwesten des Plangeltungsbereiches er­
geben sich Überschreitungen. 

■ Die Anhaltswerte für Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts 
werden nicht erreicht. 

Maßgeblich für die Verkehrslärmbelastung im Plangeltungsbereich ist der Schienenverkehrs­
lärm. Aufgrund der Lage der Schiene, die abgesetzt zum Plangebiet auf einem Damm ge­
führt wird, und der damit erforderlichen Höhe möglicher Lärmschutzmaßnahmen sind aktive 
Lärmschutzmaßnahmen innerhalb des Plangeltungsbereiches nicht sinnvoll. 

Gesunde Wohn­ und Arbeitsverhältnisse in den Erd­ sowie den Obergeschossen können 
aufgrund der Bauweise durch Grundrissgestaltung (Verlegung der schützenswerten Nutzun­
gen auf die lärmabgewandte Seite) oder passiven Schallschutz geschaffen werden. 
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Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und Kompensation: 
Folgende Maßnahmen werden entsprechend den vorangestellten Ergebnissen erforderlich 
und planungsrechtlich umgesetzt: 

■ ^ Gemäß DIN 4109 (Januar 2018) ergeben sich Anforderungen an den passiven Schall­
schutz zum Schutz der Wohn­ und Büronutzungen vor von außen eindringenden Ge­
räuschen. Die Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt über die maßgeb­
lichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 (Januar 2018). 
Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind für „schutzbedürftige Räume" in der nachste­
henden Abb. 27f und für „Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden" in 
der Abb. 27g dargestellt. 
■ ^ Die Darstellung der beiden Abbildungen bezüglich des maßgeblichen Außen­

lärmpegels werden planzeichnerisch (Teil A) und ergänzend textlich (Teil B) in 
den B­Plan­Entwurf aufgenommen. 

H$> Zur Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung eines Gebäudes in den nicht 
nur vorübergehend zum Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen sind 
die Anforderungen an das resultierende Schalldämm­Maß für das jeweilige Au­
ßenbauteil (einschließlich aller Einbauten) gemäß DIN 4109 (Januar 2018) zu 
ermitteln. 

cẑ > Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die 
Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der 
DIN 4109 (Januar 2018) nachzuweisen. 

(Quelle: Schalltechnische Untersuchung, LAIRM Consult, 24.07.2018) 
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(Quelle: Schailtechnische Untersu­
chung, LAIRM Consult, 24.07.2018) 
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m} Aufgrund der Überschreitung des Orientierungswertes für Allgemeine Wohngebiete 
von 45 dB(A) nachts sind zum Schutz der Nachtruhe im gesamten Plangeltungsbereich 
bei Neu­, Um­ und Ausbauten für Schlaf­ und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftun­
gen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeig­
nete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt werden kann und die 
Anforderungen an das resultierende Schalldämmmaß gemäß den ermittelten und aus­
gewiesenen maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109 erfüllt werden. 
iB^ Die Festsetzung von schallgedämmten Lüftungen erfolgt als textliche Festset­

zung (Teil B) in der B­Plan­Satzung. 

■ ^ Bezüglich der Außenwohnbereiche im 
2. Obergeschoss (Balkon, Loggien, 
Dachterrassen) ist festzustellen, dass 
der Orientierungswert für Allgemeine 
Wohngebiete von 55 dB(A) tags im Os­
ten und Süden um mehr als 3 dB(A) 
überschritten wird (s. auch Abb. 27h). 
In diesen Bereichen im 2. Oberge­
schoss sind Außenwohnbereiche wie 
Balkone, Loggien und Dachterrassen 
nur in geschlossener Gebäudeform 
bzw. auf der lärmabgewandten Seite 
der Gebäude zulässig. 
w) Die Darstellung der Abbildung be­

züglich der Außenwohnbereiche 
im 2. OG wird planzeichnerisch 
(Teil A) und ergänzend hierzu 
textlich (Teil B) in der B­Plan ­
Satzung aufgenommen. 

EZD Für Außenwohnbereiche im Erdge­
schoss und im 1. Obergeschoss wird 
der Orientierungswert für Allgemeine 
Wohngebiete von 55 dB(A) tags um 
nicht mehr als 3 dB(A) überschritten, so 
dass sich keine Beschränkungen bezüglich der Außenwohnbereiche ergeben. 

^ ^ Befestigte Außenwohnbereiche im 2. Obergeschoss wie Balkone, Loggien und Dach­
terrassen sind in den in Abb. 27h dargestellten Bereichen nur in geschlossener Ge­
bäudeform bzw. auf der lärmabgewandten Gebäudeseite zulässig. Offene Außen­
wohnbereiche sind ausnahmsweise auch dann zulässig, wenn mit Hilfe einer Immissi­
onsprognose nachgewiesen wird, dass in der Mitte des jeweiligen Außenwohnbereichs 
der Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags um nicht mehr 
als 3 dB(A) überschritten wird. 

Lichtimmissionen: 
Für die vorgesehenen Stellplatzanlagen soll im Rahmen einer immissionsschutzrechtlichen 
Stellungnahme (vgl. auch Anlage zu dieser Begründung) die Auswirkungen der Fahrzeugbe­
leuchtungen beurteilt werden. 

Aus Sicht des Immissionsschutzes, der auf konkrete Lichteinwirkungen durch ortsfeste Be­
leuchtungsanlagen an einzelnen Immissionsorten abzielt, kann Licht hauptsächlich einen be­

Abb. 27h 

„öffentliche Auslegung" und 
„Behörden­ und Trägerbeteiligung" 

64 
BIS-S BÜRO FÜR INTEGRIERTE 

STADTPLANUNG­SCHARLIBBE 



Stadt Bargteheide 
3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. 
„Generat ionenquart ier Am Bornberg Inklusion" 
Teil I - Begründung - Satzung -

lästigenden Einfluss haben, d.h. Störungen des körperlichen oder seelischen Wohlbefindens 
bewirken, die nicht mit einem Schaden für die Gesundheit verbunden sind. Rechtlich zählt 
Licht zu den Emissionen und Immissionen gemäß dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG). 

Grundsätzlich steht für die Beurteilung mit der Licht-Richtlinie des Länderausschusses für 
Immissionsschutz (LAI) ein Regelwerk zur Verfügung, in dem Immissionswerte angegeben 
sind. Grenzwerte liegen jedoch nicht vor. 

Schädliche Umwelteinwirkungen liegen dann vor, wenn die Nachbarschaft oder die Allge­
meinheit erheblich belästigt werden. Die Licht-Richtlinie gibt Maßstäbe zur Beurteilung der 
Lästigkeitswirkung an. Eine erhebliche Belästigung im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1 oder des 
§ 22 Abs. 1 BImSchG tritt in der Regel auf, wenn die angegebenen Immissionsrichtwerte 
überschritten werden. 

Gemäß des § 3 Abs. 5 BImSchG gehören Beleuchtungsanlagen von Kraftfahrzeugen nicht in 
den Geltungsbereich der Licht-Richtlinie des LAI, somit ist eine detaillierte Beurteilung von 
Raumaufhellung und Blendung nicht möglich. Andere Regelwerke mit Grenz- oder Richtwer­
ten liegen nicht vor. Somit wurde in der Untersuchung nur die mögliche Belästigung unter­
sucht. 

Fazit: 
Aufgrund der vorhandenen Höhen der Fenster, deren untere Kante sich in der Regel deutlich 
oberhalb von 0,5 m über dem Gelände befindet und dem vorhandenen und geplanten Ge­
ländeverlauf ist davon auszugehen, dass eine Blendung überwiegend nicht vorliegt. Lediglich 
am Gebäude (Am Bornberg 3) gegenüber der Zufahrtsstraße von „Am Bornberg" aus, könn­
ten aufgrund der tiefliegenden Fenster eine Blendung nicht ausgeschlossen werden. 

Weiterhin ist festzustellen, dass zwar eine Aufhellung der Fenster insgesamt nicht grundsätz­
lich ausgeschlossen werden kann, aber eine direkte Blendung des Fensters aufgrund der 
Anforderungen der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung überwiegend nicht zu erwarten ist. 

Zudem kann eine Aufhellung des Fensters in der Regel schon durch eine Fahrzeug­
vorbeifahrt auf den vorhandenen Straßen derzeit hervorgerufen werden. 

Abschließend ist festzustellen, dass relevante zusätzliche Belästigungen durch mit den Stell­
platzanlagen verbundenen Lichtimmissionen von einparkenden und ausfahrenden Kraftfahr­
zeugen nicht zu erwarten sind. In der Regel kann der Schutz vor Lichtbelästigungen durch 
eigene Maßnahmen (Gardinen oder Rollos oder auch Hecken bzw. Sichtschutzwände) er­
reicht werden. 

BHKW - Immissionen: 
Für das geplante Blockheizkraftwerk (BHKW) ist festzustellen, dass im Rahmen des nach­
geordneten Genehmigungsverfahrens die immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit nach­
gewiesen werden muss, wonach das BHKW so betrieben werden kann, dass eine immissi­
onsschutzrechtliche Verträglichkeit bezüglich Lärm und Luftschadstoffen gegeben ist. 
Somit ist ein möglicher Konflikt von dem derzeit angedachten BHKW und der vorhandenen 
Wohnbebauung nahezu ausgeschlossen, so dass eine Untersuchung im Rahmen der Bau­
leitplanung nicht erforderlich ist (Gebot der planerischen Zurückhaltung). 
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9. Verkehr (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und 21 BauGB) 
Die Verkehrsinfrastruktur ist mit den Straßen „Nelkenweg" im Nordwesten und „Am Born­
berg" im Nordosten (vgl. auch Abb. 6 und Abb. 7) als äußere verkehrliche Erschließung vor­
handen. 
Beide Straßen münden in die Straße „Lohe" mit der Funktion einer Sammelstraße. Diese ist 
an die Hamburger Straße (B 75) und damit ist das Plangebiet an das überörtliche Verkehrs­
netz angeschlossen. 

Die Anbindung des Wohngebietes erfolgt im Nordwesten an die Wohnstraße „Nelkenweg" 
und im Nordosten an die Wohnstraße „Am Bornberg". 

Das Plangebiet soll mit 9 Geschosswohnungsbauten, 8 Einzelhäusern (mit 2 WE) und einem 
so genannten „Kernhaus" für betreutes Wohnen in einer normalen Bebauungsdichte reali­
siert werden, daher bietet sich die verkehrstechnische Erschließung über zwei von einander 
getrennten Anschlusspunkte an. Hierdurch können die Verkehrsströme (Quellverkehre) 
räumlich getrennt und halbiert werden. 

Im Rahmen eines „Verkehrsgutachtens" (vgl. auch Anlage zu dieser Begründung) wurde 
geprüft, ob das bestehende Straßennetz in der Lage ist, das zukünftige Verkehrsaufkommen 
verträglich zu bewältigen. 

9.1 Äußere Erschließung 
Im Zuge der Projektvorbereitung und als Entscheidungsgrundlage zum Aufstellungsbe­
schluss für diese B­Plan­Änderung wurde auch zur Berücksichtigung von Anregungen und 
Fragestellungen aus den städtischen Gremien und der interessierten Öffentlichkeit / Anlieger 
heraus ein Verkehrsgutachten beauftragt und erstellt. 

A ufgabenstellung: 
Die verkehrliche Erschließung des 
geplanten Wohngebietes soll zu ei­
nem Teil über eine Anbindung an 
den „Nelkenweg" in Verlängerung 
des Rosenweges und zu einen an­
deren Teil über eine Anbindung an 
die Straße „Am Bornberg" erfolgen. 
Über die Straße „Lohe" besteht 
dann die weitere Anbindung an das 
übergeordnete innerstädtische 
Streckennetz der Hamburger Stra­
ße (L 82). Die Lage des geplanten 
Wohngebietes in der Stadt Bargte­
heide sowie das klassifizierte Stra­
ßennetz mit den Zählstellen der er­
folgten Verkehrserhebung ist der 
nebenstehenden Abb. 28a zu ent­
nehmen. 

Abb. 28a 
(Quelle: „Verkehrsgutachten", WVK, Stand vom 24.07.2015) 

Mögliche alternativen Erschließungen und somit auch eine mögliche südliche Anbindung des 
geplanten Wohngebietes an die freie Strecke des „Südring" (L 89) wurden in der weiteren 
Diskussion und in der politischen Willensbildung betrachtet. 
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Grundlage hierzu waren gutachterlichen Untersuchungen im einer verkehrstechnischen Stel­
lungnahme (vgl. auch Anlage zu dieser Begründung und nachfolgende Ausführungen). 

Im Rahmen des „Verkehrsgutachtens" war zu klären und darzulegen, ob das bestehende 
Straßennetz in der Lage ist, das zukünftige Verkehrsaufkommen des geplanten Wohngebie­
tes zu bewältigen. 

Verkehrserhebung: 
Zur Ermittlung des maßgeblichen Verkehrsgeschehens wurden am Donnerstag, dem 04.06. 
2015 umfangreiche Verkehrserhebungen im Untersuchungsraum gemäß den Empfehlungen 
für Verkehrserhebungen durchgeführt. Der Zähltag kann als repräsentativer Normalwerktag 
betrachtet werden, da keine relevanten Beeinflussungen durch Witterung, Verkehrsbehinde­
rungen, Ferienzeiten oder Feiertage vorlagen. Als Zeitraum der Verkehrserhebung wurden, 
auch zur Beurteilung des Verkehrsaufkommens und Verkehrsflusses am Schulzentrum die 
morgendliche Spitzenverkehrszeit von 6.00 bis 10.00 Uhr sowie die nachmittägliche Spitzen­
verkehrszeit von 15.00 bis 19.00 Uhr berücksichtigt. 

Proonose­Planfall 2030: 
Zur Berücksichtigung einer allgemei­
nen Verkehrsentwicklung bis zum Jah­
re 2030, bedingt durch strukturelle 
Veränderungen außerhalb des Plan­
ungsraumes, erfolgt eine Prognosebet­
rachtung auf Grundlage der Kleinräu­
migen Bevölkerungs­ und Haushalts­
prognose für den Kreis Stormarn, dem 
Wegweiser Kommune der Bertelsmann 
Stiftung sowie der Shell­Pkw­ Szenari­
en. Hiernach wird bis zum Prognose­
jahr von einer allgemeinen Verkehrs­
zunahme um ca. 12,6 % im Kfz ­ Ver­
kehr ausgegangen (vgl.. 

(Quelle: „Verkehrsgutachten", WVK, Stand vom 24.07.2015) 

Des Weiteren wurden die Neuverkehre der geplanten Wohnbauentwicklung wie folgt ange­

setzt: 
Tag: 828 Kfz/24h davon 20 Lkw/24h in der Summe aus Quell­ und Zielverkehr, 
Spitzenstunde: 83 Kfz/24h davon 2 Lkw/24h in der Summe aus Quell­ und Zielverkehr. 

Das „Verkehrsgutachten" (vgl. auch als Anlage zu dieser Begründung) kommt zu folgenden 
Untersuchungsergebnissen: 

Leistungsfähigkeit: 
■ Der lichtsignalisierte Knotenpunkt „Hamburger Straße (L 82) / Lohe" ist sowohl in der 

Analyse 2015 wie auch langfristig im Prognose­Planfall 2030 mit beabsichtigter Wohn­
bauentwicklung in der Lage den Verkehr leistungsfähig mit der guten Qualitätsstufe „B" 
des Verkehrsablaufes abzuwickeln. 

■ Die innerstädtische Erschließung des geplanten „Generationenquartiers" am „Am Born­
berg / Nelkenweg" kann somit über den Anbindungspunkt „Hamburger Straße (L 82) / 
Lohe" erfolgen. 
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j Abb. 28b 
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■ Es bestehen über den Prognose­Planfall 2030 hinaus sogar weitere Kapazitätsreserven. 

^ ^ Eine zwingende Notwendigkeit einer alternativen Anbindung des geplanten Wohn­
baugebietes an die freie Strecke der Straße „Südring" (L 89) besteht nicht. 

Verkehrsverträglichkeit: 
Die Verträglichkeit der prognostizierten Verkehre mit dem Straßenzug „Lohe" konnten für die 
Aspekte der Streckenkapazität, des Begegnungsfalles sowie der Radverkehrsführung nach­
gewiesen werden. Demnach können die Neuverkehre des geplanten Wohnbaugebietes „Am 
Bornberg /Nelkenweg" ebenfalls über das Bestandsnetz mit abgewickelt werden. 

Fazit: 
Die verkehrliche Begutachtung hat zeigt, dass die Erschließung des geplanten Wohngebie­
tes „Am Bornberg / Nelkenweg" über das innerstädtische Streckennetz leistungsfähig und 
verkehrsverträglich ist. 

Der zuständige Ausschuss für Planung und Verkehr hat die Inhalte und Bewertungen dieses 
Verkehrsgutachtens einschließlich dessen Schlussfolgerungen zustimmend zur Kenntnis ge­
nommen, so dass das Verkehrsgutachten Grundlage der „frühzeitigen Behörden­ und Trä­
gerbeteiligung" (Vorentwurf nach § 4 Abs. 1 BauGB) zur o.g. Bebauungsplanung geworden 
ist. 

Betrachtung weiterer Erschließungsvarianten: 
Gleichwohl wurde Im Rahmen eines Ortstermins am 15.07.2016 die alternative Erschließung 
des geplanten Wohngebietes über den „Südring" (L 89) erneut besprochen. Entsprechend 
den politischen Vorgaben wurden vier Betrachtungsvarianten erstellt. 

Im Zuge einer „Verkehrliche Stellungnahme" (vgl. auch als Anlage zu dieser Begründung) 
werden die Auswirkung der alternativen Erschließungen quantitativ und qualitativ beurteilt. 

Variante 1 ­ Erschließung 
über die Gemeindestraße „Lohe" 

Variante 2 ­ Südring (L 89) 
„Rechtsrein / Rechtsraus" 
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Die Variante 1 berücksichtigt die alleinige Er­
schließung des geplanten Wohnbaugebietes über 
das Netz der Gemeindestraßen. Die Einspeisung 
in das übergeordnete Streckennetz erfolgt voll­
ständig am lichtsignalisierten Knotenpunkt Ham­
burger Straße (L 82) /Lohe. 

Die Variante 2 berücksichtigt die alleinige Er­
schließung des B-Planes Nr. 12-3 über einen An­
bindungspunkt im Zuge des Südringes (L 89) mit 
Zulässigkeit der Abbiegebeziehungen „Rechtsrein 
/ Rechtsraus". 

Variante 3 - Südring (L 89) 
„Rechtsrein / Rechtsraus mit Anbindung Lohe" 
Die Variante 3 berücksichtigt die Erschließung 
des B-Planes Nr. 12-3 über einen Anbindungs­
punkt im Zuge des Südringes (L 89) mit Zulässig­
keit der Abbiegebeziehungen „Rechtsrein / 
Rechtsraus". Des Weiteren ist eine rückwärtige 
Anbindung an das gemeindliche Straßennetz und 
somit über die Straße Lohe vorgesehen 

(Quelle: „Verkehrliche Stellungnahme", 
WVK, Stand vom 20.02.2017) 

Abb. 28c-4 

Variante 4 -
Südring (L 89) „vollwertige Kreuzung" 

Bei Herstellung einer vollwertigen Kreuzung 
durch die bauliche Ergänzung eines neuen 
Knotenpunktarmes gegenüber der vorfahrtge­
regelten Einmündung „Zu den Fischteichen" 
besteht über den Anbindungspunkt eine freie 
Wegewahl für die Bewohnerverkehre des 
B-Planes Nr. 12-3. Die Quell- und Zielverkehre 
können somit direkt und ohne die Erzeugung 
unnötiger Mehrverkehre in das übergeordnete 
Streckennetz eingespeist werden. 

Die gutachterliche Bewertung kommt zu den nachfolgenden Ergebnissen: 

o Die Variante 1 - „Lohe" 
mit der alleinigen Erschließung des geplanten Wohngebietes über das innerstädtische 
Streckennetz mit der Straße Lohe weist eine gute Leistungsfähigkeit und Verkehrsver­
träglichkeit auf. Die Aussagen aus dem Verkehrsgutachten vom 24.07.2015 haben wei­
terhin Bestand. 

o Die Variante 2 - Südring (L 89) „Rechtsrein / Rechtsraus" 
ist aus Sicht der Leistungsfähigkeit am Anbindungspunkt mit der Qualitätsstufe QSV C 
grundsätzlich möglich. Hinsichtlich der Abwicklung der Quellverkehre nach Ost und der 
Zielverkehre aus West werden jedoch erhebliche Einbußen bei der Erschließungsqualität 
gesehen. 
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Um die betroffenen Verkehre in der Variante gegen die beabsichtigte Fahrtrichtung len­
ken zu können, wäre eine konsequente bauliche Unterstützung und Trennung der Fahrt­
richtungen am Knotenpunkt „Südring (L 89) / Zu den Fischteichen / B-Plan Nr. 12-3" not­
wendig, um verkehrswidrige sowie verkehrsgefährdende Fahrweisen und Rangierfahrten 
am Anbindungspunkt zu verhindern. 
Dieses ist jedoch unter Erhalt der bisherigen Fahrbeziehungen an der Einmündung „Zu 
den Fischteichen" nicht möglich. 
Im Vergleich führt darüber hinaus die Verkehrsverteilung bei der Variante „Rechtsrein / 
Rechtsraus" aufgrund der notwendigen Umwege insgesamt zu einer höheren Verkehrs­
belegung im innerstädtischen Streckennetz. 

o Durch die in Variante 3 - Südring (L 89) „Rechtsrein / Rechtsraus mit Anbindung Lohe" 
kombinierten Anbindungspunkte an die Lohe und den Südring (L 89) kann die Leistungs­
fähigkeit des Streckennetzes ebenfalls erreicht werden. Aufgrund der Einspeisung an 
zwei Punkten im Netz, werden Rangier- und Bogenfahrten vermieden 

o Bei der Variante 4 - Südring (L 89) „vollwertige Kreuzung" 
erfolgt eine direkte Einspeisung in das übergeordnete Streckennetz. Die Beeinträchti­
gung der Leichtigkeit des Verkehrsflusses im Zuge des Südringes (L 89) fällt gering aus, 
da am Knotenpunkt Südring (L 89) / Zu den Fischteichen / B-Plan Nr. 12-3 eine vollstän­
dige Lichtsignalanlage nicht erforderlich wird. 

Aus gutachterlicher und verkehrsplanerischer Sicht stellen die Varianten 1 und 4 die ver­
kehrsverträglichsten Erschließungsformen dar, wobei die Variante 4 deutlich kostenintensi­
ver ist und einen Eingriff in den ca. 60 m breiten Grünzug erfordert. 
Bei den Varianten 2 und 3 bestehen Bedenken, dass die Regelung „Rechtsrein / Rechtsraus" 
im Zuge des Südringes (L 89) ohne bauliche Trennung der Fahrtrichtungen keine ausrei­
chende Akzeptanz erfährt. In der Priorität wäre die Variante 3 der Variante 2 gegenüber zu 
bevorzugen. 

Der Ausschuss für Planung und Verkehr hat in seiner Sitzung vom 14.09.2017 mehrheitlich 
beschlossen, auf Grundlage eines modifizierten städtebaulichen Konzeptes die verkehrliche 
Erschließung des geplanten „Generationenquartiers" über die Gemeindestraßen „Nelken­
weg" und „Am Bornberg" zu führen. Aus verkehrlicher Sicht wurden weiterhin ergänzende 
Maßnahmen zur Berücksichtigung der Unterbringung des ruhenden Verkehrs, die ihren Nie­
derschlag im städtebaulichen Konzept bzw. in der B-Plan-Satzung und im zu schließenden 
Städtebaulichen Vertrag gefunden haben. 

9.2 Innere Erschließung 
Im Zuge der Projektvorbereitung und in der weiteren Projektentwicklung bis hin zur „Ent­
wurfsplanung" wurde kontinuierlich das städtebauliche Konzept fortgeschrieben und fortent­
wickelt entsprechend den weiteren detaillierten Untersuchungen und Ausarbeitungen ein­
schließlich der übrigen Fachplanungen. 

Allgemeines: 
Das in Aussicht genommene Erschließungsgebiet liegt verkehrstechnisch gesehen zwischen 
den Straßen „Am Bornberg" im Südosten und dem „Nelkenweg" im Nordwesten. 
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Im Zuge der ersten und für den Aufstellungsbeschluss vorbereitenden planerischen Arbeiten 
wurde zunächst von 2 - 3 Bauabschnitten ausgegangen. 
Hier liegt der Entwurfsgedanke und das städtebauliche Ziel zu Grunde, dass die möglichen 
Belastungen des das Plangebiet umgebenden Straßennetzes möglichst gleichmäßig (hälftig) 
verteilt werden. Vorhandene bzw. frei gehaltene Zufahrtbereiche an den Straßen „Am Born­
berg" und „Nelkenweg" werden diesen Entwurfsgedanken ermöglichen, planerisch umzuset­
zen. 

Demzufolge wird ein Quartiersbereich ein Gebiet von ca. 1,6 ha im Westen der Gesamtflä­
che mit Anschluss an den „Nelkenweg" und ein zweiter Quartiersbereich wird ebenfalls eine 
ca. 1,6 ha große Fläche im östlichen Bereich des Plangebietes mit Anschluss an die Straße 
„Am Bornberg" umfassen. 
Den zentralen Bereich bildet im nördlichen Bereich des Plangebietes das so genannte „Bau­
ernhaus" einschließlich der dann verbleibenden Flächenanteile des GaLaBau Betriebes der 
Stormarner Wege und das so genannte „Kernhaus" für betreute Wohnformen Älterer und für 
Menschen in einer besonderen Lebenssituation. 

Entsprechend der übergeordneten städtebaulichen Zielsetzung zweier Verkehrszonen wer­
den die beiden Quartiersbereiche verkehrstechnisch (Kfz) nicht mit einander verbunden, so 
dass beide Stichstraßen an deren Ende eine für Müll- und Rettungsfahrzeuge ausreichend 
dimensionierte Wendeanlagen aufweisen. 

Verbunden werden die beiden Wendeplatzanlage durch einen Geh- und Radweg der im Sü­
den entlang des geplanten Regenrückhaltebeckens fortgeführt wird mit einem Anschluss an 
den vorhandenen Geh- und Radweg „Am Bornberg". Gleichzeitig dient die Verbindung zwi­
schen den beiden Wendeanlagen mit Notfall den Rettungsfahrzeugen aus zwei unterschied­
lichen Richtungen ins Plangebiet zu gelangen. 

Erschließ ungskonzept: 
Das „innere" Plangebiet wird durch zwei von Süden nach Norden verlaufenden Haupter­
schließungsstraßen erschlossen, an der rechts und links Gebäude (Geschosswohnungsbau 
und Einzelhäuser) angeordnet sind. Durch die beiden Erschließungsstraßen und die ange­
ordneten Gebäude teilt sich die Erschließung grob in zwei ähnlich große Teile. 

Aufgrund des Quartierkonzeptes, das den Inklusionsgedanken auch außerhalb der Wohnung 
umsetzen möchte, werden die Straßen und Wege (möglichst) barrierefrei hergestellt, so dass 
als Ausbaukriterium die Anlage eines „verkehrsberuhigten Bereiches" (so genannte „Spiel­
straße") gewählt wurde. Dies wird dem Wohngebietscharakter sehr entsprechen und zu einer 
hohen Wohn- und Aufenthaltsqualität beitragen. Zudem ist der Verkehrsraum aufgrund der 
ebenen Ausführung (ohne Gehweg und Hoch- bzw. Rundborde) bestens geeignet für Perso­
nen mit Rollator / Gehwagen. Ein kleiner, aber wichtiger Beitrag zur Inklusion. 
Dieser Anspruch an die Gestaltung der Verkehrs- und Bewegungsflächen sollte auch aus 
dem öffentlichen hinein in den privaten Bereich getragen und auch dort umgesetzt werden. 

Der Anspruch auf Verkehrsberuhigung und eine gegenseitige Rücksichtnahme wird durch 
Baumtore, Fahrbahneinengungen, Verschwenkungen in der Verkehrsführung in den vorge­
sehenen Fahrbereichen beider Erschließungsstraßen unterstützt. Dementsprechend erfolgt 
in der Planzeichnung (Teil A) eine Festsetzung der Verkehrsflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB als Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „verkehrsberuhigter Bereich". 
Gleiches gilt für die innerhalb dieser Straßenflächen festgesetzten Parkplätze. 
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Öffentliche Parkplätze sind in den „verkehrs­
beruhigten Bereichen" in den Verkehrsraum 
eingebettet. Zusätzlich werden straßenbeglei­
tend ebenfalls private Stellplätze in Schräg-
und Senkrechtaufstellung geplant, die entge­
gen den Parkplätzen nicht als Verkehrsflächen 
sondern als Teilflächen der Teilgebiete des 
Allgemeinen Wohngebietes festgesetzt wer­
den (s. auch nebenstehende Abb. 29). 

Entsprechend dem städtischen Stellplatz­
schlüssel sind für die neuen Wohngebäude 
183 Stellplätze geplant (158 erforderlich) und es stehen zusätzlich 38 öffentliche Parkplätze 
zur Verfügung. 

Die Haupterschließungsstraßen enden jeweils als Sackgasse mit einer Wendeanlage, die für 
ein 3-achsiges Müllfahrzeug entsprechend den Unfallverhütungsvorschrift „Müllbeseitigung" 
und der Ziffer 6.1.1.1 der RASt 06 ausgelegt sind. 

Abb. 29 

Erschließungskonzept (Anbindung „Nelkenweg") 
Der westlich gelegene Quartiersabschnitt soll über eine Erschließungsstraße mit Straßen­
querschnitten von unterschiedlicher Breite verkehrstechnisch erschlossen werden. Die An­
bindung soll im Nordwesten an den „Nelkenweg" erfolgen. Die Trasse führt zwischen zwei 
bebauten Grundstücke (vgl. auch nachstehende Abb. 30a bis Abb. 30c) hindurch auf einer 
Freihaltetrasse direkt an den „Nelkenweg". 

Abb. 30a links oben 
Straßenregelquerschnitt für den Zu­
fahrtsbereich vom „Nelkenweg" aus 
ins Wohngebiet hinein 

Abb. 30b rechts oben 
das freie Grundstück bereits mit den 
Einmündungsschrägen vom Nelken­
weg aus ins geplanten Wohngebiet, 
rechts und links die vorhandenen Ein­
familienhäuser 

Abb. 30c links unten 
Darstellung der Plangebietszufahrt 
in der B-Plan-Satzung 
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Die „Freihaltetrasse" ist bereits durch den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 12 Neu, als öf­
fentlichen Straßenverkehrsfläche planungsrechtlich abgesichert (vgl. auch Abb. 22b), so 
dass bereits mit der Planaufstellung des Bebauungsplan Nr. 12 Neu. im Jahre 1988 seitens 
der Stadt Bargteheide die Absicht bestand, die heutigen Plangebietsflächen auch vom „Nel­
kenweg" aus zu erschließen. 

Durch die neue Straßenanbindung ergibt sich in Zukunft eine Kreuzungssituation zwischen 
„Nelkenweg", „Rosenweg" und der neuen Erschließungsstraße (vgl. auch nachfolgende Abb. 
35). 

Der „Nelkenweg" hat heute eine Ausbaubreite von 8,85 m (vgl. auch Abb. 7 und Abb. 8 und 
nachfolgende Abb. 31 bis Abb. 34), wobei ca. 1,75 m auf einen Gehweg auf der südöstli­
chen Seite entfallen. Die Fahrbahnbreite beträgt von ca. 5,40 m und auf der nordwestlichen 
Seite ist ein unbefestigter Gehweg mit ca. 1,70 m Breite angegliedert. Pkw werden durch die 
Anlieger vornehmlich auf der nordwestlichen (vgl. auch nachfolgende Abb. 32) aber auch auf 
der südöstlichen Straßenseite abgestellt. 

8.85 

Abb. 31 
Straßenregelquerschnitt 
mit Darstellung der 
Bestandssituation 

Abb. 32 Ausbauzustand „Nelkenweg" heute 
Blickrichtung zur „Lohe" 

Abb. 33 Schülerverkehr auf dem „Nelkenweg" 
Blickrichtung zur „Lohe" 

Bekannt ist, dass der „Nelkenweg" durch Schüler/innen als Schulweg zum Schulzentrum 
zwischen Louise-Zietz-Weg und Theodor-Storm-Straße genutzt wird. Durch die Anbindung 
weiterer Wohnbauflächen und dem daraus zusätzlich resultierenden Fahrverkehr ist es an­
gezeigt, den „Nelkenweg" im Bereich zwischen „Rosenweg" und der Straße „Lohe" in seinem 
Regelprofil im Sinne einer Schulwegsicherung neu zu ordnen. 
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Abb. 34 
Straßenregelquerschnitt 
mit Darstellung der 
Planungssituation 

Das Ausbauprofil für den Abschnitt zwischen „Rosenweg" und „Lohe" (vgl. vorangestellte 
Abb. 34) sieht nach dem derzeitigen Planungsstand vor, dass der Gehweg auf der Südost­
seite belassen wird, die Fahrbahn in ihrer Breite reduziert wird und der Gehweg auf der 
Nordwestseite zu einem definierten öffentlichen Parkstreifen ausgebaut wird. 
Der Vorteil dieser Umgestaltung liegt darin, dass der durch die geplante Erschließung zu­
nehmende Verkehr an den parkenden Autos geordnet vorbeigeführt werden kann und sich 
trotzdem Pkw's begegnen können. Dieses trifft naturgemäß auch für die Begegnung Rad 
fahrender Schüler mit einem PKW zu. 

Die neue Verkehrsanbindung des nordwestlichen Quartierabschnitts an den „Nelkenweg" wie 
auch die Einmündung „Nelkenweg" in die Straße „Lohe" sollten zugunsten der Fußgänger 
und Radfahrer durch Aufpflasterungen (vgl. auch nachfolgende Abb. 35) auf ein einheitliches 
Höhenniveau gebracht werden, um vermeintliche Vorrangsituationen für den Kfz­Verkehr an 
diesen Punkten zu minimieren. 

Abb. 35 

Weiterhin stellt gerade die Pflasterung in der „Lohe / Einmündung Nelkenweg" eine Möglich­
keit dar, die Schülerverkehre aufzufangen und ein geordnetes Queren der „Lohe" zu errei­
chen. 
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Erschließungskonzept (Anbindung „Am Bornberg") 
Die Anbindung des östlichen Quartiersabschnitt wird an die Straße „Am Bornberg" erfolgen. 
Im Zufahrts­ und Abfahrtsbereich der neuen Erschließungsstraße befindet sich heute die Zu­
fahrt zu dem vorhandenen Gartenbaubetrieb und zum „Bauernhaus" (vgl. auch nachfolgende 
Abb. 37). Dies wird auch in Zukunft so bleiben. 

Abb. 36a Blick auf den ortsbildprägenden 
Einzelbaum im Zufahrtsbereich mit 
der Straße „Am Bornberg" 

Abb. 37 Zufahrtsbereich „Am Bornberg" 
zwischen dem Bauernhaus und dem 
Mietshaus Am Bornberg 4 hindurch 

Der Zufahrtsbereich ist stark geprägt durch eine 
große Esche, die im Straßenprofil bereits eine räum­
liche und optische Einengung darstellt (vgl. auch 
Abb. 36a). Dies wurde in der Erschließungsplanung 
berücksichtigt. 
Die Esche weist bereits heute einen hohen Anteil an 
Totholz auf (vgl. nebenstehende Abb. 36b). Im Zuge 
der Erschließungsplanung lassen sich keine weite­
ren Standortverbesserung durch Verschiebung der 
Zufahrt erreichen. 
In Richtung Bauernhaus könnten deutliche Stand­
ortverbesserungen erfolgen, aber dort liegt die Zu­
fahrt zu den nordwestlich des Baumes gelegenen 
Garagen. 
Eine Neuordnung dieses Zufahrtsbereiches mit di­
rekter Anbindung der Garagenzufahrt an die Straße 
„Am Bornberg" würde zu einem Verlust eines dort 
wachsenden vitalen Straßenbaumes führen. 
Die hierdurch zu erreichende Standortverbesserung 
würde nach Prüfung der Stadt Bargteheide jedoch 
die Lebensdauer der Esche nicht wesentlich verlän­
gern können. 
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[Foto: Bielfeldt + Berg, 28.06.2016) 
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In Abwägung dieser Sachverhalte hat die Stadt Bargteheide dem Erhalt des vitalen Straßen­
baumes (unmittelbar neben der Esche) den Vorrang eingeräumt gegenüber einer möglichen 
Verlegung der Garagenzufahrt, denn die Vitalität der Esche könnte hierdurch nicht widerher­
gestellt werden. 

Im Zuge der Baumaßnahmen sind bei Arbeiten im Kronentraufbereich der Esche die Be­
stimmungen der DIN 18920 zu beachten, wobei u. a. kein Rüttler zum Einsatz kommen darf; 
es dürfen nur Walzen (keine Vibrationswalzen zum Schutz der Feinwurzeln) verwendet wer­
den.) Das mit der Erschließungsplanung beauftragte Ing.­ Büro hat dies im Rahmen der 
Ausschreibung zu beachten und in der Realisierungsphase zu überprüfen. 

Erschließ ungskonzept (Regelquerschnitte): 
Der östliche Quartiersabschnitt soll eben so wie der westliche Quartiersabschnitt innerhalb 
von „verkehrsberuhigten Bereichen" (Spielstraßen) mit Straßenquerschnitten von unter­
schiedlicher Breite verkehrstechnisch erschlossen werden. Die unterschiedliche Breite der 
Straßen ergibt sich aus der jeweiligen Anordnung von Park­ oder Stellplätzen, entweder als 
„Senkrecht­, Schräg­ oder Längsparkstreifen". 

In den beiden Haupterschließungsstraßen entwickelt sich das Ausbauprofil in sehr unter­
schiedlichen Breiten, die sich an der Ausbaukriterien eines „verkehrsberuhigten Bereiches" 
orientieren. Die Breiten variieren in der Regel zwischen 7,50 m und 10,35 m für die Mischflä­
che. 

Insgesamt kann ein Begegnungsverkehr Pkw ­ Pkw mit wenigen Einschränkungen stattfin­
den und der Begegnungsverkehr Lkw ­ Pkw ist durch Ausweichbereiche gesichert. 
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Abb. 38a 
Straßenregelquerschnitt 
E ­ E 
(im Bereich des 
„Kernhauses") 
mit Längsparkstreifen 

^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ f e ^ ^ ^ Schrägparkstreifen 

Abb. 38b 
Straßenregelquerschnitt 
B ­ B" (im westlichen Be­
reich zwischen Geschoß­
bau und Einzelhaus) mit 

1035 

Abb. 38c 
Straßenregelquerschnitt 
D ­ D'(im östlichen Be­
reich zwischen Geschoß­

w*«^««^^, .^„ .,■­.,_..>,.,­ •—^ bau und Einzelhaus) 
(Quelle: „Erschließungsplanung", ^ '

 6 — U ^ A U W m i t Schrägparks t re i fen 
BN Umwelt, Stand vom 24.04.2018) 
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Erschließungskonzeot (zusätzliche Maßnahmen): 
Als zusätzliche Erschließungsmaßnahme und als Ersatz für zukünftig fortfallende Parkplätze 
im Zuge einer Neuordnung der abmarkierten Parkplätze in der Straße „Lohe" ist vorgesehen, 
im Bereich eines nicht mehr genutzten Löschwasserteiches eine neue öffentliche Parkplatz­

anlage mit 8 Einstellplätzen zu schaffen (vgl. nachfolgende Abb. 38d bis Abb. 38g und Aus­

führungen unter Kapitel 14.2 „Nachsorgender Bodenschutz"). 
Die vorangestellten Maßnahmen wurden im Rahmen der Erschließungsplanung und der Un­
tersuchungen zum Immissionsschutz auf ihre Umsetzungsfähigkeit hin geprüft (vgl. Abb. 
38d) und in den Entwurf zur o. g. Bebauungsplanung aufgenommen (vgl. Abb. 38e). 

Neben der planungsrechtlichen Absicherung erfolgt eine Übernahme von Regelungen zur 
Umsetzung dieser Maßnahmen in den zu schließenden Städtebaulichen Vertrag. 

(Quelle: „Erschließungsplanung", 
BN Umwelt, Stand vom 24.04.2018) ? 

Abb. 38d Auszug aus der Straßenbauplanung 
zur Umnutzung des ehem. Feuerlösch­
teiles in einen öffentlichen Parkplatz 

Abb. 38e Planzeichnung zum B­Plan­Entwurf 
mit Festsetzung des Parkplatzes und 
Anbindung an die „Lohe" 

Abb Blick auf den verlandeten ehemaligen 
Feuerlöschteich mit dem Geländer zum 
Fußweg an der „Lohe" 
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.' (Foto: P. Schariibbe, 26.07.2016) 
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Abb. 38g „Lohe" im Bereich des ehem. Feuer­
löschteiches (links) und der Einmün­
dung „Louise­Zietz­Weg" (rechts) 
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ÖPNV 
Das Plangebiet (gelber Pfeil) ist über die Haltestelle „Bargteheide, Lohe" erschlossen, die 
sich in einer Luftliniendistanz von ca. 550 Metern befindet, sowie über die Haltestelle „Barg­
teheide, Schulzentrum", die sich in 400 Meter Entfernung befindet sowie in kürzerer Entfer­
nung an den Bahnhof mit dem Schienenverkehr angebunden (vgl. auch nachstehende Abb. 
38h). 
Seitens des Hamburger Verkehrsverbundes GmbH wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass aufgrund der Sackgassen-Situation im Bereich des Plangebietes (Straße „Lohe" sowie 
„Am Bornberg") eine verbesserte ÖPNV-Erschließung nicht möglich sein wird. 

Das Plangebiet und somit das „Generationenquartier" ist über den ÖPNV mit dem dargestell­
ten Streckennetz mit den Stadtquartieren und mit den Nachbargemeinden / Städte angebun­
den. 
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10. Ver- und Entsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12,13 und 14 BauGB) 
Die innerhalb des Plangeltungsbereiches für eine Bebauung vorgesehenen Flächen werden 
an das vorhandene Leitungsnetz im Bereich der Gemeindestraßen „Nelkenweg / Lohe" und 
„Am Bornberg / Lohe" angeschlossen. 

10.1 Schmutzwasserbeseitigung 
Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt in der Stadt Bargteheide zentral mit Anschluss an das 
Trennsystem des durch die Abwasserentsorgung Bargteheide GmbH (ABaG) betriebenen 
Kanalnetzes. 
Die Mehrbelastungen aus Schmutzfracht und Mehrabfluss durch das geplante Wohngebiet 
können durch die zentrale Ortsentwässerung aufgenommen werden. 

Grundsätzlich ist ein Anschluss an das örtliche Schmutzwassernetz möglich. Das Plangebiet 
kann höhenmäßig in etwa je zur Hälfte an die Schmutzwasserkanalisation in den Straßen 
„Nelkenweg" und „Am Bornberg" angeschlossen werden. 

Die hydraulischen Verhältnisse der SW-Kanalisation (Freigefällekanal und Druckentwässe­
rung über das Pumpwerk Heinrich-Hertz-Straße) wurden durch das hierfür beauftragte Ing.-
Büro mit folgendem Ergebnis geprüft. Die Kapazitäten der Freigefällekanäle und des Pump­
werkes sind nach Abstimmung zwischen ABaG und dem Ing.- Büro Petersen & Partner als 
ausreichend groß dimensioniert bewertet worden. Der Anschluss des geplanten Erschlie­
ßungsgebietes „Am Bornberg" an die SW-Vorflut ist unbedenklich. 

Alle Grundstücke sind mit Anschluss- und Benutzungszwang an das Entwässerungsnetz der 
Abwasserentsorgung Bargteheide GmbH (ABaG) anzuschließen. 

Drainagen dürfen weder an den Schmutzwasser- noch an den Regenwasserkanal ange­
schlossen werden. 

10.2 Frischwasserversorgung 
Das Plangebiet wird an die Frischwasserversorgung der Holsteiner Wasser GmbH mit An­
schluss- und Benutzungszwang für alle Grundstücke angeschlossen. 
Das Leitungsnetz ist sowohl im „Nelkenweg" als auch im „Am Bornberg" in unmittelbarer Nä­
he vorhanden. 

Vorhandene bauliche Einrichtungen der Holsteiner Wasser GmbH müssen erhalten bleiben. 
Im Zuge der der Bebauungsplanung nachgeordneten Erschließungsplanung sind durch das 
beauftragte Ing.- Büro die Belange des Versorgungsträgers zu berücksichtigen. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Frischwassernetzes sowie zur Koordinierung mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist der Beginn und der zu 
erwartende Wasserbedarf frühzeitig der Holsteiner Wasser GmbH mitzuteilen. Im Rahmen 
der Erschließungsplanung sind die Belange des Versorgungsträgers (Unterbringungen der 
Leitungen im Straßennetz) entsprechend zu berücksichtigen. 
Eine gemeinsame Einweisung vor Ort und die Koordinierung der Baumaßnahmen erfolgt 
durch das beauftragte Ing.- Büro. 
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10.3 Regenwasserbeseitigung 
Im Zuge der Planvorbereitung wurden Bodenuntersuchungen (vgl. auch als Anlage zu die­
ser Begründung, Teil I) Ende Januar 2016 in den gekennzeichneten Bereichen (vgl. nach­
stehender Bohrplan als Abb. 39a) durchgeführt. 

Die anstehenden Böden sind, teilweise unter einer Oberbodenschicht von etwa 30 - 45 cm 
und unter einer teilweise vorhandenen Sandlage von bis zu rd. 2,0 m, vorwiegend 
schluffreiche Geschiebelehme bzw. Geschiebemergel (vgl. auch nachfolgende Abb. 39b). 

E mW E I C K H O F F u n d P A R T N E R gSgä&S? 
V Beulende Ingenieure für Geotechnik U S ' ! ' " 2 * 1 

F M 04101 -54 3320 

Anlage: 15K»1, Sei* 1 

Abb. 39a IfaßsUb: 1:1000 
B-Han 12,3. Änderung und Ergänzung, 
HwifiMung0, Grundstuck Am Bam­
berg' Neltenweg. 22941 Bsrjneheide 

Der Boden verfügt aufgrund seiner Konsistenz über eine mittlere bis gute Fähigkeit, eindrin­
gende Schadstoffe mechanisch zu binden. 

Die wenig durchlässigen bindigen Böden aus Geschiebelehm und -mergel sind für eine Ver­
sickerung nicht geeignet. Die oberflächennahen Sandvorkommen sind grundsätzlich für eine 
Versickerung geeignet, jedoch dürften diese mit den eingelagerten Geschiebelehmschichten 
und teilweise geringen Speichervolumens schnell wassergesättigt und somit in den meisten 
Bereichen ungeeignet sein. 

In der Stadt Bargteheide wird ein Trennsystem betrieben. In der generellen Entwässerungs­
planung ist die Plangebietsfläche in Bezug auf die Regenwasserentsorgung nicht als bebau­
bare Fläche berücksichtigt worden. 

Aufgrund der vorliegenden Bodenverhältnisse muss eine Versickerung des auf Straßen- und 
Dachflächen anfallenden Regenwassers ausgeschlossen werden. 
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Abb. 39b Auszug aus der Baugrunduntersuchung mit exemplarischer Darstellung einiger Baugrundaufschlüsse ­ Bohrprofile 
Quelle: „Baugrundbeurteilung und Gründungsberatung", Eickhoff + Partner, Reilingen, 1. Bericht vom 15.02.2016 
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Es wird ein konventionelles Ableitungssystem für das Regenwasser angewandt. Für das neu 
geplante Erschließungsgebiet ist die Regenwasserableitung mit Anschluss an das öffentliche 
Kanalnetz zu regeln. Ein Anschluss des abzuleitenden Regenwassers wird seitens der Stadt 
Bargteheide und der Abwasserentsorgung Bargteheide GmbH (ABaG) nur in begrenzter 
Form zugelassen, nämlich mit max. 50 l/s. 
Diese Bedingung wird durch die Schaffung eines Regenrückhaltebeckens innerhalb des 
Plangebietes mit dosiertem Ablauf eingehalten. Der erforderliche Stauraum soll eine Sicher­
heit für ein 10-jährliches Regenereignis aufweisen. 

Die Entwässerung des Plangebietes wird über die beschriebene Rückhaltung dosiert an das 
vorhandene Regenwasser-Kanalnetz der Abwasserbeseitigung Bargteheide GmbH (ABaG) 
übergeben. 
Die Ableitung des Regenwassers ist abhängig von der Vergrößerung des vorhandenen Re­
genwasser-Hauptsammlers im Süden des Erschließungsgebietes, an den das Gebiet ange­
schlossen werden soll. 

Die Regenwasserentsorgung des Plangebietes hat 
lediglich im Westen eine Vorflut in Form einer ge­
ring dimensionierten Leitung, gefolgt von einem of­
fenen Graben im Bereich „Am Bornberg" in Rich­
tung „Südring" (vgl. nebenstehende Abb. 40a) und 
wiederum einer Rohrleitung unter der L 89 und an­
schließend unter der in Hochlage geführten DB-
Strecke hindurch. 

Für den zusätzlichen RW-Anschluss des Plange­
bietes, wenn auch in gedrosselter Form, ist die 
Vergrößerung des Durchlasses unter der L89 und 
der Bahnstrecke erforderlich (vgl. nachstehende Abb. 40b und auch als Anlage zu dieser 
Begründung). 

Für eine neue Kreuzung der DB-Strecke wurde bereits in 2016 seitens des IB Petersen & 
Partner für die Stadt Bargteheide ein Antrag bei der DB gestellt. Für die Querung der L 89 ist 
dies auch erforderlich. 
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Im Zuge einer behördlichen Vorabstimmung vom 02.02.2016 wurde seitens des Landesbe­
triebes für Straßenbau und Verkehrs des Landes S-H, Niederlassung Lübeck ausgeführt, 
dass diese Straße erst vor kurzem saniert wurde und ein Aufbruch mit entsprechender 
„Flickstelle" eine nicht gewollte Schwächung der Fahrbahn befestig ung bedeutet. 

Technisch gesehen wird eine offene Bauweise wegen der fehlenden Breiten im betroffenen 
Bereich unter Berücksichtigung der erforderlichen halbseitigen Baufelder und der zum Bau 
notwendigen Sicherheitsbereiche in Frage gestellt. 

Ausgeschlossen wird seitens des LBV S-H eine Vollsperrung der L 89; dazu wäre eine weit­
räumige Verkehrsumlenkung erforderlich, um die belastete L89 hierfür zu entlasten. Dies 
wird angesichts der kleineren baulichen Maßnahme nicht für sinnvoll und verhältnismäßig 
erachtet. 

Als einzige Option für die Kanalquerung bleibt die Durchführung einer Bohrpressung. Nach 
derzeitiger Einschätzung des mit der äußeren Erschließung (Entwässerung) beauftragten 
Ing.- Büro wird ein Mediumrohr DN 600 notwendig werden, Material GFK. Dieses kann in ei­
nem Stahlschutzrohr DN 1000 unter der L 89 und in Kombination auch unter der DB-Strecke 
hindurch eingesetzt werden. Die Pressgrube könnte zwischen L 89 und Bahnstrecke liegen. 
Die Überdeckung im Bereich der L 89 sollte mind. 1,20 m betragen; bei Schwierigkeiten un­
ter Vorbehalt der Zustimmung des LBV S-H und einer genaueren Prüfung auch weniger. 

Auf der Nordostseite der L 89 befindet sich eine Lärmschutz-Wall-Wand-Konstruktion. Hier 
steht die Prüfung, ob offen oder geschlossen gequert werden kann, noch aus. 

Die Pressrichtung querende Versorgungsleitungen, wie Gashochdruckleitung, LWL-Pakete 
o.a. werden durch das beauftragte Ing.- Büro unter Einbeziehung der Versorgungsträger in 
die Planung berücksichtigt. 

Die Umsetzung der Vergrößerung des Kanals ist Voraussetzung für die geplante Erschlie­
ßung und wird in Abstimmung mit der Stadt Bargteheide und der ABaG vor Anschluss des 
Plangebietes umgesetzt werden. Entsprechende Regelungen hierzu werden in den zu 
schließenden Städtebaulichen Vertrag aufgenommen. 

10.4 Telekommunikation 
Im Rahmen der „Behörden- und Trägerbeteiligung" wurde seitens des Kommunikationsun­
ternehmens geprüft, in welchem Umfang zur fernmeldetechnischen Versorgung des Plangel­
tungsbereiches die Verlegung von Fernmeldeeinrichtungen für das geplante Wohngebiet er­
forderlich sein wird. 

Grundsätzlich ist z.B. zugunsten der Deutschen Telekom oder eines anderen Anbieters da­
rauf zu achten, dass in allen Straßen bzw. Gehwegen geeignete und ausreichend dimensio­
nierte Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 m für die Unterbringung 
der Telekommunikationslinien vorzusehen werden. 

Die Versorgung mit Breitband kann durch die Telekom sichergestellt werden, es können aber 
auch andere Anbieter wie Kabel Deutschland oder die Vereinigte Stadtwerke Media GmbH 
diese Leistungen vor Ort übernehmen. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdi­
sche Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsanstalt für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 08.1989, zu beachten. 
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Für den rechtzeitigen Ausbau des Kommunikationsnetzes sowie zur Koordinierung mit den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist der Beginn und Ablauf der Erschließungs­
maßnahme so früh wie möglich vor Baubeginn der zuständigen Stelle der Deutschen Tele­
kom Technik GmbH bzw. eines anderen Kommunikationsunternehmens mitzuteilen. 

10.5 Stromversorgung 
Aufgrund eines Konzessionsvertrages versorgen die SH Netz AG das Gemeindegebiet mit 
Strom. 

Im Rahmen der Trägerbeteiligung wird durch den Versorgungsträger die Versorgungssituati­
on geprüft. Ein ggf. zusätzlich erforderlich werdende Standorte für eine Trafostation ist mög­
lichst innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen bereit zustellen. Ansonsten ist ein Standort 
innerhalb des inneren Erschließungssystems bzw. auf einer der Stellplatzanlagen zu finden 
und durch Grunddienstbarkeiten abzusichern. 
Eine gemeinsame Einweisung vor Ort und die Koordinierung der Baumaßnahmen erfolgt 
durch das beauftragte Ing.- Büro. 

Bestehende Versorgungsleitungen in den Anschlussbereichen „Nelkenweg" und „Am Born­
berg" sind bei der geplanten Bebauung zu berücksichtigen. Die Richtlinie zum Schutz unter­
irdischer Versorgungsanlagen ist entsprechend zu beachten. 

Auf dem Grundstück des „Bauernhauses" ist eine 
Trafostation (vgl. nebenstehende Abb. 40c), die 
der Stromversorgung außerhalb des Plangebie­
tes für die umgebende Wohnbebauung, vorhan­
den und bleibt durch diese Bauleitplanung unver­
ändert am Standort erhalten. 

Zum Betrieb und zur Erreichung der Trafostation 
nebst Anschlussleitungen sind zugunsten des 
Versorgungsunternehmens (= früher Schleswag 
AG) beschränkt persönliche Dienstbarkeiten be­
willigt am 31.08.1977 und eingetragen am 25.11. 
1977 in das Grundbuch des Bauernhauses. 

Die Koordinierung erfolgt durch das beauftragte Ing.- Büro im Rahmen der der Bebauungs­
planung nachgeordneten Erschließungsplanung zur o.g. Bebauungsplanung zu gegebener 
Zeit mit Einweisung in die Leitungstrassen vor Ort. 

10.6 Gasversorgung 
Eine Gasversorgung ist nach dem derzeitigen Kenntnis- und Planungsstand nicht erforder­
lich, da ein gebietsinternes BHKW (voraussichtlich Pelletheizung) errichtet werden soll. 

10.7 Abfallbeseitigung 
Die Abfallbeseitigung ist Aufgabe des Kreises Stormarn und wird zentral mit Anschluss- und 
Benutzungszwang für das Plangebiet geregelt. Die Abfälle werden innerhalb des Plangebiet 
in festen Behältern bzw. in Wertstoffsäcken gesammelt. 
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Das innere Erschließungssystem des „Generationenquartier" in Form von zwei Erschlie­
ßungsstichstraßen von den Gemeindestraßen „Nelkenweg" und „Am Bornberg" aus ist für 
die Befahrung durch Müll- und Notfahrfahrzeuge vorgesehen, Schleppkurven und Radien 
einschließlich der beiden Wendeplatzanlagen sind entsprechend den Angaben aus der RASt 
06 für das Befahren durch ein dreiachsiges Müllfahrzeug ausgelegt. 

11. Brandschutz 
Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Bargte­
heide und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nachbarschaftlichen 
Lösch hilfe. 

Erforderlich werdende Hydrantenabstände und die Bereitstellung von Löschwasser mit der 
erforderlichen Leistung aus der zentralen Frischwasserversorgung entsprechend den techni­
schen Anforderungen nach Arbeitsblatt DVGW-W-405 und nach Maßgabe des Erlasses des 
Innenministeriums vom 30.08.2010 (IV-334-166-701.400) kann, sofern erforderlich, nach 
Prüfung durch die Holsteiner Wasser GmbH im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens 
bereitgestellt werden, wobei eine grundsätzliche Verpflichtung hierzu nicht besteht. 

Nach Angaben der Holsteiner Wasser GmbH ist die Löschwasserversorgung durch die Ent­
nahme aus dem Trinkwassernetz gesichert. Es können 48 m3/h zur Verfügung gestellt wer­
den. 

Die Feuerwehrzufahrt ist grundsätzlich durch die beiden Erschließungsstraßen in Verlänge­
rung der Straßen „Nelkenweg" im Nordwesten bzw. „Am Bornberg" im Norden des Plange­
bietes gesichert. 

11.1 Bewertung des notwendigen Waldabstandes der Gebäude 
Im Zuge der Erarbeitung der „Entwurfsplanung" zur o. g. Bebauungsplanung wurde eine gu­
tachterliche Stellungnahme erstellt (vgl. auch als Anlage zu dieser Begründung), die eine 
beabsichtigte Unterschreitung des Waldabstandes und damit die wechselseitige Brandgefahr 
zwischen Wald und Gebäude bewerten sollte. 

Rechtliche Grundlage: 
Gemäß § 24 Abs. 1 LWaidG ist es verboten, zur Verhütung von Waldbränden, zur Sicherung 
der Waldbewirtschaftung und der Walderhaltung, wegen der besonderen Bedeutung von 
Waldrändern für den Naturschutz, sowie zur Sicherung von baulichen Anlagen vor Gefahren 
durch Windwurf oder Waldbrand, Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuches, in ei­
nem Abstand von weniger als 30 m vom Wald (Waldabstand = so genannter Wald­
schutzstreifen), durchzuführen. 

Nach § 24 Abs. 2 Satz 2 LWaidG kann die zuständige Bauaufsichtsbehörde (untere Bauauf­
sichtsbehörde des Kreises Stormarn) Unterschreitungen des Abstandes im Einvernehmen 
mit der unteren Forstbehörde zulassen, wenn eine Gefährdung nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
anzunehmen ist. 

Der Waldabstand berücksichtigt die wechselseitige Brandgefahr und die mögliche Bildung 
von Feuerbrücken. Eine Unterschreitung des Waldabstandes kann in Betracht kommen, 
wenn von der baulichen Anlage eine unterdurchschnittliche Brandgefährdung ausgeht und 
der Wald unterdurchschnittlich leicht in Brand geraten kann. 
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Vorhaben: 
In dem Entwurf der o. g. Bebauungsplanung be­
trägt der geplante Abstand der Gebäude vom Wald 
20m (s. nebenstehende Abb. 41a, roter Strich) un­
terschreitet somit den vorgegebenen Abstand ge­
mäß § 24 Abs. 1 LWaidG um 10 m (blauer Strich). 

Die Gebäude sind 3­geschossig ohne Staffelge­
schoss geplant und dementsprechend in dem B­
Plan­Entwurf auch so festgesetzt. Aufgrund der 
Höhe der Gebäude (geplante Höhe Oberstes Ge­
schoss mit Aufenthaltsraum OKFF 2.0G unter 7,0 
m) handelt es sich entsprechend § 2 Abs. 3 LBO 
um Gebäude der Gebäudeklasse 3. 

Bewertung des verringerten Abstandes zum Wald: 
Aus brandschutztechnischer Sicht muss die wechselseitige Brandgefahr betrachtet werden. 
Hierzu wird der Runderlass zum Waldschutzstreifen nach § 24 LWaidG herangezogen. Ein 
verringerter Waldabstand ist möglich, wenn die Brandgefahr des Waldes, des Gebäudes und 
die Nutzung als unterdurchschnittlich angesehen werden kann. 
Demzufolge wurden die nachfolgenden Punkte gutachterlich betrachtet und bewertet: 
­ Beurteilung der Brandgefahr des Waldes 
­ Beurteilung der Brandgefahr eines Gebäudes 
­ Beurteilung der geplanten Nutzung eines Gebäudes 

Ergebnisse und Maßnahmen: 
o Gemäß Stellungnahme der unteren Forstbehörde vom 27.05.2016 ist der Wald als unter­

durchschnittlich brandgefährdet anzusehen. 
Zusätzlich soll, auch aufgrund der besonderen ökologischen Bedeutung, der Waldrand 
aufgewertet werden (vgl. auch Abb. 26d). Hierzu wird der Waldrand in einem 10 m Strei­
fen durch eine deutliche Auflockerung der derzeitig extrem engen Standes der Bäume 
umgestaltet. 

o Zur Absicherung des beschriebenen Waldaufbaus wird dieser Sachverhalt in einen zwi­
schen der Stadt Bargteheide und dem Vorhabenträger zu schließenden städtebaulichen 
Vertrag aufgenommen, um neben dem Sicherung des Waldumbaus auch das prognosti­
zierte Hineinwachsen des Waldes in den Waldschutzstreifen dauerhaft zu verhindern. 

o Die verwendeten Baustoffe der Fassade müssen mindestens schwerentflammbar erstellt 
werden. Diese Anforderung geht über die Anforderung des § 29 Abs. 5 LBO hinaus, wel­
che für Gebäude der Gebäudeklassen nur normalentflammbare Baustoffe fordert. 

o Es ist eine harte Bedachung vorzunehmen. 

o Tragende und aussteifende Bauteile werden mindestens feuerhemmend erstellt. Die Ge­
bäude sind als Massivbau geplant. 
Die Tragkonstruktion ist mit nichtbrennbaren Baustoffen in Kalksandstein und Stahlbeton 
zu errichten, welche in ihrer Bauart sogar nichtbrennbar sind und einen feuerbeständigen 
Feuerwiderstand aufweisen. 

o Die Heizungsanlagen mit Festbrennstoffen muss außerhalb der Unterschreitung des 
Waldabstandes errichtet werden. 
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Eine ausreichende Löschwasserversorgung für den Löschangriff wird aus dem Trinkwas­
sernetz zu entnehmen sein. 
=> Aus Sicht der Feuerwehr der Stadt Bargteheide wurde die geplante Infrastruktur, 

insbesondere Bewegungsflächen, Zugänge auf den Grundstücken, Gebäudean­

ordnung und Löschwasserversorgung, so wie im „Städtebaulichen Konzept" darge­

stellt (vgl. auch Abb. 24a) für einen möglichen Löschangriff als ausreichend erachtet. 
Die Anforderung wird erfüllt, wenn in weniger als 150 m Entfernung ausreichend 
Hydranten vorhanden sind oder in den Planstraßen erstellt werden und in einem 
Löschwassernachweis die Löschwasserentnahme mit dem Mindestdruck bestätigt 
wird. Aus gutachterlicher Sicht wird gemäß DVGW W405 für die geplante Bebauung 
eine Löschwassermenge von 48m

3
/h als ausreichend erachtet. 

Nach Angaben der Holsteiner Wasser GmbH können 48 m3
/h aus dem Trinkwasser­

netz zur Verfügung gestellt werden.) 

=> Um den Löschan­
griff des abweh­
renden Brand­
schutzes noch 
einmal zusätzlich 
zeitlich 
zu verkürzen und 
damit zu verbes­
sern, wird an den 
Gebäuden, die 
den Waldschutz­
streifen unter­
schreiten eine 
Feuerwehrumfahrt 
errichtet werden 
(vgl. auch neben­
stehende Abb. 
41b). 

Abb. 41b 

An dieser Feuerwehrumfahrt ist zentral eine Löschwasserentnahmestelle („gelber 
Stern" auf der Abb. 41b) geplant. Hiermit würde das Schutzziel wirksamer Löschar­
beiten an den Gebäuden sowie des Waldes noch einmal unterstützt. 

Diese Maßnahme wurde in die Planzeichnung zum Entwurf der o. g. Bebau­
ungsplanung (siehe Abb. 41b) durch ein entsprechend in der Zeichenerklärung 
zugeordnetes (also zugunsten der Feuerwehr und Rettungskräfte) festgesetztes 
Geh­ und Fahrrecht (G ­ F­Recht) gesichert. 
Zudem erfolgt eine zusätzliche Absicherung dieser Feuerwehrumfahrt im dem 
vorgenannten zu schließenden Städtebaulichen Vertrag. 

=> 

=> 

Die durch die Nutzung ausgehende Gefahr können durch bauliche Maßnahmen am Ge­
bäude nicht direkt verändert werden. 
Die Wohnungen sind jedoch in ihrer Bauart in kleine, brandschutztechnisch getrennte, 
Einheiten (Zellenbauweise) zu trennen. 
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Die Tragkonstruktion ist mit nichtbrennbaren Baustoffen in Kalksandstein und Stahlbeton 
zu errichten, welche in ihrer Bauart sogar nichtbrennbar sind und einen feuerbeständigen 
Feuerwiderstand aufweisen. 
Durch die vorgenannte Maßnahmen ist davon auszugehen, dass ein Brandereignis auf 
die betroffene Wohnung und damit auf einen kleinen Teil des Gebäudes begrenzt bleibt. 

=> Um zu verhindern, dass an der dem Wald zugewandten Fassade der Brand weiter­
geleitet wird, sowie um die wirksamen Löscharbeiten zu verbessern, werden die 
Fassadendämmstoffe der dem Wald zugewandten, südöstlichen Fassaden aus 
nichtbrennbaren Baustoffen errichtet. 
Zur Sicherung dieser Maßnahme erfolgt eine entsprechende Übernahme in den zu 
schließenden „Städtebaulichen Vertrag". 

=> Den Bewohnern werden jedoch Aktivitäten und Nutzung bestimmter Bereiche zum 
Beispiel durch die Hausordnung untersagt. 
Freizeitaktivitäten wie z.B. Grillen oder die Verwendung von offenen Feuer, ist in ei­
nem Mehrfamilienhaus verständlicher Weise verboten. 
Dies gilt ebenso für ähnliche Freizeitaktivitäten der Bewohner in der Schutzzone zwi­
schen Gebäude und Wald, die im Entwurf zur o. g. Bebauungsplanung als private 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Waldschutzstreifen" festgesetzt (s. auch 
Abb. 41b) und der unterschrittene Waldabstand nach § 9 (6) BauGB als nachrichtli­
che Übernahme mit Bezug auf das Landeswaldgesetz in die Planzeichnung über­
nommen wird. 

Fazit: 
Die geplanten Gebäude können aus gutachterlicher Sicht mit Beachtung der o.g. Anforde­
rungen mit einem geringeren Abstand als 30 m errichtet werden. 

12. Erschließung und Maßnahmen zur Verwirklichung 
der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. 
Das Straßen- und Versorgungsnetz ist als äußere Erschließung des Plangebiets vorhanden. 

Die für die Realisierung des geplanten Vorhabens innerhalb des Plangebiets in Gänze erfor­
derlich werdenden Verkehrs- und tiefbautechnischen Maßnahmen und für die inneren Er­
schließungs- und Wegeflächen einschließlich der Maßnahmen zur Regenwasserbeseitigung 
(Regenrückhaltung und -ableitung) werden im Rahmen der der o.g. Bebauungsplanung 
nachgeordneten Erschließungs- und Entwässerungsplanung entsprechend den vertraglichen 
Regelungen aus dem zu schließenden Städtebaulichen Vertrag durch das beauftragte Ing.-
Büro nachgewiesen und sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspre­
chend der städtischen Beschlusslage herzustellen. 

Eine überschlägige Kostenschätzung für die Erschließung des Wohngebietes entsprechend 
den zukünftigen Festsetzungen der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 
12 - Neu. wird der nachgeordneten Erschließungsplanung nach dem jeweiligen Planungs­
stand zu entnehmen sein. 

Für die öffentlichen Verkehrsflächen innerhalb des Plangeltungsbereiches ist eine Widmung 
erforderlich. 
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13. Nachrichtliche Übernahmen 

13.1 Waldschutzstreifen (§ 24 LWaidG) 
Im Landschaftspflegerischen Begleitplan von 1989 als Bestandteil der Planfeststellungsun­
terlagen zur Verbindungsstraße „B 75 / Lohe (L 89), planfestgestellt am 29.08.1991, wird die 
inzwischen durchgeführte Bepflanzung zwischen dem „Südring" und dem geplanten Wohn­
baugebiet u. a. beschrieben als „Aufforstung Ackerfläche". Die planfestgestellte Vorgabe für 
diese Fläche direkt südlich des geplanten Baugebiets ist somit Wald. 
Gemäß der Stellungnahme der unteren Forstbehörde Stellungnahme vom 27.05.2016 wird 
die vorangestellte Planauffassung bestätigt. 

Gemäß der Stellungnahme der unteren Forstbehörde Stellungnahme vom 27.05.2016 wird 
die Abgrenzung des auf 20 m reduzierten Waldschutzstreifens, das Plangebiet betreffend, 
nach § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in die Planzeichnung zur 3. Änderung und Ergänzung 
des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. übernommen. 

Abb. 42 

13.2 Wasserschutzzone (§ 15 LWG) 
Das gesamte Plangebiet liegt 
innerhalb des Wasserschutz­
zone III des Wasserschutz­
gebietes Bargteheide (vgl. 
auch nebenstehende Abb. 
42, Pfeil ist auf das Plange­
biet gerichtet). Die entspre­
chenden Vorschriften der 
„Wasserschutzgebietsver­
ordnung Bargteheide" vom 
27.01.2010 sind im Rahmen 
der nachgeordneten Er­
schließungsplanung in dem 
erforderlich werdenden Maße 
zu berücksichtigen. 

Hierzu zählt u.a., dass 
■ das sämtliches Straßen­

wasser und Wasser befestigter Hofflächen müssen entweder über den Mutterboden (A ­
Horizont) versickert werden oder entsprechend in dichten Rohrleitungen zur Vorflut abge­
leitet werden, 

■ das Rückhaltebecken in Trockenbauweise mit einer mindestens 30 cm starken Mutterbo­
denschicht herzustellen ist, 

■ Dacheindeckungen ohne Zink­ und Kupferdächer zu planen, da diese bei einer Versicke­
rung im Zusammenhang mit der Wasserschutzzone IM nicht genehmigungsfähig sind. 

Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB wird die Wasserschutzzone III nachrichtlich in die Planzeichnung 
zur 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. in Form eines Symbols 
übernommen. 
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14. Bodenschutz 

14.1 Vorsorgender Bodenschutz 
Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Änderung / 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, wo eine zulässige Nutzung neu bestimmt und 
damit wesentlich die hierdurch zukünftig mögliche Belastung der Eigenschaften und spezifi­
schen Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden kann, werden im vorliegenden 
Planungsfall auch unter Berücksichtigung bestehender Baurechte nach § 34 BauGB und 
aufgrund der planerischen Absicherung über die geltende Flächennutzungsplanung der 
Stadt Bargteheide planungsrechtliche und städtebauliche Aspekte zur Errichtung von Wohn­
einheiten vornehmlich im Geschosswohnungsbau bearbeitet, so dass z. B. Prüfungen von al­
ternativ zu nutzenden bzw. auszuweisenden Flächen sich nicht aufdrängen. 

Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit im vorliegenden Fall keine er­
kennbaren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung der Eigenschaften bzw. der 
Funktionen der dort anstehenden Böden. Die Ausgleichbarkeit der Eingriffe in das Schutzgut 
Boden sind außerhalb der Bereiche, die bereits jetzt schon nach § 34 BauGB zu beurteilen 
sind, im Rahmen der Umweltprüfung (Teil II) zu prüfen und zu bewerten. 

Die Versiegelungen werden nur Böden mit allgemeiner Bedeutung betreffen, also keine ge­
mäß des Landschaftsrahmenplans, Kap. 3.1.2, Tab. 3, besonders seltenen oder zu schüt­
zenden Bodentypen. Es handelt sich um Böden 
o ohne besondere Bedeutung für die Kultur- und Naturgeschichte 
o mit geringer bis mittlerer Wasserdurchlässigkeit 
o mit geringem bis mittlerem Puffervermögen für Nährstoffe oder Schadstoffe 
o ohne besondere Bedeutung für die Rohstoffgewinnung 
o mit allgemeiner Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere; es sind keine Son­

derstandorte 

Somit kann sichergestellt werden, dass Böden mit einer hohen Bedeutung für die geplante 
Realisierung der Wohnbaufläche durch die Aufstellung der 3. Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplanes Nr. 12 - Neu. planungsrechtlich nicht vorbereitet werden. 

14.2 Nachsorgender Bodenschutz 
Entsprechend den örtlichen Kenntnissen und den Inhalten bzw. der Darstellungen der städti­
schen Flächennutzungs- und Landsehaftsplanung sind der Stadt Bargteheide keine Ver­
dachtsmomente für mögliche Altablagerungen oder Altlastenstandorte / -Verdachtsflächen 
innerhalb des Plangebietes bekannt und wurden der Stadt Bargteheide auch nicht im Rah­
men des „Scoping-Verfahrens" nach § 4 abs. 1 BauGB bekannt gemacht. 

In Vorbereitung einer möglichen Umnutzung des ehemaligen Feuerlöschteiches an der „Lo­
he" (vgl. auch Abb. 38d bis Abb. 38g) wurden am 14.11.2017 aus dem Bodenmaterial des 
verlandeten Löschteichs an 3 Stellen Proben der obersten Bodenschicht (schlickartiges Ma­
terial mit hohem organischen Anteil) oberhalb der unterlagernden Sande Proben entnommen 
und zu einer Mischprobe vereint und nachfolgend entsorgungsrelevant untersucht (vgl. auch 
Anlage zu dieser Begründung). 

Gemäß Analytik zeigt das Material geringe PAK- und Schwermetallbelastungen die zu einer 
Einstufung als Z2-Material führen würden. Aufgrund des hohen TOC-Gehaltes ( > Z2 ) kann 
das Material jedoch nicht wiederverwertet werden, sondern muss Einstufung nach DepV ent­
sorgt werden. 
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Da der AT4-Wert und der Brennwert die entsprechenden Grenzwerte unterschreiten, kann 
das Material in die Deponieklasse 0 eingestuft werden (Bodendeponie). 

Zur Vorgehensweise bei der Entsorgung sollte das Bodenmaterial ausgehoben und entwäs­
sert werden, da man das nasse breiige Material nicht los wird. Sollte die Entsorgung auf ei­
ner Bodendeponie schwierig werden, da diese häufig nicht diesen Boden mit vielen Pflan­
zenresten annehmen wollten, bleibt als Alternative noch die Verbrennung. Diesem Entsor­
gungsproblem wird sich eine Firma annehmen, die auf solche Arbeiten spezialisiert ist: 

Die untere Bodenschutzbehörde hat im Rahmen des Beteiligungsverfahrens darauf hinge­
wiesen, dass die „Hinweise zur Entsorgung von Schlämmen aus Regenrückhaltebecken, 
Regenklär- und Feuerlöschteichen sowie ähnlichen Anfallstellen" (Stand: Februar 2013) vom 
MELUND zu berücksichtigen und die Details für ein Konzept zur ggf. Sedimententwässerung 
mit der unteren Bodenschutzbehörde und dem FD 43 des Kreises Stormarn abzustimmen 
sind. 

Sollten darüber hinaus bei Umsetzung der Planvorhaben weitere Bodenverunreinigungen zu 
Tage gefördert werden, ist die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Stormarn unverzüg­
lich zu unterrichten. Die weiteren Maßnahmen werden dann von dort aus abgestimmt. 

14.3 Kampfmittel 
Hinweise auf Kampfmittel liegen der Stadt Bargteheide aufgrund der Anlage 1 vom 22.07. 
2015 zur „Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit durch 
Kampfmittel (Kampfmittelverordnung)" vom 07.05.2012 sowie aufgrund der Inhalte und Dar­
stellungen der gemeindlichen Flächennutzungs- und Landsehaftsplanung für die Flächen des 
Plangebietes nicht vor, können aber auch nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 
Zufallsfunde sind durch die Stadt Bargteheide bzw. durch den Ausführenden von Bauarbei­
ten unverzüglich der Polizei zu melden. 

15. Archäologische Denkmale 
Die Stadt Bargteheide geht mit diesem Änderungsverfahren sowie aufgrund der Inhalte und 
Darstellungen der städtischen Flächennutzungs- und Landsehaftsplanung weiterhin davon 
aus, dass keine Auswirkungen auf archäologische Denkmale durch die Umsetzung der Pla­
nung anzunehmen sind. Diese Planauffassung wurde durch das Archäologische Landesamt 
S-H mit Erlass vom 07.11.2013 bestätigt. 

Gemäß § 15 DSchG (2014) ist zu beachten, dass derjenige, der Kulturdenkmale entdeckt 
oder findet, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmal­
schutzbehörde mitzuteilen hat. 

Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin 
oder den Besitzer des Grundstückes oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, 
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund ge­
führt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach 
Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zu­
stand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten ge­
schehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der 
Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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16. Belange der Bundeswehr 
Die Belange der Bundeswehr werden berührt, jedoch werden bei Einhaltung der vorgelegten 
Planung eines Wohngebietes und einer wesentlichen Unterschreitung der maßgeblichen 
Höhen von 30 Meter über Grund keine Einwände / Bedenken seitens der Bundeswehr gel­
tend gemacht. 

17. Rechtsfolgen 
Durch die zukünftigen Festsetzungen der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes 
Nr. 12 ­ Neu. werden die Festsetzungen des geltenden Bebauungsplanes in dem betroffenen 
Teilbereich vollständig ersetzt. Es gilt der Rechtsgrundsatz, dass die spätere Norm die frühe­
re verdrängt. Die ansonsten bestehenden Regelungen des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. 
haben für das übrige Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. außerhalb des Gel­
tungsbereiches der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 ­ Neu. weiter­
hin Bestand. 
Auswirkungen der Planung auf das übrige Plangebiet sind nicht vorhanden. Die planungs­
rechtliche Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich somit ausschließlich nach den insgesamt zu 
treffenden Festsetzungen der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 12 ­
Neu. Sollte die spätere Norm für unwirksam erklärt werden, lebt die alte Norm wieder auf. 

Die Begründung (Teil I) zur Aufstellung der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungspla­
nes Nr. 12 ­ Neu. „Generationenquartier Am Bornberg Inklusion" der Stadt Bargteheide wur­
de von der Stadtvertretung in der Sitzung am 16.05.2019 gebilligt. 
Stadt Bargteheide, £ 9 ftßy nmn 
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